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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Dienstag, den 5. April 1927.

(Beginn 9 Uhr 15 Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Beratung bes Haushaltsplans und der bannt in

Verbindung stehendenLanidtagsvorlagen.
3. Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der

eingegangenen Vorlagen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröff¬

net. Die Niederschriften über die gestrigen Vollsitzun¬
gen liegen auf dem Nische bes Hauses zur Kenntnis.

Zunächst habe ich die Gingänge mitzuteilen. Ginen
Antrag ber sozialdemokratischenFraktion:

„Die sozialdemotrntischeFraktion des Provinzial-
landtags schlägt als Mitglied in die Provinzial-
kommission für die Heil- und Pslegeanstalten an
Stelle des ausgeschiedenenMitgliedes Abgeordneten
Orlopp den Abgeordneten Hauet vor."
Ich höre keinen Widerspruch. Ich stelle Ihr Ein¬

verständnis mit diesem Vorschlage fest und frage den
Herrn Abgeordneten Haus, ob er bereit ist, die Wahl
anzunehmen. (Abgeordneter Hauck stimmt zu.)

Dann sind von den Fraktionen nicht weniger als
32 Anträge eingegangen. Diese Anträge sind im Um¬
druck auf die Plätze verteilt; ich brauche sie daher nicht
zu verlesen. Der Provinziulausschuß wird zu Kiesen
Anträgen noch Stellung nehmen müssen. Vorbehalt¬
lich dieser Stellungnahme des Provinzialausschusses
schlage ich folgende Ueberweisungen bor:

1. Ginspruch der Zentrumsfraktion bei «der Reichs¬
und Staatsregierung bezüglich der Beschränkung
>der Tätigkeit der Provinzialverwaltung auf den
Gebieten des Wegebaues und des Arbeitsnach¬
weises.

2. Antrag der Arbeitsgemeinschaft, betr. Behebung
der Kreditnot in der mittleren und kleinen rhei¬
nischen Industrie durch Zuführung langfristiger
Hhpothetarkredite seitens ber Landesbank.

3. Antrag der Arbeitsgemeinschaft,betr. Ginrichtung
se eines Landesarbeitsgerichts für die größeren
Landgerichtsbezirkebei ider bevorstehendenBildung
der Arbeitsgerichte.

4. Antrag der Arbeitsgemeinschaft, betr. Bereit¬
stellung von 30 000 Mark zur Evmöglichung der

Ansiedlung rheinischer Bauernsühne in den Ost¬
provinzen.

5. Antrag der SPD.-Fmktion auf Ginsetzung eines
Betrages von 150 000 Mark für Kinderspeisung in
den Haushalt „Verschiedenes"für 1927.

6. Zusllhantrag der SPD.-Fraktion zum Antrage
der Zentrumsfraktion, betr. Nationalisierung un'd
Zusammenlegung von Betrieben im westlichen
Industriegebiet.

7. Antrag der SPD.-Fraktion, betr. Auftrags¬
erteilung von Bimsbaustossen seitens bcr Provinz,
der Reichs- und Staatsregierung zur Behebung
der Arbeitslosigkeit in den Kreisen Neuwied und
Koblenz.

8. Entschließung der KPD.-Fraktion an die Neichs-
und Staatsregierung, betr. Aufnahme der Bahn¬
linie Irre! — Echternacherbrück— Bollendorf —
Schwarzenbruch— Sinspclt — Neuevburg in das
Arboitsbeschllfsungsprogramm.

9. Entschließung der KPD.-Fraktion, betr. Antrag
an die Staatsregierung, auf die Reichsregierung
dahin zu wirken, daß außer den zur Linderung
her Not der sog. Luxemburggänger bereits be¬
willigten Mitteln weitere Mittel zur Verfügung
gestellt werden.

10. Antrag der SPD.-Frattion, betr. Erhöhung der
Ortslöhne.

11. Antrag der SPD.-Fraktion auf Bewilligung eines
Betrages von 50 000 Mark für die allgemeine
Volksbildungsarbeit in der Rheinprobinz.

12. Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Errichtung eines
Provinzial-Wohlsahrtsamtes als Kontrollorgan
unb Veschwerdeinstanzim Sinne der aus der Für-
sorgepflichtverordnung resultierenden Aufgaben.

13. Entschließung der KPD.-Frnttion, betr. Protest
gegen die Beschießung chinesischerStädte durch
englische Kriegsschisse.

Alle bisse Anträge gehen an den Fachausschuß I.
Bei dem letzteren Punkte ist allerdings die Zuständig¬
keit eines Fachausschusses nicht von vornherein ge¬
geben. Ich glaube aber, der Fachausschuß I wird sich
am besten mit der Sache besassen.
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Dann:
Antrag der Zentrumsfraktion, betr. Schaffung von

Einrichtungen für srhschnmche Kinder iu der Rhein-
Provinz;

Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der Bei¬
hilfe für den Ausbau des Iugenbherbergswesens (zu
verbinden mit Drucksache 16);

Antrag der KPD.-Frattion, betr. Aufsicht über die
Fürsorgezöglinge;

Antrag Her KPD.-Fraktion, betr. Erholungskur für
schulpflichtige Fürsorgezöglinge nach ihrer Einliefe-
rung;

Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Einweisung von
Füisorgezöglingen in bas evangelische Fürsorgeheim II
in Nieberseßmar und in das Fürsorgeheim I in Gum-
Mersbach;

Anträge der KPD.-Fraktion, betr. Durchführung
der Fürsorgeerziehung;
alles an Fachausschuß II.

Antrag der SPD-Fraktiun, betr. Vorlage einer
Aufstellung über die Größe der landwirtschaftlichen
Nachen bei den einzelnen Provinzialanstalten, die
Zahl der zu verpflegenden Anstaltsinsassen ufw. ge¬
legentlichber nächsten Provinziallandtagstugung;

Antrag der Arbeitsgemeinschaft dahingehend, die
Position Titel II 4 2 und l, im Hanshalt, betr. Für¬
sorge für KriegsbeschädigtePp,, für übertragbar zu er¬
klären;
. Antrag ber KPD.-Fraktion, betr. die Hausordnung

für die Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler (zu
verbinden mit Drucksache 20);

Antrag der KPD.-Fraktion auf Außerkraftsetzung
ber Fürsorgepflichtverordnung;
alles an Fachausschuß III.

Antrag bei SPD-Fraktion auf Pflasterung der
Vrovinzmlstraßen in Ortslagen, soweit Schotterstraßen
w Frage kommen;

Antrag der SPD-Fraktion, betr. Beseitigung der
Eifenbahnüberlführungen auf der Provinzialstraße
Koblenz—Gingen wegen der burch die Zunahme des
Autoverkehrs gesteigerten Verkehrsverhältnisse auf
dieser Straße;
nn Fachausschuß IV.

Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Erhöhung der
Awleihe für Straßenzwecke von 13 Millionen auf
20 Millionen Reichsmark (in Verbindung mit Druck¬
sache 2); ', l' ^^
an die Fachausschüsse IV und I,

Antrag ber Zentrumsfraktion auf Einführung einer
zehntägigen Quarantäne für Händlervieh, das als
Milch- und Nutzvieh eingeführt wird;

Antrag ,der KPD.-Fraktion, betr. Aenderung eini¬
ger Bestimmungen des Entwurfs eines Nieis-Gesetzes
(zu verbinden mit Drucksache 35);

Antrag der KPD.-Fraktion auf direkte Zuleitung
bes Entwurfs eines Niers-Gesetzesan den Preußischen
Landtag zwecks Vermeidung einer weiteren Verzöge¬
rung in der Verabschiedungbes Gesetzes (zu verbinden
mit Drucksache 35);

Antrag der KPD.-Fraktion, betr. Erhöhung der
Beihilfen zur Verbesserung der Vorflutverhältnisse an
der Niers (zu verbinden mit Drucksache 36);

Antrag «der KPD.-Fraktion, betr. Erhöhung der
Beihilfen zur Behebung der Winzernot und für die
Zwecke bes Weinbaues (zu verbinden mit Drucksnche24);

Antrag der Arbeitsgemeinschaft,betr. Zurverfügung¬
stellung von 60 000 Mark zur Schaffung von Verkaufs¬
einrichtungen nach holländischemMuster zwecks Ver¬
besserung der Absatzmöglichkeitin den Obst- und Ge¬
müsebau treibenden Gegenden ber Rheinprovinz;
alle diese Anträge an den Fachausschuß V.

Da ich einen Widerspruch gegen diese Vorschläge
nicht höre, nehme ich an, baß Sie mit der Ueberweisung
an bie vorgeschlagenen Fachausschüsse einverstandensind.

Meine Damen und Herren! Der Bericht der Ge-
neraldirektio» der Landcsbnnk über die Verwaltung
der Lunbesbank der Rheinprovinz für das Geschnfts-
sahr 1926 ist verteilt worden. Ich bitt«, idavon Kennt¬
nis zu nehmen.

Wir werden uns nun über die Geschäftsverteilung
heute zu unterhalten haben. An sich wäre es wün¬
schenswert, burchzutagen. Wir dürfen das aber den
Herren Stenographen nicht zumuten, weil die An¬
strengung an sich außerordentlich groß ist. Ich möchte
deshalb »vorsMagen, um 2 Uhr eine einstündige Pause
eintreten zu lassen. Soweit die Fraktionen sich noch
über einzelne Sachen verständigen wollen, möchte ich
bitten, diese Stunde 'doch auch zu FrMioussitzungen zu
benutzen.(Zuruf bes Abgeordneten Hoffmann: Machen
wir boch eine anderthalbstündige Pause!) Ich glaube,
die Verhandlung zieht sich dann zu weit in den Nach¬
mittag hinein. Sind Sie mit diesemVorschlage ein«
verstanden? Das ist ber Fall.

Dann darf ich noch einmal mitteilen, daß gestern
beschlossen worden ist: Jede Fraktion hat zu dem Ge¬
samtetat und den damit verbundenen Vorlagen heute
eine Rebezeit von insgesamt 1^ Stunden. Nach 'dem
Stärkeverhältnis der Fraktionen werden bie ersten und
eventuell die zweiten Redner aufgerufen. Im übri¬
gen, soweit noch Zeit für die Fraktionen bleibt, würden
aber die Redner, die ans den Fraktionen vorgeschickt
werden, nach ber Geschäftsordnung, also im wesent¬
lichen nach der Reihenfolge ihrer Redeanmeldungen,
zum Worte kommen.

Ich darf vielleichtheute schon darauf hinweisen, daß
es notwendig sein wird, daß morgen die Fachausschüsse
ihre Aufgaben erledigen. Ich möchte deshalb die Herren
Vorsitzendenber Fachausschüsse bitten, doch schon mög¬
lichst bald die Sitzungen anzuberaumen. 'Für den
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II. Fachausschuß ist das bereits geschehen, und zwar
soll «die Sitzung morgen vormittag um 10 Uhr be¬
ginnen. Ich möchte bitten, daß die übrigen Fach¬
ausschüsseähnlich Verfahren. Es würde dann aller¬
dings kaum möglich sein, morgen noch aus Grund der
FachausschußbevatungenFrattionsfitzungen stattfinden
zu lassen. Es wird deshalb Wohl richtig sein, daß wir
das Plenum am Donnerstag vormittag erst um IN Uhr
beginnen lassen, damit die Fraktionen noch vorher zu
dem Ergebnis der Fachausschutzberatungen Stellung
nehmen können. Wenn ich keinen anderen Vorschlag
höre, werde ich mir erlauben, Ihnen das am Schlüsse
der Verhandlungen vorzuschlagen.

Wir kommen nunmehr zu der Beratung des Haus¬
haltsplans und der damit in Verbindung stehenden
Landtagsvorlagen.

Ich erteile das Wort dem Herrn Dr. Wessel.
Abgeordneter Dr. Wessel: Meine Damen und

Herren! In zahlreichen Städten, Landkreisen und Ge¬
meinden haben die letzten Wochen als Uebergangszeit
zum neuen Etatsjahr im Zeichen der Beratung der
Haushaltspläne gestanden. Wer diese Verhandlungen
verfolgt hat, wird haben feststellen können, daß bei
aller Verschiedenartigkeit der Verhältnisse bei den
Etatsberatungen der Selbstverwaltungskürperschaften
überall die gleichen Erfahrungen gemachtworden sind:
Schwierigkeiten,die sich ergeben haben, einmal aus der
Unzulänglichkeit der Einnahmen aus dem Finanzaus¬
gleich zwischen Reich, Land und Gemeinden, sodann
aus der Ueberbürdung mit Aufgaben, namentlich auf
dem Gebiete der Wohlfahrtspflege, »nd damit die Un¬
möglichkeit, für die im abgelaufenen Jahr hierdurch
entstandenen Fehlbeträge Deckungzu schaffen und den
neuen Etat auszugleichen. Diese Notlage der Gemein¬
den und Gemeindeverbände macht sich nm so stärker
geltend, als zunächst nicht abzusehen ist, ob das Rech¬
nungsjahr 1927 eine Entspannung bringen wird.
Mahnungen zur Sparsamkeit sind hierbei heute
nicht mehr angebracht. Die gedrückte Finanzlage der
meisten Gemeinwesen, auch solcher, deren Finanzkraft
bisher fest begründet schien, zwingt schon an sich zur
äußersten Einschränkung aller Ausgaben, deren Gestal¬
tung vom Eigenwillen abhängig ist. Die gemeindlichen
Etats erhalten indessen heute ihr Gepräge durch
zwangsläufige, ihnen durch Gesetz auferlegte Aufgaben,
die den größten Teil des Steueraufkommens absor¬
bieren und die freiwillige Vetätigung der Gemein¬
wesen auf wirtschaftlichem,verkehrspolitischemund kul¬
turellem Gebiete über Gebühr einengen. Als Beispiel
möchte ich die Stadt Köln erwähnen, die im Rechnungs¬
jahre l92? 53,N4 Prozent des Gesamtbedarfes für Wohl-
fahrspslege und 18 Prozent für Schulwesen aufbringen
muß.

Ein Ausgleich dieser Lasten durch weitere An¬
spannung der Realsteuern ist unmöglich. Ein Ausweg
könnte vielmehr nur durch einen den Belangen der

Kommunen in besserer Weise Rechnung tragenden
Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemein¬
den gefunden werden. Das Finanzausgleichsgcsetzfür
das Rechnungsjahr 1926 hat eine für die Gemeinden
und Gemcindeverbände äußerst ungünstige Verteilung
der Einnahmen gebracht. Bei Aufstellung des letzten
Finanzausgleichs wie anch bei den früheren Regelungen
ist stets von dem Grundgedanken ausgegangen wor¬
den, daß die Bedürfnisse des Reichs denen der Länder
und die Bedürfnisse der Länder denen der Gemeinden
voranzugehen hätten. Hierbei hat man den Maßstab
'.ugrnnde gelegt, welcher öffentlichen Stelle gerade die
Erfüllung dieser oder jener Aufgabe zukam; in keiner
Weise hat man aber auf die Art und Bedeutung der
zu erfüllenden Aufgaben Rücksicht genommen und der
Tatsache Rechnung getragen, daß zu den Hauptauf¬
gaben, die von den Gemeinden, Kreisen und Städten
zu erfüllen sind, die wichtigstengehören, die in unserem
heutigen Kulturleben bestehen. Das ist einmal die
Wohlfahrtspflege und sodann das Schulwesen, beides
Aufgabengebiete, die die steuerliche Leistungsfähigkeit
der Gemeinden und Gemeindeverbände auf das
äußerste anspannen und gegenüber der steuerlichen
Deckungsmöglichkeitvor dem Kriege durch die heutigen
Reichssteuerüberweisungen nicht entfernt ausreichende
Berücksichtigungfinden. Eine Gegenüberstellung der
Ausgaben auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege hat er¬
geben, daß die Gemeinden gegenüber der Vorkriegszeit
um das Dreifache, die Kreise um das 13—15 fache belastet
sind. Die Verhältniszahlcn für die Städte stehen mir
nicht zur Verfügung, sind aber noch erheblich höher.
In diese Zahlen ist nicht einbegriffen der Zuschuß des
Reiches an die Kreise und Städte in Höhe von zehn
Sechzigste! der Hauszinssteuer, der nicht ganz ein
Drittel der gesamten Aufwendungen für Wohlfahrts¬
pflege ausmacht. Berücksichtigtman weiter, daß, ab¬
gesehen von diesem Gebiete der Verwaltung, die Ge¬
meinden, Gemeindeverbändeund Städte von Reich und
Staat auch mit anderen Aufgaben bedacht werden,
ohne daß ihnen ein Ausgleich hierfür zukommt,so wirb
es notwendig sein, vor Abschluß des endgültigen
Finanzausgleichs entscheidende Schritte zu tun, um
eine Vessergestaltung der Gemeindefinanzen sicher¬
zustellen.

Meine Damen und Herren! Ich habe es für not¬
wendig gehalten, anf diese Verhältnisse hinzuweisen,
da der Provinzialverband letzten Endes die Gesamtheit
der Stadt- und Landkreise der Provinz darstellt und
zur Erfüllung seiner vielseitigen Aufgaben auf den
verschiedenstenGebieten des starken Unterbaues lebens¬
fähiger Gemeinwesen nicht entbehren kann. Meine
Fraktion begrüßt es mit Dank gegen die Provinzial-
verwaltung und den Provinzialausschuß, daß sie den
Haushaltsplan, wie im vergangenen Jahre, so auch jetzt,
zu Beginn des neuen Rechnungsjahres dem Provinzial-
landtag so rechtzeitig vorgelegt hat, daß die Gemeinden
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ihre Etats danach einrichten können, trotzdem mancher¬
lei Schwierigkeiten zu überwinden waren. Die Pro-
vinziallandtagsabgeordneten haben im Laufe des
Jahres kaum Gelegenheit, Einblick in die Verhältnisse
der Provinzialverwaltung zu tun. Um so größeres
Interesse erfordert daher die Mitwirkung bei der Fest¬
setzung des Etats, die als vornehmste und wichtigste
Aufgabe des Provinziallandtagsabgeordneten anzu¬
sehen ist.

Meine Damen und Herren! Ehe ich auf den Haus¬
haltsplan eingehe, möchte ich einige Bemerkungen
zu dem Bericht des Provinzialausschusses machen.
Das Rechnungsjahr 1925 hat für die Rheinprovinz
mit einem Fehlbetrag von 4 363 522,95 Mark abge¬
schlossen. Diese Tatsache ist selbst bei Berücksichtigung
der riesigen Zahlen, mit denen der Provinzialetat zu
rechnen hat, wie auch der Herr Landeshauptmann in
seinein Schlußwort gestern hervorgehoben hat, uner¬
freulich und muß um so mehr zu Besorgnissen Anlaß
Neben, als eine Deckungin absehbarer Zeit auf große
Schwierigkeiten stoßen wird. Wir müssen dem Herrn
Landeshauptmann darin beipflichten, daß die Ueber¬
nahme dieses Fehlbetrages ohne Deckung,die sich als
eine aus dem Zwang der Verhältnisse gebotene Lösung
ergeben hat, etatswirtschaftlich sehr unbefriedigend ist.
Andererseits muß davon ausgegangen werden, daß
eine Deckungdes Fehlbetrages durch eine Anleihe ge¬
setzlich unzulässig ist und eine Aufnahme in den Haus¬
haltsplan für 1927, die etatstechnisch das Gegebene
wäre, nicht in Frage kommen kann, weil sie für die
Städte und Gemeinden eine untragbare Erhöhung der
Vrovinzialumlllge nach sich ziehen würde. Wir müssen
hoffen,daß bei der nächstjährigenEtatsberatnng Mittel
und Wege gefunden werden, die allmählicheAbdeckung
des Fehlbetrages sicherzustellen.Dann wird auch das
endgültige Ergebnis des Jahres 1926 vorliegen, das,
wie der Herr Landeshauptmann gestern mitgeteilt hat,
ein günstigeres sein wird, wenngleich auch hier ein
Fehlbetrag von einer Million Mark zu erwarten steht.
Daß trotz der Weiterführung des Fehlbetrages die
Provinzialumlagc erhöht worden ist, ist für die Stndte
und Gemeinden betrüblich, da auch die verhältnismäßig
geringe Erhöhung bei ihrer Finanzlage sie empfindlich
trifft. Andererseits darf nicht verkannt werden, daß
der Haushaltsplan der Provinz für das Rechnungs¬
jahr 1927 den weitgehendsten Willen zur Sparsamkeit
überall da zeigt, wo ohne Verletzung wichtiger Inter¬
essen auf den der Provinzialverwaltung zugewiesenen
Gebieten gespart werden kann.

Der Gesamthcmshaltspllln für 1927 abzüglich der
Erstattungen innerhalb der Verwaltung schließt mit
einem Betrage von 115 878 634 Mark ab gegenüber
W5 092 7N2 Mark im Vorjahre. Von dem Mehr von
rund ia,8 Millionen, darunter 2 Millionen Mark
durchlaufende Ausgaben bei dem Etat für Kriegs¬
beschädigte und Kriegshinterbliebene, wird ein Betrag

von 5 800 000 Mark durch eigene Einnahmen und ein
solcher von 3 Millionen Mark durch erhöhte Steuern
eingehen, woran die Provinzmlumlage mit 1050 000
Mark beteiligt ist. Die Ucbcrweisungendes Reiches an
Reichseinkommensteuersind mit 1500 000 Mark und
die vom Staat zu erwartende Dotation mit 1600 000
Mark höher eingesetzt.

Meine Damen und Herren! Gegenüber der un¬
günstigen Finanzlage der Kommunen im vergangenen
Jahre, die ich vorhin erwähnte, muß erfreulicherweise
für denselbenZeitraum eine Besserung der Wirtschafts-
vcrhältnisse festgestellt werden. Der Herr Landeshaupt¬
mann hat das sehr eingehend geschildertund mit Tat¬
sachen belegt. Hiernach kann heute festgestelltwerden,
daß, nachdem die Beratung des Provinzialetats für
1926 zu einer Zeit gefahrvollsten Tiefstandes der deut¬
schen und namentlich der rheinischen Wirtschaft statt¬
gefunden hat, zu einer Zeit, als die Erwerbslosigkeit
ihren Höchststanderreichte und ungeheure finanzielle
Anforderungen an Reich, Staat, Kommunen und
Wirtschaft gestellt hat, heute doch eine sehr erfreuliche
Besserung der Gesamtwirtschaftslage nicht verkannt
werden kann. Die Belebung der Kohlen- und Eisen¬
industrie, die infolge des englischen Kohlenstreits
sowie der Durchführung von Ratiunalisiernngsmaß-
nahmcn und der internationalen Verständigung zu
verzeichnen war und die sich bislang als nachhaltig
erwiesen hat, hat eine Belebung auch auf den Ge¬
bieten der Wirtschaft gebracht, die schlüsselmäßig
von diesen Industrien abhängig sind. Gelegentlich
der Etatsbemtung für 1926 im Pruvinziallandtag
wurde hinsichtlich der Beurteilung der Wirtschafts¬
lage allgemein davor gewarnt, zu optimistisch zu
sein. (Abgeordneter Dr. Hold: Sehr richtig!) Heute
tönneu wir der weiteren Entwicklung der Wirt¬
schaft mit größerem Vertrauen entgegensehen. Die
Abschlüsse von Großbanken, Industrie- und Schiff-
fllhrtsunternehmungen haben durchweg eine über¬
raschendgute Rentabilität gebracht. So sehen Nur auf
der einen Seite ein Abgleiten der Finanzen der Kom¬
munen infolge unzuläuglicher Einnahmen und uner¬
träglich hoher Zwangsausgaben, und auf der anderen
Seite ein Erstarken der Wirtschaft. Es ist zu hoffen,
daß diese auseinandcrstrebende Entwicklung sich bessern
wird; in absehbarer Zeit ist leider nicht damit zu
rechnen,da die Art der Bcsscrgestaltungder Wirtschaft
eine Verminderung der Soziallasten vorläufig nicht
erwarten läßt. Zur Zeit ist die Lage in den Gemein¬
den noch außerordentlich gedrückt.

Die Gemeinden leiden in höchstem Maße noch unter
großer Erwerbslosigkeit,die sich in der Rheinprovinz in
ungeheurem Umfange geltend gemachthat. Diese Be¬
lastung erstreckt sich nicht nur, wie bei einer oberfläch¬
liche« Beurteilung angenommen werden könnte, auf
die Städte, sondern wirkt sich auch auf die industriellen
Landkreiseaus. Nach der vom Landesarbeits- und Be-
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rufsamt der Rheiuprovinz in Düsseldorf heraus¬
gegebenen Uebersicht über die Erwerbslosigkeit nach
dem Stande vom 15. Februar 1927 betrug die Erwerbs¬
losigkeit in den Industriestädten: Hamborn 20,6 pro
Tausend, Krefcld 24,8, Qbcrhausen 25,8, Elbcrfcld 28,9,
Duisburg 29,6, demgegenüber in den Landkreisen:
Mähen 62,6, Geldern 43, im Siegtrcise 40,2, Köln-Mül-
heim 37,8, Lennep 37,6, Kempen 36,4 und Neuwied
35,2. Die Entlastung der Kommunen durch das
Reich mit Wirtuug vom 1. April 1927 auf dem
Gebiete der Erwerbsloscnfürsorge, die dadurch erfolgt
ist, daß die Gemeinden von dem einen Neuntel Beitrag
zur Erwerbslosenfürsorge befreit worden sind, ist da¬
durch wieder illusorisch geworden, daß die Gemeinden
mit einem Viertel der Krisenfürsorge neubelastet wor¬
den sind. Die Ausführung von Notstandsarbciten, die
in ihrer Art zum großen Teil eine Rentabilität nicht
abwerfen, bedingen durch die zu hohe Verzinsung der
Darlehen aus der Produttiveu Erwerbsluseufürsorge
eine so große Belastung, daß eine Zurückhaltung not¬
wendig fein wird, solange nicht vom Staate erleichterte
Bedingungen geschaffenwerden.

Die Zcutrumsfraktiou des Preußischen Landtags
hat in einer Entschließung an Reich und Staat den
Antrag gestellt, günstigere Bedingungen für die zur
Durchführung der Notstandsarbciten zur Verfügung
gestellten Darlehen zu gewähren, ausreichende Kontin¬
gente zur Verfügung zu stellen und vorgelegte Pro¬
jekte entgegenkommenderals bisher zu prüfen. Eine
Resolution ähnlichen Inhalts ist auch vom Zentrum
im Provinzillllandtag eingebracht worden.

Meine Damen und Herren! Wir begrüßen es sehr,
daß die Provinzilllverwaltung auf wiederholte An¬
regung in den letzten Jahren in diesem Jahre erstmalig
einen Etat der Vermögens- und Schuldenverwaltung
vorgelegt hat und daß hierzu der Herr Landeshaupt¬
mann in seinen gestrigen Ausführungen nähere Mit¬
teilungen über den Stand des Vermögens und der
Schulde» der Provinz gemachthat. Diesen können wir
entnehmen, daß der Schuldenstand der Provinz
heute ungefähr dem der Vorkriegszeit gleichkommt.
Der Etat der Vermögens- und Schuldenverwaltung
sieht in Einnahme einen Gewinn der Landesbant in
Höhe von 350 UN0 Mark vor. Bei einem Reingewinn
aus dem Jahre 1925 in Höhe von 1040 678,67 Mark,
den Sie aus dem Etat ersehen können, läßt es sich
rechtfertigen, daß ein Drittel diefes Gewinns für all¬
gemeine Zweckeder Provinzmlverwaltung zugeführt
wird. Bei dem Geschäftsgang der Landesbant ist es
weiterhin gerechtfertigt, daß das Stammkapital, wie es
geschehen, von 6,2 Millionen auf 10 Millionen Mark
erhöht worden ist.

Wir kommen nun zu den Einzeletats.
Meine Damen und Herren! Der wichtigste Etat

des Provinzialetats ist der Wegebauetat. Er bedeutet
für die Provinz die größte und gegenüber dem Zustand

der Vorkriegszeit auch die einschneidendsteBelastung.
Den Beweis hierfür erbringt eine Gegenüberstellung
der Kosten vor dem Kriege gegenüber den heutigen
Kosten. Vor dem Kriege machten die Kosten der Wege-
bauverwaltung der Provinzen, mit Ausnahme von
Westpreußen und Posen, etwa ein Fünftel der Gesamt-
tosten, 1908 ^ 16,7? Proz., 1913 - 20,36 Proz. und 1926

68 Proz. aus. In absoluten Zahlen ausgedrückt,be¬
trug der Bedarf für die Wegeunterhaltung 1903 rund
28 Millionen. 1908 rund 31 Millionen uud 1913 rund
45 Millionen Mark. Heute beläuft sich der Bedarf auf
über 120 Millionen Reichsmart jährlich, trotzdem etwa
ein Achtel des Gebietes verlorengegangen ist. Hierzu
kommt noch der außerordentliche Bedarf für den not¬
wendigen Umban der Provinziallandstraßen für die
Zwecke des modernen Kraftwagenvcrtehrs, der seitdem
Jahre 1924 im Personenverkehr um das Sechsfache uud
im Lastwagcnvcrtehr um das Zehnfache gestiegen ist.
Auch im Rechnungsjahr 1926 sind außerordentlich
hohe Anforderungen an diesen Etat gestellt worden.
Der 71. Provinzillllandtag hatte für das Rechnungs¬
jahr 1926 neben den etatsmäßigcn Mitteln einen An¬
leihebetrag von 10 Millionen Mark zur Verfügung ge¬
stellt, um die notwendige Anpassung der Provinzial-
straßen an den Kraftwagcnvertehr innerhalb einer an¬
gemessenen Frist herbeizuführen. Dieser Betrag hat
nicht annähernd hingereicht, und der Provinzialaus-
schuß hat daher im Rahmen des Arbeitsbeschaffungs-
Programms einen weiteren Anlcihebetrag von 10 Mil¬
lionen Mark bereitgestellt. Mit diesen 20 Millionen
Mark sind im Jahre 1926 insgesamt 358,5 Kilometer
Straßendecken dem Kraftwagcnvertehr angepaßt wor¬
den. Im Interesse des Verkehrs kann dieser beschleu¬
nigte Furtgang des Ausbaues der Provinzialstraßen
nur begrüßt werden. An ordentlichen Gtatsmitteln
sind für die Provinzialstraßen im Rechnungsjahre 1927
21141000 Mark vorgesehen. An Einnahmen stehen
dem gegenüber 976 500 Mark allgemeine Einnahmen
und 13 Millionen Mark aus der Kraftfahrzeugstcuer.
Es ist daher ein Zuschuß aus allgemeinen Mitteln in
Höhe von 7 164 500 Mark erforderlich.

Lebhaft interessiert haben uns die Ausführungen
des Herrn Landeshauptmanns über die Verteilung der
Kraftfahrzeugsteuer. Wir bedauern auch unsererseits
außerordentlich, daß von den Aufkommen an Kraft¬
fahrzeugstcuer leider ein Drittel der Provinz selbst
nicht zugute kommt und damit den Wegeunterhaltungs-
Pflichtigen die Möglichkeit beschränktwird, der Unter¬
haltung und dem Ausbau der Straßen die unbedingt
notwendigen Mittel znzuweuden. Die Mittel des
ordentlichen Etats werden im wesentlichen nur aus¬
reichen, um die laufende Unterhaltung der Provinzial¬
straßen sicherzustellen.Infolge des zunehmenden Auto¬
verkehrs wachfen die Unterhaltungskosten von Jahr zu
Jahr, und zwar wird nach den getroffenen Fest¬
stellungen die starte Abnutzung der Straßen wesentlich
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auf den Verkehr schwerer, mit Vollgummi bereifter
Lastwagen zurückgeführt. Es erscheint daher ange¬
bracht, in eine Prüfung einzutreten, ob nicht im Inter¬
esse der Verlängerung der Lebensdauer der Straßen¬
decken hinsichtlich des zulässigenGewichtsder Lastwagen
und hinsichtlich der Verwendung weniger schädlicher
Bereifung gesetzliche Bestimmungen zu erstreben sind.
In diesem Sinne hat die Zentrumsfraktion eine
Resolution eingebracht. Der Herr Landeshauptmann
soll ersucht werden, im Ginvernehmen mit dem Pro-
uinzialausschuß und nach Fühlungnahme mit den
benachbarten Provinzialverwaltungen, dem Ruhr-
siedlungsverband und den beteiligten Wirtschafts¬
kreisen in eine Prüfung einzutreten, ob, wie im Aus¬
land bereits geschehen, auch in Deutschland eine ent¬
sprechendeAenderung der Gesetzgebungsich empfiehlt.

Soweit der aus dem Anleihcetat von 20 Millionen
Mark noch vorhandene Nest nicht ausreicht, das Pro¬
gramm der Anpassung der Straßen an den Kraft-
wngcnverkehr in angemessenem Tempo fortzusetzen,
wird die Beschaffungweiterer Anleihemittel für diesen
Zweck in Erwägung gezogen werden müssen.

Der vom 72. Provinziallandtag beschlossene Bau
"ner Autobahnstraße zwischen Köln uud Düsseldorf
hat leider bisher der Verwirklichung nicht näher¬
gebracht werden können, weil die an den Beschluß ge¬
knüpften Vorcmssetzuugen,das ist die Bewilligung der
von Reich und Staat in Aussicht gestellten Zuschüsse
und Darlehen aus der produktiven Grwerbslosenfür-
s°rge und die Zulässigteit der Erhebung einer Ab¬
gabe für die Benutzung der Bahn bisher nicht erfüllt
Und. Im Interesse der Beschäftigung einer großen
Zahl von Erwerbslosen, sowie der Entlastung der
Provinzilllstraßc Köln—Düsseldorf ist die alsbaldige
Inangriffnahme der Vauarbeiten dringend erwünscht.
Im Namen meiner Fraktion gebe ich daher der Er¬
wartung Ausdruck,daß es gelingen möge, die zur Zeit
bei der Reichsverwaltung und dem Reichsrat noch be¬
stehenden Schwierigkeiten alsbald zu beheben. Um
dieser Erwartung Nachdruckzu verleihen, hat meine
Fraktion eine entsprechende Resolution eingebracht.

Für die Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-
Wegebaues sind im Rechnungsjahre 1927 - 2 7N0 000
Mark vorgesehen. Davon soll eine Million Mari für
°en provinzilllstraßenmäßigen Ausbau solcher Ge-
weindewege Verwendung finden, die in die Unter¬
haltung der Provinz zu übernehmen sind. Da die für
^926 für die Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-
Wegebaues bereitgestellten Mittel fast restlos bereits im
Rechnungsjahre 1925 Verwendung gefunden hatten,
sind die meistenGemeinden und Kreise im abgelaufenen
Jahre völlig leer ausgegangen. Das Ausbleiben der
"warteten Provinzialbcihilfe hat zahlreiche Kommunen
um so härter getroffen, als sie in der Hoffnung auf
°ie Bewilligung der üblichen Provinzialbeihilfe be¬
reits mit den Instandsetzungsarbeiten begonnen und

infolge Vergebung der Arbeiten keine Möglichkeit
hatten, sie einzustellen. Bei der Verteilung der Mittel
für das Rechnungsjahr 1927 wird daher vornehmlich
darauf Bedacht genommen werden müssen, einen Aus¬
gleich für die früher entstandenen Härten zu schaffen.
Nach dem im Jahre 192U aufgestellten Programm be¬
absichtigt die Provinzialverwaltung, im Laufe eines
zehnjährigen Zeitraums rund 2ll0U Kilometer Kreis-
und Gemeindewegc in ihre Unterhaltung zu über¬
nehmen. Der im Etat für 1927 vorgesehene Betrag
von einer Million Mark für den Ausbau derartiger
Wege ist nicht im entferntesten ausreichend, einen
ratierlichen Abschnitt des Uebernahmeprogramms zu
finanzieren. Wenn daher für diesen Zweck im abge¬
laufenen Jahre neben den Etatsmitteln eine Anleihe
von 3 Millionen Mark bereitgestelltworden ist, so wird
die gleiche Notwendigkeit sich auch für das Rechnungs¬
jahr 1927 ergeben. Die Wegeunterhaltungspflichtigen
Kreise und Gemeinden sind infolge ihrer ungünstigen
Finanzlage nicht mehr imstande, die durch den steigen¬
den Kraftumgexvertchr einer schnellen Abnutzung
unterliegenden Wege in einem den Verkehrsbcdürf-
nissen Rechnung tragendenUnterhaltungszustand zu er¬
halten, so daß sich schou aus diesemGrunde eine Hin-
auszögerung des Uebernahmeprogramms verbietet.

Im Anschlußan die Besprechung des Wegebauetats
möchte ich kurz erwähnen, daß im Rheinland seit Jahr¬
zehnten eine Reihe dringend notwendiger Bahnprojelte
besteht, die leider bei der Reichsbahn nicht das nötige
Verständnis und die nötige Förderung finden. Ich
will davon absehen, einzelne Wünsche nach dieser
Richtung zu äußern, darf aber darauf hinweisen, daß
eine Rcihc von Bahnprojetten vom Preußischen Land¬
tag bereits vor dem Kriege beschlossen, die jahrelang
im preußischenEisenbahnetat geführt worden, bis heute
aber noch nicht zur Ausführung gelangt sind. Ich nenne
hier nur die Bahnen: Adcnau—Kelbcrg und Ber-
gisch-Gladbach—Wipperfürth.Es wäre zu wünschen,
daß die Reichsbahnvcrwllltung hier größeres Ent¬
gegenkommenzeigen möchte.

Meine Damen und Herren! In diesem Zusammen¬
hang möchte ich ein Wort sagen über das Projekt der
rheinisch-westfälischenSchnellbahn Köln—Dortmund.
Es wird manchem von Ihnen bekannt sein, daß der
Provinziallandtag der Rheinprovinz in Verbindung
mit dem Provinziallandtag von Westfalensich im Jahre
1923 an einer Studiengcsellschaftbeteiligt hat, die sich
den Bau einer Schnellbahn Köln—Dortmund zum
Zweck gesetzt hat, die notwendig geworden ist, da der
Betrieb der Reichsbahn den Vertehrsanfordcrungen
bei weitem nicht genügt. Die beiden Provinzialland-
tllge wollten sich zusammen mit einem Betrage von 10
Millionen Mark beteiligen. Außerdem waren bereit,
sich zu beteiligen: 11 Städte, zwei Landkreise und der
Ruhrsicdlungsvcrbllnd. Die Konzession für diese Bahn
war bereits am 22. Iannar 1924 unter der Bedingung
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erteilt wurden, daß eine Aktiengesellschaftgegründet
werden sollte, an der sich die Neichsbahngesellschaft,
Preußen und die Industrie beteiligen sollten. Der
Ausbau der Bahn scheiterte leider bisher au dem
Widerstand der Reichsbahngefellschaft,die eine Kon¬
kurrenz befürchtet. Die Reichsbahngesellschafthat in¬
zwischen ein eigenes Verbesserungsprogramm aufge¬
stellt, das den Ausbau der Gleisaulagen und Bahn¬
höfe, die Einführung besonderer Schnellzüge und die
Elektrisierung eines Gleispaarcs vorsieht. Es wäre zu
wünschen, daß in dieser Frage baldigst Klarheit darüber
geschaffen würde, ob das Schnellbahnprojekt zur Aus¬
führung gelangen soll oder ob das Verbesserungs¬
programm der Reichsbahn geeignet ist, die Schnellbahn
zu ersehen. Ersterenfalls wäre zu wünschen, daß die
Reichsbahn ihr Verbesserungsprogramm, von dem bis¬
her nur einige unwesentliche Anfänge gemacht sind,
durchführt.

Der Etat des Wohlfahrtsamtes schließt mit rund
8 Millionen Mark Bruttoausgabe höher ab als im
vorigen Jahre. Die Ausgaben sind, soweit sie nicht
schon zwangsläufig sind, notwendig.

Beim Etat-Titel Fürsorgeerziehung sind die Aus¬
gaben besonders hoch gestiegen. Es müßte versucht
werden, Fürsorgezöglinge mehr als bisher in geeigneten
Familien unterzubringen, da das billiger als Anstalts-
pflcge ist, vor allen Dingen den Zögling dem prak¬
tischen Leben weniger entfremdet, so daß die Er-
ziehungswirlung nach Abschluß der Fürsorgeerziehung
meistens nachhaltiger ist. Zur Frage der Fürsorge¬
erziehung wäre zu erwähnen, daß das System der
Schutzaufsicht,das durch das Reichsjugcndwohlfahrts-
gcsetz eingeführt wurden ist, nach den bisherigen Er¬
fahrungen sich leider nicht bewährt hat.

Die höheren Ausgaben des Landesjugendamtes sind
insofern gerechtfertigt, als das Landesjugendamt als
Zentralstelle der gesamten Jugendpflege und Jugend¬
fürsorge verantwortliche und wichtigeAufgaben zu er¬
füllen hat. Die Unterstützung der Iugendpflegcorgani-
sationeu ist unbedingt notwendig, da gerade das Ge¬
biet der Ingcndwohlfahrtspflege sich besonders zur
Zusammenarbeit von öffentlicher und privater Wohl¬
fahrtspflege eignet. Neu übertragen ist dem Landes-
jngcndamt die Bekämpfung von Schmutz-und Schund¬
literatur nach dem Reichsgcsetz zur Bekämpfung von
Schmutz und Schund. Das Zentrum erwartet, daß
das Landesjugendamt diese Aufgabe energisch in die
Hand nimmt, und hat eine entsprechende Resolution
eingebracht.

Zum Titel „Lllndesfürsorgcwesen" ist zu begrüßen,
daß für die Wanderer, die bisher eine große Belastung
der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege dar¬
stellten, eine reichsgesehliche Regelung durch eine No¬
velle zur Fürsorgepflichtverordnung bevorsteht. Zu er¬
wägen wäre die Aufnahme der Wanderer in die dem-
nachstige Arbeitslosenversicherung. Besondere Auf¬

merksamkeitverdienen die jugendlichen Wanderer. Die
Vorlage des Provinzialausschusses, daß die jugendlichen
Wanderer künftighin nicht mehr armcnrechtlich, son¬
dern jugcndfürforgerisch betreut werden sollen, er¬
scheint dringend notwendig.

Zum Titel „Arbeitsanstalt Brauweiler" wäre zu er¬
wähnen, daß durch die Ausführungsverordnung zur
Fürsorgepflichtverordnung wegen Trunksucht ent¬
mündigte und säumige Nnterhaltungspflichtige künftig
einem Arbeitszwauge unterworfen werden können.
Durch die Unterbringung weiblicher Personen dieser
Art hat sich in der Arbeitsanstalt Vrauweiler die Not¬
wendigkeit ergeben, besondere Abteilungen einzu¬
richten. Es ist angeregt worden, auch ein Fraurnlazarett
dort einzurichten. Das Zentrum hat eine entsprechende
Resolution vorgelegt.

Die Kosten für die Anstaltspflege für Geisteskranke
sind sehr hoch. Es wäre zu erwägen, ob geistig Ab¬
norme, soweit es möglich ist, nicht in ambulante Für¬
sorge gebracht werden können. Eine entsprechende
Stelle dieser Art hat sich bereits in Bonn gegründet.

Bei der Krüppelfürsorge müßte vor allem auf die
vorbeugende Behandlung besonderer Wert gelegt wer¬
den. Hierzu eignen sich auch öffentliche Kuren und
orthopädisches Turnen; Ginrichtungen dieser Art in
den Gemeinden müßten in besonderem Maße unter¬
stützt werden.

Die sozialen AusWendungenfür die Kriegsbeschädig¬
ten sind, wie im vorigen Jahre, um 100 00N Mark
gegenüber einem Betrage von 150 000 Mark im Jahre
1925 herabgesetztworden. Tatsächlich nimmt die Zahl
der Kriegsbeschädigtenimmer mehr zu, da sich dauernd
neue Krankheiten zeigen. Eine Erhöhung des Postens
fiir die soziale Kriegsbeschädigtrnfürsorge erscheint da¬
her angebracht.

Besondere Beachtung muß auch dem Hebammen¬
wesen zugewandt werden wegen seiner großen Be¬
deutung für die Bevölkcruugspolitik. Man denke an
die Fragen des Geburtenrückganges, der vielen Fehl¬
geburten usw. Bei dem großen Einfluß, den die Heb¬
ammen in ihrem Berufe auf die Familien ausüben,
muß eine Vertiefung des ihnen gewährten Unterrichts
nach der ethifchcuSeite für notwendig erachtet werden.

Das Zentrum begrüßt es, daß 250 000 Mark zur
Finanzierung von Jugendherbergen im Provinzialetat
ausgeworfen worden sind. Die Errichtung von Jugend¬
herbergen bedeutet zweifellos ein außerordentlich wich¬
tiges Vorbeugungsmittel gegen die Verwahrlosung
der Jugend, ein wirksames Mittel, die Jugend zu
körperlich und geistig gesunden und sittlich gefestigten
Menschen heranzuziehen, sie vor den Gefahren der
Großstadt zu bewahren und in ihnen die Liebe zur Hei¬
mat zu wecken. Außerdem dient sie dazu, das Wan¬
dern in geordnete Bahnen zu bringen. Bisher wurden
von der Provinzilllverwaltung vorwiegend bedacht die
Gifelstrecke, Köln und Trier und die Rheinstrecken.
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Künftig müssen auch andere Gegenden berücksichtigt
werden: das Bergische Land, das Siegtal und der
Westerwald. Hauptziel muß der planmäßige Ausbau
eines großen Herbergsnetzes sein. Nicht auf die Zahl
kommt es an, sondern auf hinreichend große, einwand¬
freie Herbergen an den wichtigsten Punkten.

Eine sehr begrüßenswerte Aufwendung ist in der
Vorlage des Provinzialausschusses über Beihilfen an
Stndenten-Wohlfahrtseinrichtnngen geschaffen wor¬
den. Mittel dieser Art wurden bereits früher zur Ver¬
fügung gestellt. Sie haben den Vorzug, daß sie erstens
geistig veranlagten Schülern aus mittellosen Kreisen
die Möglichkeitschaffen, ihr Studium zu entfalten, und
zweitens allen Bevölkerungskreisengleichmäßigzugute
kommen. Die Mittel sind vorwiegend zur Unterhaltung
der sogenannten „men«a ackäemicÄ" gedacht. Es wäre
zu wünschen, daß auch die Heime für Studentinnen,
die mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen haben,
eine Unterstütznng erführen.

Meine Damen und Herren! Im Gegensatzzu der
Bcsseruug der Wirtschaft im allgemeinen hat der Stand
der Landwirtschaft im abgelaufenen Jahre eine wesent¬
liche Erleichterung nicht erfahren, (Sehr richtig!
rechts.) Das Verhältnis der Preise der Produktions¬
mittel zu denen der Produkte hat sich für die Landwirt¬
schaft immerhin etwas günstiger gestaltet. Beachtliche
Fortschritte sind erzielt worden in der Rationalisierung
der eigenen Wirtschaft, in der systematischenAnwen¬
dung technischerund betriebswirtschaftlicher Verbesse¬
rungen und in der qualitativen Verbesserung der Er¬
zeugnisse und ihrer sachgemäßenBehandlung, Leider
kamen die Folgen dieser günstigeren Produktions- und
Nentllbilitätsbcdingungen infolge der durchweg un¬
günstigen Ernten nicht zur Auswirkung, so daß in der
Wirtschaftslage der einzelnen Landwirte eine fühlbare
Besserung kaum eingetreten ist. Infolgedessen ist auch
nicht nur lein Rückgang der Verschuldung der rheini¬
schen Landwirtschaft eingetreten (Abgeordneter Dr.
bold: Sehr wahr!), vielmehr ist die Gesamtverschul-
dung im Kalenderjahr 192« von 225 Millionen auf
"«'ü Milliouen Mark gestiegen. Dem steht allerdings
gegenüber, daß der Zinssatz von etwa 12 Prozent auf
7 bis 8 Prozent gesunkenist, so daß die Zinsleistungen
trotz der Erhöhung der Verschuldung leine wesentliche
Steigerung erfahren haben. Trotz dieser ungünstigen
Momente bestehen Anzeichen, daß die volkswirtschaft¬
liche und wirtschllftstechnische Grundlage der landwirt¬
schaftlichenProduktion einen langsamen Aufstieg er¬
hoffen läßt und daß der größte Tiefstand der Landwirt-
schafttztrisis in der zweiten Hälfte des Jahres 1926
überschritten worden ist.

Da sich die Förderung der deutschen Gesamtwirt¬
schaft auf einer Intensivierung der Landwirtschaft auf¬
bauen muß, gilt es, alle Bestrebungen zur Hebung der
Landwirtschaft zum Zwecke einer Steigerung der Pro¬
duktion zusammenzufassen.Der Gesamtwert der land¬

wirtschaftlichenProduktion Deutschlands beziffert sich
auf 16 Milliarden 391 Millioneu Mark. Davon entfällt
ans die rheinischeLandwirtschaft rnnd ein Sechzehntel
mit 1 Milliarde 55 Millionen Mark. Die Fehlmenge
an landwirtschaftlicher Produktion, die durch Import
gedeckt werde» muß, bezifferte sich im Jahre 1926 auf
ruud 6 Milliarde,: Mark. Davo« entfiele» auf Pro¬
dukte, die in Deutschland durch deutsche Produktion
nicht erzeugt werden können, rund 3 Milliarden Mark.
Die restlichen 3 Milliarden Mark beziehen sich auf Er¬
zeugnisse, deren Produktion in Deutschland möglichge¬
macht werden tonnte. Die Einfuhr dieser Fehlmengen
aus dem Auslande bedeutet uicht nur eiue wesentliche
Belastung unserer Handelsbilanz, sondern verhindert
auch die uumittelbare Arbeits- und Verdienstmöglich¬
keit für rund anderthalb Millionen deutscherArbeiter.
Würde es gclingcu, die deutsche landwirtschaftlicheEr¬
zeugung um diese drei Milliarden Mark zu steigern,
so würde damit die Kaufkraft des inneren Marktes um
deuselbeu Betrag erhöht, der deutschenIndustrie Ab¬
satzmöglichkeit in dem gleiche« Maße geboten uud die
Möglichkeit geschaffen,den weitaus größten Teil der
erwerbslosen Arbeiter produktiver Beschäftigung zuzu¬
führen. Daß diese Zahl erreichbar ist, beweistdie Ver¬
gangenheit. In dem Zeitraum von 1880 bis 191U, also
in 3U Jahren, ist die landwirtschaftlicheErzeugung um
75 Prozent ^ 2X> Prozent jährlich gesteigert worden.
Demgegenüber hat sie seit 1914 infolge der Zwangs¬
wirtschaft und der ungüustigen Wirtschaftslage trotz
wesentlicherwissenschaftlicher und technischerErrungen¬
schaften nicht nur keine Fortschritte gemacht, fondern ist
sogar zurückgegangen. Voraussetzung für die erstrebte
Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung ist
neben einer weiteren technischenuud kaufmännischen
Nationalisierung der landwirtschaftlichenBetriebe so¬
wie einer eine privatwirtschaftlicheRentabilität der er¬
höhten landwirtschaftlichen Produktion gewährleisten¬
den Wirtschafts- und Handelspolitik, die Hebung der
landwirtschaftlichenErzeugung mit öffentlichen Mitteln
in großzügiger uud systematischerWeise.

Die rheinische Provinzialvcrwaltung hat bisher
schon in weitgehendem Maße Mittel für die Förde¬
rung der Landwirtschaft bereitgestellt. Der Etat für
das Rechnungsjahr 1927 sieht für diesen Zweck 1386NNN
Mari vor, die sich auf die verschiedenste» Gebiete der
Landwirtschaft verteilen.

Dem rheinischen Weinbau, dessen Lebensfähigkeit
auf das Aeußerste gefährdet war, hat das abgelaufene
Jahr zunächst eine geringe Entlastung gebracht. Hierzu
trugen bei die Schutzzölle in Spanien und Italien,
deren günstige Wirkung allerdings durch das Provi¬
sorium mit Frankreich beeinträchtigt wurde, die Auf¬
hebung der Weinstcner, auch der kommunalen Wein-
stcuer, sowie die Tatsache, daß infolge Besserung der
Wirtschaftslage auch der Weinmarkt belebt worden ist
und die Preise weiter angezogen haben und einiger-
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maßen mit den Produktionskosten ausgeglichenwurden.
Gegenwärtig kann die Absatzkrisis im Weinbau im
wesentliche»als beseitigt gelten. Dagegen besteht nach
wie bor eine erhebliche Notlage des Winzerstandes.
Die Preissteigerung ist zum größten Teil nicht den
Winzern, bor allem nicht den kleineren, zugute ge¬
kommen, da diese schon zu Verkäufen schreitenmußten,
als die Auswärtsbewegung der Preise sich noch im
Anfangsstadium befand. Dann haben die Maifröste
und die ungünstige Witterung im abgelaufenen Jahre
der Vlüte großen Schaden gebracht und einen
Ernteausfall in einzelnen Gebietsteilen bis zu 100
Prozent bedingt. Wir begrüßen es daher, daß neben
den im landwirtschaftlichenEtat vorgesehenenMitteln
für die Förderung des Weinbaues im Etat „Ver¬
schiedenes" besondere Mittel in Höhe bon 100 UN0
Mark bereitgestellt sind.

Die Entwicklung des landwirtschaftlichen Schul¬
wesens nimmt einen erfreulichen Fortgang. Die Zen-
trumsfrattion begrüßt die Errichtung zweier neuer
landwirtschaftlichen Schulen in Baumholder und in
Much, sowie die Errichtung einer landwirtschaftlichen
Gcmüfebaufchule in Fifchenichund einer Gemüsebau¬
schule in Düsseldorf. Zur Frage des Gemüsebaues
möchte ich darauf hinweisen, daß der berufsständischc
Obst- und Gemüsebau mehr, als es bisher schon in der
Rheinprovinz der Fall war, in der Lage ist, kleinen
selbständigen Existenzen Arbeit und Brot zu bieten,
wenn seine Lebensbedingungen durch Förderung be¬
sonders des Treib- und Frnhgemüsebaues sowie durch
Bessergestaltung des Absatzes erleichtert werden. Die
Zentrumsfraktion wird es sich stets angelegen sein
lassen, für diesen volkswirtschaftlich wichtigen Pro-
dnktionszweig nachdrücklichst einzutreten.

Sehr unerfreulich ist der Zustand des Kleinwald-
bcsitzes in der Rheinprovinz. Die Landwirtschafts¬
kammer ist bemüht, die Wiedernutzbarmachuug in
Gang zu bringen durch Einrichtung von Forst-
beratungsstellcn und durch Einrichtung von Forst¬
ämtern, Das Ziel soll erreicht werden durch Beratung
und Belehrung der Kleinwaldbesitzer, durch beispiel¬
mäßige Anlagen, durch Gründung von Waldbauver¬
einen und sonstige Maßnahmen. Die Landwirtschafts-
tammer hat hohe Aufwendungen hierfür in Aussicht
genommen, wozu die Kreise mit je 1000 Mark für
10 000 Hektar herangezogen werden sollen. Der Betrag
von 3000 Mark, den die Provinz ausgeworfen hat,
dürfte demgegenüber zu gering erscheinen.

Im Interesse der Landwirtschaft liegt auch die im
Etat „Verschiedenes" vorgesehene Unterstützung
größerer Landeslulturprojette am Niederrhein, sowie
die Regulierung der Agger im Sicgtreise, für die ins-
gefamt 326 25,0 Mark erbeten werden, ferner die vor¬
gesehenen Hochwasserschutzbauten,die geeignet sind,
eine erheblicheVerbesserung des Hochwasserschutzes in
der Rheinprovinz herbeizuführen. Die für diese Zwecke

vorgeseheneu100 000 Mark, zu denen aus Staatsmitteln
ein Betrag von 1 Million Mark tritt, ermöglichen es,
den im Vorjahr begonnenen Ausbau des Deichshstems
in wirksamer Weise fortzusetzen.

In Verbindung mit dem landwirtschaftlichen Etat
verdient noch der Erwähnung der Bau einer Talsperre
bei Dümmlinghaufen, für die aus Provinzmitteln im
außerordentlichen Haushaltsplan 400 000 Mark ange¬
fordert werden. Der volkswirtschaftlicheWert dieses
Unternehmens liegt einmal darin, daß in dem Tal-
fperrcnkraftwerk 2,7 Millionen Kilowattstunden Strom
jährlich erzeugt werden und dadurch mit einer indu¬
striellen Hebung des mit Klein- und Mittelindustrie
besiedelten Aggertales gerechnet werden kann, ferner
darin, daß das Unternehmen auf den Flußlauf der
Agger, der bei jedem Hochwasser außerordentliche
Schäden angerichtet hat, regulierend einwirkt und die
Hochwassergefahrmindert.

Bei der letzten Etatsberatung hat der Redner des
Zentrums die Aufmerksamkeitdes Hauses auf die un¬
haltbaren Wasfer- und Abflußverhältnifse an der Niers
hingelenkt. Diese Frage ist bereits des öfteren von der
Provinzialverwaltung erörtert worden. Die Staats-
regierung hat sich der Notwendigkeit energischerMaß¬
nahmen nicht verschlossenund einen entsprechenden
Gesetzentwurf dem Landtag vorgelegt. Diesem Gesetz¬
entwurf treten wir grundfatzlichbei, begrüßen auch die
Auswersuug von 122 5,00 Mark für die dringendsten
Arbeiten des Jahres 1927.

Seit langem werden alljährlich von Provinz und
Staat Mittel zur Unterstützung von Wasserver¬
sorgungsanlagen bereitgestellt. Die Mittel kommen
vorwiegend dem gebirgigen Teile der Provinz zugute,
Eifel, Huusrück und Westerwald. Sie werden dem
Fonds zur Förderung der Landwirtschaft entnommen
und betrugen im Jahre 1926 -- 350 000 Mark. Im
Jahre 192? werden voraussichtlich auch nicht höhere
Mittel aufgewendet werden können. Diese Mittel haben
sich als durchaus unzulänglich erwieseu. Zur Zeit
liegeu 191 Wasserleitungsprojekte vor mit einem
Kosteuaufwand von 9 600 000 Mark. Alle diese Pro¬
jekte sind von den zuständige» Regierungspräsidenten
als brauchbar und notwendig bezeichnetworden. Eine
Unterstützung aus der produktiven Erwerbslosenfür-
surge kommt bei diesen Anlagen nicht in Frage, einmal
weil es in den betreffenden ländlichen Gegenden an
der nötigen Zahl von Erwerbslosen fehlt, und sodann,
weil die Projette wegen des geringen Umfanges nicht
die vorgeschriebene Mindcstgrenze der Erwerbslosen¬
tag ewerte aufweisen. Hohe Bankdarlehen tonnen nicht
herangezogen werden, weil sonst der Wasserzins zu
hoch wird. Aus hhgienischeu und landestulturellen
Gründen ist aber die Durchführung der Projette eine
unbedingte Notwendigkeit. Unter diesen Umständen ist
es zu begrüßen, daß die Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt auch ihrerseits größere Mittel zuschuß- und
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darlehuswcise unter der Vorcmssetzuugflüssig machen
will, daß auch der Staat in gleicher Weise sich beteiligt.
Es ist zu hoffen, daß der Staat diese Anregung auf¬
nimmt. Das wäre schon aus dem Grunde empfehlens¬
wert, weil es kaum ein wirksameres Mittel gibt, der
ländlichen Bevölkerung die Staatsfürsorge zu zeigen,
als die Mithilfe bei der Schaffung einwandfreier
Wasseruersorgungsanstaltcn. Auch die Landesbank hat
sich bereit erklärt, Kreditanträgen für Wasserleitungen
weitgehend entgegenzukommen. Als sehr segensreich
hat sich für die ländlichen Gegenden die Einrichtung der
Gruppenwasserwerte erwiesen. Ich erinnere an das im
Bau befindliche Grnppenwasserwerk Lutzerath im
Kreise Cochem, au das Werk Linzer Höhe im Kreise
Neuwicd und verschiedene Werke im Bezirk Trier. Bei
diesen Grnppenwasserwerken schließen sich mehrere Ge¬
meinden einem größeren Bezirk zur Durchführung der
Wasserversorgung an. Sie haben den Vorteil, daß
hierbei Ortschaften versorgt werden, die aus eigener
Kraft niemals zu einer Wasserleitung kommen würden.
Provinz und Staat müssen daher diesen Unternehmun¬
gen besondere Aufmerksamkeit widmen. In diesem
Sinne verweise ich auf die vom Zentrum eingebrachte
Nesolution.

Nach dem Berichte des Provinzialausschusseshat die
Landesbank zur Förderung des Wohnungsbaues bis¬
her durch Vermittlung der RheinischenWohnungsfür¬
sorge-Gesellschaft 20186 000 Mark und unmittelbar
weitere 6 700 000 Mark bereitgestellt.Diese Mittel haben
wesentlichdazu beigetrageu, die Erstellung von Woh¬
nungen in der Rheinprovinz zu fördern. Wir sind in¬
dessen noch weit davon entfernt, das Wohnungs¬
problem in der Nheinvrovinz als gelöst ansehen zu
tonnen. Die Zahl der fehlenden Wohnungen hat trotz
weitgehender Bereitstellung öffentlicher Mittel in
den letzten Jahren keine wesentliche Verminderung er¬
fahren. Der Finanzierung des Wohnungsbaues wird
daher auch weiterhin die ernstesteBeachtung geschenkt
werden müssen. Wie bisher, wird es Aufgabe der
landesbank sein, Mittel für diese Zwecke zur Ver¬
fügung zu stellen.

Trotz der Anspann»ug der Finanzlage der Provinz
haben die zur Förderung von Kuust und Wissenschaft
bereitgestelltenMittel gegenüber dem Vorjahre erfreu¬
licherweise keine Verminderung, vielmehr eine Er¬
höhung um rund 10 000 Mark erfahren. Bei aller Ein-
fchräutungsnutwcudigkeit der Ausgabe» dürfen wich¬
tige kulturelle Belange, deren Pflege sich die rheinische
Pruvinzilllverwaltuug immer hat angelegen sein lassen,
nicht geschmälert werden. Von diesem Gesichtspunkte
ist die Bereitstellung eines Zuschusses vo» 50 000 Mark
^m Zwecke der Fortsetzuug der Instandsetzungs¬
arbeilen am Kölner Dom, unseres größten rheinischen
Kulturdenkmals, würmstens zu begrüßen. Das Gleiche
Nilt hinsichtlichder Bereitstellung von 1000 Mark für
den Verschönrrungsverein für das Siebcngebirge.

Mit Bedauern haben wir davon Kenntnis ge¬
nommen, daß die Staatsregierung beabsichtigt,an der
Universität Münster technische Fakultäten einzurichten.
Dadurch würde der weitere Ausbau der Technischen
Hochschule in Aachen gehemmt und der Besuch dieser
Schule wesentlich geschädigt werden. (Sehr richtig!
rechts.) Wir müsseu gegen jegliche Beeinträchtigung
der Aachener TechnischenHochschnle um so nachdrück-
lichcr Einspruch erheben, als wir für die Belange der
Stadt und des Bezirks Aachen im Hinblick auf ihre
Lage als Grenzbezirk und ihre besonders schwierigen
Wirtschllftsverhliltnissejede Förderung von der Staats-
regieruug erwarten müssen. (Bravo!)

Gegen die vom Proviuzialausschuß vorgeschlagene
Aufteilung der znr Verfügung des Provinziallandtags
zum Zwecke der Förderung von Kunst und Wissenschaft
bereitgestellten Mittel im Betrage von 200 000 Mark
haben wir keine Bedenken. Die Beteiligung der Pro-
vinzialverwaltung au der Gründung des Beethoven-
Archivs in Bonn mit einem Betrage von 15 000 Mark
begrüßen wir wärmsteus. Ludwig van Beethoven war
einer unserer grüßten deutschenSöhue, ein Auser¬
wählter. In diesen Tagen haben wir das hundert¬
jährige Gedenken seines Todestages in würdiger Weise
begangen. Heilige uud selbstverständlichePflicht ist es
für uus Rheinländer, sein Andenken zu ehren.

Wenn ich im Anschluß an meine bisherigen Aus¬
führungen zu einigen politischen Bemerkungen über¬
gehe, so möchte ich in erster Linie Klage führen über die
finanzielle und stenerpolitifchc Bevorzugung des
Ostens vor dem Westen durch unsere Zentralinstanzen
in Berlin.

Die neue Statistik über das Ergebnis der Ein-
tommensteucrveraulllgungfür das Jahr 1925 gibt über
den Umfang der finanziellen Leistungen in den ein¬
zelnen Provinzen ein interessantes Bild. Es erbrachten
im Jahre 1925 an Ginkommensteuerdie Landesfinauz-
ämtcr der Rheinprovinz (Köln und Düsseldorf) 13?
Millionen Mark, die Landesfinanzämter der Provinz
Ostpreußen (Königsberg) 15,5 Millionen Mark. Auf
den Kopf des Steuerpflichtige» betrug die Ginkommen-
steuer beim Laudesfinanzamt Düsseldorf 470 Mark,
Köln 357 Mark, Köuigsberg 247 Mark und Stettin
235 Mark. Bei den Einkommen- uud Körverschafts-
struerüberwcisunnen hat sich genau das umgekehrte
Verhältnis ergebe». Die Zahle» stehe» nur leider »icht
zur Verfügung; aber die Tatsachesteht fest. Ebenso ist
es bei der Verteilung der Hauszinssteuer.

Der Reichsstädtcbundhat kürzlich eine Statistik über
den Stand der Städte über 10 000 Einwohner an
Hlluszinssteneranfkommenfür Neubauzwecke aufgestellt.
Darin sind 19 Städte aufgeführt, die erheblichweniger
Hlluszinssteuer aufgebracht haben als die Stadt Köln,
aber mehr als das Doppelte des Hauszinssteuerauf-
kommens erhalten habeu. Die Pflicht der Staats-
regieruug soll nicht verkannt werden, einen gewissen
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Ausgleich zwischen leistungsschwachenund leistungs¬
starken Provinzen herbeizuführen. Andererseits muß
doch darauf hingewiesen werden, daß die Wirtschafts¬
lage der Nheinprovinz durch die Besatzung und die
Ruhraktion Belastung und Schäden erfahren hat, die
die übrigen Provinzen nicht betroffen haben, und
denen unbedingt Rechnung getragen werden muß.

Eine abweichendeBehandlung des Westens gegen¬
über dem Osten geschieht auch auf dein Gebiete der
Uuterstützuug der höheren privaten Schulen. Auf
dem Gebiete des höheren Schulwesens überläßt die
Preußische Regierung den rheinischen Gemeinden die
Lasten in einem erheblichhöheren Maße als dem Osten.
Eiu Vergleichder Klassenzahlenin den staatlichen und
kommunalen Anstalten in den einzelnen Provinzen er¬
gibt, daß in Ostpreußen W Prozent der höheren Schul-
tlassen vom Staate und 34 Prozent von den Gemeinden
unterhalten werden. In der Rheinprovinz werden
dagegen nnr 24,8 Prozent vom Staate und 75,2 Proz.
der Schulklasseu vou deu Gemeinden unterhalten.
(Abgeordneter Giclen: Hört, hört!) Dieselbe Erschei¬
nung zeigt sich auf dein Gebiete des privaten Schul¬
wesens, bei dem die Zuschüsse des Staates an sich schon
zn gering sind. Der Staat zahlt pro Kopf des Schülers
der höheren Privatschulen 29 Mark Pro Jahr, pro
Kopf des Schülers eines staatlichenLyzeums 280 Mark
pro Jahr. Das gilt für l925. Im Jahre 1926 beträgt
der Staatszufchuß statt 29 sogar nur 20 Mark. Eine
gleiche Zurücksetzung des Westens gegenüber dem
Osten besteht auch bezüglichder für die Ausbildung der
ländlichen und kleinstädtische»Jugend überaus segens-
reiche« Rektoratsschulen und Proghmnasien, die von
kleinen und mittleren Kommunen, zum Teil auch von
Kreisen trotz größter Opfer gehalten werden.

Im Anschluß hieran zur Not der Grenzkreise
einige Worte. Meine Damen und Herren! Die Ab¬
trennung von Enpen uud Malmcdy, die Loslösung von
Luxemburg aus dem deutschen Zolluerband und die
Unterstellung des Saargebiets unter die Verwaltung
des Völkerbundes hat für die einzelnen Kreise große
wirtschaftlicheSchäden zur Folge gehabt. Die Schäden
beziehen sich darauf, daß auf dem Gebiete des Verkehrs¬
wesens wichtige Eisenbahnverbindungen — ich denke
an die Kreise Monschau und Prüm — abgeschnitten,
daß wichtige Straßenzüge verlorengegangen sind.
Im Kreife Prüm existieren Gemeinden, die infolge der
neuen Grenzziehung keine fahrbare Straße nach
Deutschland haben. Ferner sind viele Straßen zu
Durchgangsstraheu für den Grcnzvertehr geworden.
Wertvolle wirtschaftliche Beziehungen sind zerrissen
worden. Vor allem ist die wirtschaftlicheNot in den
Gebieten gestiegen,deren Einwohner als Arbeiter zum
Saargebiet oder uach Luxemburg geheu und mit dem
niedrigen Franken bezahlt werden. Wir richten an die
Reichs- und Staatsinstanzen die dringende Bitte, sich
der Notlage dieser Grenzlreise, insbesondere der Kreise

Monschau, Prüm und Trier und einzelner Teile der
Kreise Schlciden und Bitburg anzunehmen. An die
Provinzialverwaltung richten wir die Bitte, bei der
Nebernahme der Gemeindestraßen auf die Provinz und
bei der Verteilung der Zuschüsse für Wegebau und
Wegeunterhaltung diese Grenzkreise vorwiegend zu be¬
rücksichtigen.

Der Herr Oberpräsident hat in seiner Eröffnungs¬
rede ausgesprochen,daß ihm die Entwicklung der neuen
Landgemeindcordnung Sorge bereite. Meine Fraktion
hat zu diefer Frage eine Entschließung eingebracht, die
sich darauf richtet, baß der Entwurf, der in der ersten
Fassungaus dem Jahre 1911 herrührt und der den vor¬
letzten Landtag in nicht weniger als 80 Kommissions¬
sitzungenbeschäftigthat und vom jetzigen Landtag seit
zwei Jahren erörtert wird, endlich zum Gesetz werde»
möge. Die Bedenken, die in der Entschließung zum
Ausdruck kommen, beziehen sich darauf, daß das System
der vollständigen Uebertragung der Gemeindeaufgaben
an die Gemeindevorsteher unter grundsätzlicher Aus¬
schaltung der Bürgermeister sich für die westlichen Pro¬
vinzen nicht eignet. Insbesondere würde die in dem
Entwurf zugelassene fakultative Wahl der Bürger¬
meister zu Unzuträglichkeiten führen, abgesehen von
sonstigen Aenderungen, die für den Osten als prattifch
zutreffen »lögen, sich aber für den Westen nicht eignen.
Eine Vereinfachung und Vcrbilligung der Verwaltung
durch Schaffung leistungsfähiger Gemeindegebilde,wie
es im Schlußsatz der Entschließung zum Ausdruck ge¬
bracht ist, soll dabei begrüßt werden.

Ein kurzes Wort über die Ruhrprovinz. Der Herr
Landeshauptmann von Westfalen hat in der Gtats-
sitzung vom 13. März auf den immer noch nicht zur
Ruhe gekommenenGedanken der Gründung einer aus
dem jetzigen Gebiete des Nuhrsiedlungsverbandes zu
bildenden Ruhrprovinz hingewiesen,und die ungeheuer
verhängnisvolle Wirkung dargetan, die die Gründung
eines derartigen Gebildes zur Folge haben würde.
Auch für das Rheinland ist diese Frage von großer
aktueller Bedeutung. Daher hat auch der Herr Landes¬
hauptmann der Rheinprovinz gestern Veranlassung
genommen, sich gegen eine Auseinanderreißung der
Rheinprovinz auszusprechen. Ich darf hierauf ver¬
Weifen, indessen nochmals entschiedenbetonen, daß die
Leistungsfähigkeit und die besondere Bedeutung der
Rheinprovinz gerade darin liegt, daß durch die glück¬
liche Mischung von Industrie, Mittelstand und Land¬
wirtschaft überaus wichtige ausgleichende wirtschaft¬
liche, soziale und kulturelle Faktoren geschaffenwer¬
den. Diese würden durch die Gründung eines auf der
Großindustrie von Kohle und Eisen beruhenden neuen
wirtschaftlichenGebildes zum Schaden der betroffenen
Gebiete künftighin ausscheiden.

Meine Damen und Herren I Ich komme zu», Schluß
meiner Ausführungen, möchte diese aber nicht beenden,
ohne namens der Zentrumsfraktion dem verdienten



73. RheinischerProvmzsallanbtag, 3. Sitzung am 5. April 1927. 33

und bewährten Leiter der Rheinischen Provinzialver-
waltuug, Herrn Landeshauptmann Dr. Horion, den
herzlichstenDank für die vorbildlicheund unübertreff¬
liche Führung der Verwaltung auszusprechen.(Lebhaf¬
tes Bravo! in der Mitte und rechts.)Diesen Dank darf
ich ausdehnen auf den bewährten Stab seiner Mit¬
arbeiter, auch auf alle übrigen Beamten und Angestell¬
ten. Herr Dr. Horion hat in seiner Etatsrede gelegent¬
lich des 7t. Provinziallandtags betont, daß ein ver¬
trauensvolles Zusammenarbeiten zwischen Provinzial¬
landtag, Provinzialausschuß und Proviuzialverwal-
tung die Grundlage für eine erfolgreiche Tätigkeit
bildet, und dcu Wunsch damit verknüpft, daß das im
alten Provinziallandtag bestandeneVertrauensverhält¬
nis sich uneingeschränkt erhalten möge. Daß dieser
Wunsch in schönstem Maße in Erfüllung gegangen ist,
gereicht allen Beteiligten zur größten Ehre.

Meine Damen und Herren! Die Gtatstagung des
Provinziallandtllgs 1925 stand unter dem Zeichen der
Iahrtausendfeier. Die vorjährige Gtatstagung stand
unter dem Zeichen der Befreiung der ersten Zone.
Leider ist seitdem eine Aenderung in den Besatzungs-
uerhältnissen nicht erreicht worden. Der Herr Ober-
Präsident hat an der Spitze seiner Ausführungen bei
der Eröffnung des gegenwärtigen Provinzmllandtags
hierauf hingewiesen und festgestellt, daß entgegen
unseren berechtigten Ansprüchen nnd im Gegensatzzu
den Erwägungen wirtschaftlicherund politischer Ver¬
nunft noch eine Besatzung von 75 000 Mann auf deut¬
schem Boden steht und daß wir uns von der Erfüllung
unseres heißen Wunsches auf baldige Räumung des
Nheinlandes und Rückgabe des Saargebiets in der
letzten Zeit eher entfernt haben. Meine Damen und
Herren! Gins dürfen wir heute immerhin mit Genug¬
tuung feststellen,daß anscheinend die bittersten Jahre
der Vesatzuug uud der deutschen Außenpolitik hinter
uns liegen. Mit tiefem Schmerz und mit warmem
Mitgefühl für die noch besetztenGebiete müssen wir
aber feststellen,daß die au Locarno-Genf geknüpften
Erwartungen und die feierlich gegebeneu Versprechen
sich nicht erfüllt haben. Wir können keine gerechten Rück¬
wirkungen dieser Verhandlungen anerkennen zu einer
Zeit, iu der die Zahl der Besatzungstruppen uoch 75 000
und die der beschlagnahmtenWohnungeu noch 10 000
beträgt. Wir fordern nicht die Verminderung, wir
müssen vielmehr die restlose Beseitigung aller Be¬
satzungstruppen verlangen. Sie sind eine stete Gefahr
einer aufrichtigen und gedeihlichenVerständigungs¬
politik und eine untragbare Last für ein Volk, das in
der Liebe zum Frieden bis an die Grenze des Möglichen
negangen ist.

Ich habe vorhin bereits der großen Nöte der Be¬
wohner des Saargebiets gedacht. Mit wärmsten Worten
'»öchte ich an dieser Stelle nochmals dieses uns durch
beschichte, Kultur und gemeinsamertragenes Leid aufs
engste verbundenen Gebietes und seiner trendeutschen

Bevölkerung gedenken, von der wir hoffen, bald wieder
in gemeinsamenpolitischenGrenzen verbunden zu sein,
und deren Vertreter im Provinziallandtag wir hoffent¬
lich recht bald wieder hier begrüßen können.

Wir werden nicht nachlassen, immer wieder die
Reichs- und Staatsregierung wie auch die Volksver¬
tretung im Reichs- und Landtag darauf hinzuweisen,
daß die Folgen und Gefahren der neuen Grenzführuug
gegenüber Belgien, der Veränderung der Zollgrenzen
gegeuüber Luxemburg, des Herausbrechens des Saar-
gcbietes aus dem rheinischenWirtschaftskörperund der
neuen Grenzziehung gegen Elsaß-Lothringen für die
Grenzbevölterung so schwer sind, daß sie die nach¬
drücklichste Hilfe der Reichs- und Staatsregierung er¬
fordern. Als westliche Greuzprovinz fühlen wir uns
in engster vaterländischer Solidarität mit unseren
Volksgenossenin Ostpreußen und Schlesien in gleicher
Pflicht um die Sicherung und Festigung der Grenz¬
lande verbunden. Weil wir uns dieser Pflicht als
nationaler Aufgabe des Rheiulandes bewußt sind, er¬
innern wir auch immer wieder an das Wort, das auf
der Iahrtausendfeier der Rheinlande vom preußischen
Ministerpräsidenten gesprochen wurde, daß dem Rhein¬
lande die volle kulturelle, politischeund wirtschaftliche
Entfaltung gesichert sein soll. In diesem Gedanken
wollen wir unseren Brüdern und Schwestern im be¬
setzte» Gebiet aufs neue unverbrüchliche Schicksals-
gcmeinschaftgeloben und wollen alles daransetzen, daß
auch ihnen bald die Sonne der Freiheit leuchte. Erst
dann tönneu wir uns von Herzen der eigenen Freiheit
freuen. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen nnd
Herren! Es ist eine sehr unerfreuliche Aufgabe, iu
diesemJahre zu «dem Haushalt der Proviuz und der
Gemeinden Stellung zu nehmen. Ich will nicht sagen,
daß es im Gegensatz hierzu erfreulich ist, im Reich und
in den Ländern sich mit den verschlungenenPfaden
und Fragen bes Finanzausgleichs zu beschäftigen. Aber
Reich und Lander sind doch immerhin die Herren, von
deren Ueberrestenwir uns in der Provinz uud iu den
Gemeinden ernähren müsse». Und diese Ueberreste sind
im Verhältnis zu uuseren Bedürfnissen äußerst karg.
Sie werden zudem, wie das schon verschiedentlichher¬
vorgehoben worden ist, ungleichmäßig verteilt. Der
Westen, der bie schweren Lasten t>er Besatzung getragen
hat uud uoch trägt, wird andauernd start zurückgesetzt.
Die Zahlen, die der Herr Landeshauptmann uns
gestern mitgeteilt hat, wirken ja geradezu grotesk, nnd
man könnte sie kaum glauben, wenn sie nicht von einem
so zuverlässigenBerichterstatter, wie ber Herr Landes¬
hauptmann es ist, angeführt würden. Immer und
immer wieder fallen die Entscheidungen trotz schwerer
Besatzungslasten zuungunsten her Rheiuprovinz uud
öer Kommunalverbände des Westens aus. So ist denn
auch her Nutschrei des Herrn Landeshauptmanns zu

ü
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verstehen und von uns verstanden worden, wenn er
gegen Berlin eifert. So wollen wir anch die vielen
Anträge der Zentrumsfraktion auffassen, die anschei¬
nend diesmal Sonntagsruhe und achtstündigen Ar¬
beitstag unbeachtet gelassen hat, um den Provinzial-
landtag mit einer Fülle von Anträgen zu überschütten,
für die er vielfach gar nicht zuständig ist. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Ihr seid ja neidisch!) Neid
fördert den Fortschritt. (Heiterkeit.) Nenn Wahlen in
Aussicht ständen, wäre man fast versucht,anzunehmen,
daß diese Wahlen die Triebfeder für diese Anträge
wären. Befremden muß es vor allem, daß diese An¬
träge an Preußen und das Reich gerade von der
Zentrumsfraktion ausgehen, die seit
der Umwälzung als einzige Partei un¬
unterbrochen an der Reichs reg ierung
und der Preußischen Regierung aktiv
beteiligt war und da doch hinreichend
Gelegenheit gehabt hätte, ihre Vor¬
schläge, ihre Anregungen und ihre Kri¬
tik an den zuständigen Stellen maßgeb¬
lich zum Ausdruck zu bringen. (Zuruf links:
Ihr seid ja jetzt mit an der Futterkrippe!) Der Rhei¬
nische Provinziallandtag scheint uns trotz aller Hoch¬
achtung vor seinein Können und seinem Einfluß hier
falsch eingespannt zu sein. Der rheinischen Bevölke¬
rung scheint man von feiten der Zentrumspartei jetzt
den Kaviar bieten zu wollen, den man ihr in Preußen
und im Reich bis jetzt nicht hat geben tonnen. So
möchten wir auch in die Klagen gegen Berlin
nicht in der Verallgemeinerung ein¬
stimmen, wie sie gestern der Herr Landeshaupt¬
mann und vor einiger Zeit der Leiter einer mir nahe¬
stehendeilgroßen Gemeinde gemacht hat. (Heiterkeit.)
Gewiß wird in Berlin zu viel regiert,
weit mehr, als jemals in monarchisti¬
scher Zeit. (Sehr richtig! rechts.) Gewiß hat
sich die Demokratie vielfach als grimmi¬
ger Feind der Selbstverwaltung erwie¬
sen. Diese vielfach berechtigten Klagen leimen wir
seit langem. Aber eine Krankheit soll man zwar an
ihren Symptomen erkennen, aber man soll sie nicht
an ihren Symptomen äußerlich zu heilen versuchen.
Um sie heilen zu können, muß man des Uebels
Grund erfassen und ihn dann zu beseitigen versuchen.
Zu dieser Erkenntnis und Beseitigung
müßten doch diejenigen am berufensten
sein, die seit vielen Jahren, besonders
in Preußen, die Reg ierungsgesch äste
führen.

In diesem Zusammenhang auch noch ein Wort an
den Herrn Landeshauptmann. Er hat mit Recht die
Ruhrprovinz als ein für uns ganz unannehm¬
bares Gebilde verworfen und als Grund für
diese Bestrebungen den Egoismus angeführt, daß diese
Ruhrprovinz nicht für die ärmeren Teile unserer Pro¬
vinz mit sorgen wolle. Er hat dann weiter ausgeführt,
«wenn einmal der Egoismus maßgebend für die

Ziehung der Verwaltungsgrenzen sein soll und alle
historischen Grundlagen nichts mehr bedeuten sollen,
so mögen sich doch die Befürworter der Ruhrprovinz
sagen lassen, daß sie dann Wohl wissen, wo sie mit der
Aenderung der Grenzen ansangen, daß fie aber nicht
Wissen, wo die Sache aufhört und ob es bei der Aende¬
rung der Provinzgrenzen bleibt". Diese Wendung
kann mißverstanden werden und sie ist mißverstanden
worden. Wir haben sie als Warnnng gegen die
Neuauflage alter, überlebter Pläne
aufgefaßt (Zuruf des Landeshauptmanns Nr,
Huriun: Lesen Sie auch den Schlußsatz!), und
eine Befragung des Herrn Landes¬
hauptmanns hat uns die Richtigkeit
dieser Auffassung bestätigt. Wir sind
aber der Meinnng, daß man von diesen
Plänen auch in Form der Warnung nie
mehr reden soll. (Hört, hört! links.) Diese
Pläne müssen für alle Rheinländer
und für jeden Deutschen für die Folge
völlig uner örterbar sein. Jedenfalls
sind sie es für die Arbeitsgemeinschaft
und, wie ich hoffe, auch für die übrigen Fraktionen
dieses Hauses. Wir betrachten gerade durch
Preußen das Rheinland als untrenn¬
bar mit dem Deutschen Reich verbunden.
Nur in engster Verbindung mit Preußen
ist das Rheinland imstande, dem deut¬
schen Volke die Grenzwacht zu stellen,
die ihm ein harter Siegerwille auf¬
erlegt hat. (Sehr richtig! rechts.) Wir hatten nicht
vor, diese Ausführungen zu machen; alber die gestern
teilweise mißverstandenen Aeußerungen des Herrn
Landeshauptmanns, bei der berechtiglen Ablehnung
der Ruhrprovinz ließen uns doch eine unzweideutige
Wiederholung unserer Auffassung als angebracht er¬
scheinen, um so mehr, als sehr große Teile unserer
Provinz noch 'immer von fremder Besatzung besetzt
sind. (Zuruf des Abgeordneten Huffmann: Durch Enre
Schuld!) Aber auch wenn das ganze Rheinland, wenn
Hessen und die Pfalz wieder frei sind, was hoffentlich
recht bald der Fall ist, soll man niemals mehr
von solchen Plänen reden. Das Rheinland
und, wie ich annehme, auch die Nachbarprovinz West¬
falen, wird sich auch ohnedem der Ruhr-
Provinz zu erwehren wissen.

Ich komme zu den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns über die Landwirtschaft.
Wir sind gewiß mit ihm der Meinung, daß Hilfe für
die Landwirtschaft nicht Hilfe für einen einzelnen
Stand, sondern Hilfe für das ganze Land ist.
Aber seine Ausführungen über die Landwirtschaft
scheinen uns doch mit dem Vorredner etwas arg
optimistisch. Daß sie in einem langsamen Aufstieg
sei, mag für den einen oder anderen Teil und nach
mancher Richtung zutreffen. Aber die große Masse der
Landwirtschaft und gerade der kleinen und kleinsten
Bauern ringt doch hier im Westen andauernd um
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seine Existenz und um sein tägliches Brot, umklammert
von grußer Verschuldung. (Sehr richtig! rechts.)

Nun zu einigen Einzelheiten. Dem Antrage in
Drucksache 6, betreffend Beteiligung der Provinzial-
verwaltnng an einer gemeinnützigen Baugesellschaft
zur Erstellung von Wohnungen für Beamte und
Angestellte der Verwaltung, stimmen wir bei den
anormalen Verhältnissen, wie sie leider noch immer
aus dem Wohnungsmartt herrschen, zu. Aber wir
wollen keine Luxusbauten erstellen, wie sie teilweise
unter Mitwirkung anderer öffentlichenStellen erstellt
wurden sind. Wir haben uns auch vor Jahren mit der
Beschaffung von Baustoffen durch diese Gesellschaft
beschäftigt.Dieser nicht tragbare Zustand ist abgeschafft
wurden. Wir wollen aber auch keinen Zweifel dar¬
über lassen, daß wir allmählich den ganzen Bau-
martt der privaten Wirtschaft uud den
Privaten Architekten, die, da allent¬
halben nur öffentlich gebaut wird, in
stärkster Weise notleidend sind, wieder
zuführen woll e n. Nur so werden wir zur end¬
gültigen Beseitigung der Wohnungsnot kommen.

Auch dem damit zusammenhängenden Antrage in
der Drucksache7, betreffend Uebernahme der Bürg¬
schaft für die Beteiligung ,der Provinzial-Feuer-
uersicherungsanstalt an der Rheinischen Wohnnngs-
sürsorgegesellschaft,stimmen wir zu. Wir haben aber
festgestellt, daß die Kreditnehmer gezwungen
werden, sich schriftlich zu verpflichten,
'die Gebäude bei der Rheinischen Feuer-
Versicherungsanstalt zu versichern. Die
gleiche Verpflichtung legt man, wenn wir richtig
unterrichtet sind, den Kreditnehmern der Landesbank
>n Industrie und Landwirtschaft auf. Eine der¬
artige Verknppluug der Hergabe öffent¬
licher Gelber mit >dem Zwange der Ver¬
sicherung bei der provinziellen Feuer-
Versicherungsanstalt halten wir nicht
sür zweckmäßig. Wir wünschen und
wollen lein Monopol für die Provinz¬
versicherung. Wir verlangen auch hier
die freie Wirtschaft. (Bravo rechts, Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Ihr habt ja gar keine freie
Wirtschaft mehr!)

Den Anträgen in den Drucksachen 8 bis 13, die ich
nicht im einzelnen aufführen Will, stimmen wir eben¬
falls zu.

Dem Antrage in Drucksache 12, betreffend Gewäh¬
rung von Beihilfen an die Stndenten-Wohl-
fahrts-Einrichtun gen der Universitäten
Bonn und Köln und der Technischen
Hochschule Nachen, möchten wir aber hinzu¬
fügen, daß wir das Beginnen, die unter der Besatzung
und anderen Umständen schwer leidende Techm,che
Hochschule in Nachen durch Neueinrichtung einer
gleichen Hochschule in Münster noch mehr zu belasten,
nicht verstehen. (Sehr richtig! rechts.)

Dem Antrage der sozialoemokratischenFraktion in
Drucksache 14 auf Abänderung des 8 2 der Satzungen
der Ruhegehaltskasse der Kreis-Kommunalverbände
und Stadtgemeinden der Rheinprovinz tonnen wir
nicht zustimmen.Wir schließen uns vielmehr hier dem
Antrage des Provinzinlausschusses und feiner Be¬
gründung, wie sie in der Drucksache niedergelegt ist,
an, ebenso dem Antrage in Nr. 15, betreffend Aende¬
rung der Satzungeil der Ruhegehaltstassen der Land¬
bürgermeistereien und Landgemeinden der Rhein¬
provinz.

Wir stimmen auch dem. Antrage in Drucksache 1L
auf Bereitstellung von 250 000 Mark zum Ausbau der
rheinischen Jugendherbergen zu. Wir kennen
und billige!: hier das System des Landessugendamtes,
zusammenhängende Wanderstrecken zu schaffen. Mit
der Eifel hat man begonnen,wir wünschen und hoffe»,
daß nunmehr ein guter Teil dieser 250 000 Mark der
Erschließung anderer Gegenden, insbesondere auch des
waldreichen Hunsrücks, zugute kommen wird, wie
dies früher auch von der Verwaltung zugesagt
worden ist.

Bei dem Antrage in Drucksache 18 auf Erwerb der
Nettemühle haben wir noch Bedenken, die beseitigt
werden müssen, wenn wir zustimmen sollen. Vielleicht
läßt sich aber eine zweckmäßige Verwendung der hier¬
für ausgeworfenen Beträge herbeiführen. Sie haben
hierzu ja einen entsprechendenAntrag der Arbeits¬
gemeinschaftbekommen.

Zu Drucksache 19, der wir an sich zustimmen — es
handelt sich um den Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Fürsorge für arbeits- und mittellose
zugendlicheArbeiter und Wanderer — ist bei meinen
Freunden an der Tätigkeit des Lan des j ug end-
amtcs in der Richtung Kritik geübt wurden, daß es
sich allzusehr mit der Verteilung der bewilligten
Gelder und weniger mit allgemeinen Maßnahmen
und Richtlinien zur Erziehung der Jugendlichen be¬
fasse. Diese Kritik wird bei der Beratung des Haus¬
haltsplans des Jugendamtes im Fachausschuß zu
erörtern sein.

Zu Drucksache 22 möchten wir darauf aufmerksam
machen, daß auf der Straße Mettüiann—Mberfeld
drei äußerst gefährliche Kurven sind, die fortwährend
Unglücksfällcnach den Berichten meiner Freunde, die
ail Ort und Stelle sind, verursachen. Nach der uns
gegebenen Darstellung sind diese Gefahren mit ganz
geringen Kosten zu beseitigen Wir bitten namens der
Arbeitsgemeinschaft hierum.

Außerordentlich bedauern wir den Stand der
Frage der Autostraße Köln — Düsseldorf,
die anscheinend in den vielen Ministerien klanglos
verschwindensoll. Wir verstehen nicht die Verständnis-
losigleit, mit der man anscheinend in Berlin dieser
im Herzen des Rheinlandes zu bauenden Straße, die
zudem geeignet ist, einen großen Teil der Arbeits-

»
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losigleit zu beseitigen, gegenübersteht. (Zurus des
Abgeordneten Gerlach: Ihr Reichsvertehrsniinister!)

Lebhaft begrüßen nieine Freunde die Anträge über
die Niers- Regulierung. Viele Morgen frucht¬
baren Ackerlandes sind Hier zu erschließen. Endlich
Will man hier anfangen, System und Ordnung in
langjährige unerträgliche Zustände zu bringen. Wir
werden hier gerne und freudig mithelfen; möchten
aber doch daraus hinweisen, daß auch in der Gifel und
im HunSrückund vielleicht auch noch anderswo in der
Erschließung südlich gelegener Höhenhänge noch viel
zu tun ist.

Zu dem Haushaltsplan selbst ist kaum
etwas zu sagen, was nicht in dem Bericht der Ver¬
waltung gesagt ist. Die Ausgaben, die >dort aufgeführt
sind, sind zwangsläufig uötig zur Erfüllung der der
Provinz zugewiesmienAusgaben. Man merkt, daß der
Haushalt allenthalben start beschnitten ist. Wir be¬
dauern das. Wir lönnen es angesichts der Finanzlage
aber nicht ändern, da wir eine Erhöhung der
P r ou in zilll um lage angesichts der Finanzlage
derjenigen Kreise, die sie ausbringen müssen, sür u n -
möglich halten. Bedauerlich ist auch die Nicht-
be rucksichtig ung des vorhairdenen Defizits. Aber
die Provinz muß leider hier dem Beispiel vieler Ge¬
meinden folgen, Aufgabe eines gefunden Finanz¬
ausgleichs wird es sein, dieses Manko in den späteren
Haushaltsplänen auszugleichen.

In der Steuerfrage werden wir erst Stellung
nehmen tonnen, wenn das endgültige Ergebnis der
Ausschutzberatungen vorliegt.

Eine Reihe von Anträgen und Eingaben zielt auf
eine Besserstellung einer Anzahl von
Beamten g r uppe n. Die außerordentliche An¬
spannung unseres Haushaltes, in dem man schon bei
Beginn des Haushaltsjahres viele drohende Löcher
erblickt, ist der Beratung dieser Anträge äußerst un¬
günstig. Keinesfalls aber ist — das ist die Meinung
meiner Freunde — der Provinziallandtag zn einer
solchen Prüfung imstande. Hierzu ist vielmehr nur
der Provinzialausschuß in Verbindung mit der Ver¬
waltung geeignet. Unsere Mitglieder werden diese
Anträge wohlwollend, aber immer auch unter
Berücksichtigung unserer Finanzlage, prüfen. Allen
Beamten der Provinz, insbesondere aber ihrem ver¬
dienstvollen Leiter, dem Herrn Landeshauptmann, der
nun mehr als 25 Jahre an und in der Provinz
gewirkt hat, sprechen wir unser Vertrauen
und unsern herzlichsten Dani aus. (Leb¬
haftes Bravo!) Das kommendeJahr wird für die
Rheinprovinz schwer werden. Ohne eine arbeits¬
freudige Beamtenschaft wird es kaum ohne Schaden
für die Provinz zu überwinden sein. Hoffen Wir zu¬
versichtlich, daß der Provinz dann endlich zukommt,
woraus sie schon längst Anspruch hat: Ein freier
Grund für ein freies Volk! (Lauter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender (5 bcr I e:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Holten.
Abgeordneter Holten: Meine Damen und Herren!

Der Herr Oberpräsident hat gestern seine Rede mit
den: Hinweis darauf eingeleitet, daß entgegen den
berechtigten Ansprüchen und entgegenden Erwägungen
wirtschaftlicher und politischer Vernunft immer noch
fremde Besatzung auf deutscheinBoden steht, und baß
wir uns von der Erfüllung des Wunsches auf ^baldige
Räumung des Rheinlandes und aus Rück-
g a b e b e s Saargebietes in den letzten Monaten
mehr entfernt haben, als daß wir ihr näherkamen.
Der Herr Oberpräsident sprach von dem Fehlschlagen
der im vergangenenJahr emporgMnhten Hoffnungen.
Es ist schon richtig, baß die Verhandlungen in Genf,
auf die besonders die Rechte so große Hoffnungen ge¬
setzt hatte, keineswegs befriedigt haben. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten!)

Aus den Berichten der bürgerlichenSaardelegierten
geht auch zweifelsfrei die große Unzufriedenheit der
Saarbevüllerung hervor. (Sehr richtig! links.) Die
Saarbrücker Zeitung, das Organ der Deutsch-Saar-
ländischen Volispartei, spricht von einem „Umfall
Stresvmanns", „von der schwerstendeutschen Nieder¬
lage". (Abgeordneter Haas: Hört, hört!) In einer
Versammlung der Deutsch-Saarland ischen Volkspartei
wird dann aber demselben Siresemann für seinen
Umfull und sür die schwerste deutsche Niederlage der
herzlichsteDank ausgesprochen. (Hört, hört! bei den
Sozialdemokraten. Zuruf des Abgeordneten Ober-
dörster: Und die SPD. hält ihm weiter die Stange!)
Die zentrümliche Saarbrücker Landeszeitung will den
Kopf nicht hängen lassen trotz der diesmaligen Ent¬
täuschung, und die Genfer Zentrumsdelegierten wollen
das, was sie zu Gens zu sagen haben, der Reichs¬
regierung gegenüber dort zum Ausdruck bringen, wo
es angebracht sei.

Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemolraten
sind auch nicht mit dem Ergebnis von Genf zufrieden,
vielleicht am allerwenigsten. Für uns stand
aber fest, daß das Zustandekommen einer Rechts¬
te gierung in Deutschland keineswegs
geeignet ist, eine verständige Lösung
aller Fragen, nicht nur der Saar frage,
herbeizuführen. Weder die Saarfrage noch die
Frage der Rheinlandräumung kann von den jetzigen Re¬
gierungen in Deutschland und in Frankreich gelöst werden.
Das ist erst möglich, wenn in Deutschland und
Frankreich das Steuer nach links herum -
geworfen wird (Sehr richtig! bei den Sozial-
demokraten), wenn frei von allen nationa¬
listischen Hemmungen hüben nnd drüben
sich ein ehrlicher Verständigungswille
geltend macht. (Beifall links. Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: der auch geglaubt wird, Ihuen
(zur Rechten) glunbt man ja nicht!)

Meine Damen und Herren! Lebhaft bewegt uns
natürlich auch die Frage des Schicksalsder Bcvölke-
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rung von Malmcdy, Eupen und Sankt
Vith. Die Forderung dieser Bevölkerung, Ge¬
rechtigkeit zu erlangen und selbst zu entscheideu,zu
welchen, Staatswescu sie gchöreu wollen, begreifen
wir als Sozialdcmokratcn Wohl am allerbesten. Wir
hoffen, daß der Bevölkerung von Malmedh, Eupen
und Sankt Vith doch! noch das Recht der Selbst¬
bestimmung zuteil wird. (Bravo! bei den Sozial¬
demokraten.)

Zum Haushaltsplan der Provinz, meine
Damen und Herren, möchte ich keine Zahlen wieder¬
holen, die wir aus der Rode des Herrn Landeshaupt¬
manns und aus den Vorlagen, die uns zugegangen
sind, kennen. Der diesjährige Haushaltsplan zeigt das
Gesicht der meisten großstädtischen Haushaltspläne.
Kein ernsthafter Versuch, die Fehlbeträge zu decken.
Aus 1925 wird ein Fehlbetrag von rund 4,3 Millionen
nachgewieseu, dessen Deckungspäterer Beschlußfassung
vorbehalten bleiben soll. Den Zuschuß von 1,8 Milli¬
onen, den der Haushaltsplan 1927 erfordert, will man
aus einer aufzunehmenden Anleihe decken. Beide Vor¬
schlage der Prouiuzialverwaltung sind geboren aus
dem Bestreben, die Gemeinden und Kreise nicht zu
einer höheren Provinzialumlage heranzuziehen. Man
bofft, daß der Finanzausgleich bessere Zeiten bringt,
sieht aber nicht, daß die steigenden Lasten des Friedens¬
vertrages es gar Nicht zulassen, daß Reich, Länder
und Gemeinden Luft bekommen. Wir sehen das er¬
götzliche Schauspiel, daß bei dein Finanzausgleich, nur
um «die jetzige Regierung nicht in die Brüche gehen
^u lassen, man Bayern beispielsweisemehr an Steuer¬
überweisungen zugewiesen hat, als ihm zusteht, auf
Koste» der übrigen Länder und Gemeinden. (Zuruf
°cs Abgeordneten Hoffmann: Das ist Rechtspolitik!)

Meine Damen und Herren! Ueberall macht sich
e>" verhängnisvoller Einfluß der Wirt¬
schaft geltend. (Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!)
Die Wirtschaft verlangt eine schematische Herab-
drückung der öffentlichen Ausgaben, ohne daß eine
planmäßige und allgemeine Vereinfachung und Ver-
billigung, der Verwaltung vorausgegangen ist. Das
würde natürlich die Gefährdung der deut¬
schen Sozialpolitik und eine Gefähr¬
dung der durch den Krieg und die Nach¬
kriegszeit erforderlichen sozialen Für¬
sorge bedeuten.

Die Wirtschaft erstrebt weiter auf dem Wege über
ben Finanzausgleich eine Ermäßigung der auf dem
Besitz und dem Nnternehmereinkommen aus Industrie,
Landwirtschaft und Handel ruhenden Steuerlasten
und will dafür eine Steigerung der Steuer¬
lasten des Arbeitseinkommens und des
Verbrauches.

Ueberall macht sich dieser unheilvolle Einfluß der
Wirtschaft und ihrer Organisationen geltend. In den
Gemeinden ist das Nnhörungsrecht der Handels- und
Handwerkskammer zu einem Mitbestimmungsrecht

geworden. (Abgeordneter Hoffmann: Leider!) Das
Vorrecht, das hier einer einzelnen Interessengruppe
eingeräumt ist, ist unvereinbar mit den Grundsätzen
der Selbstverwaltung und der Demokratie (Sehr
richtig! links) und muß den Widerspruch eines jeden
Ucrantwortlichcn Leiters eiuer Kommune und eines
jeden Kommunalvertreters herausfordern. (Sehr gut!
bei den Sozialdemukraten.)

Meine Damen und Herren! Zu einer ausreichende»
Befriedigung des Finanzbedarfs, auch
der Provinz, kommen wir erst, wenn neben anderem
der Besitz stärker zur Steuerlast herangezogen wird
(Sehr richtig! links), wenn die ungerechte Bevor¬
zugung einzelner Gruppen der Besitzenden,z.V. die
Steuerfreiheit der Spekulationsgewinne und des
Großgrundbesitzes,beseitigt ist. Natürlich ist auch eine
vernünftige Regelung «der Reparationsfrage mit dem
Ziel einer Verminderung der Lasten des Friedens-
vertragcs notwendig, und nicht zuletzt eine Ver-
fassungs- und Vermaltungsre f urm, die
zu einer organischen Vereinfachung und
Verbillig ung der Verwaltung führt.
(Zustimmung bei den Sozialdemokraten.)

Wenn der Herr Landeshauptmann in seiner Rede
von einer Ueberorganisation der Be¬
hörden sprach und darauf hinwies, daß sich eine
immer stärker werdende Konzentration in Berlin, sei
es im Reich, sei es in Preußen, geltend mache, so ist
das zu unterstreichen. Aber die Bemerkung des Herrn
Landeshauptmanns, daß diese Bestrebungen anch von
Parteien gestützt würden, die sich demokratisch uennen,
ist doch dahin zu ergänzen, daß sich seine ganze
Polemik gegen die Regierungsparteien,
denen auch das Zentrum angehört, rich¬
tet (Sehr gut! links), und das Zentrum besitzt sowohl
im Reich als auch in Preußen einen überragenden
Einfluß, Da muß ich schon dem Herrn Kollegen
Dr. Kaiser recht geben, wenn er zum Ausdruck bringt,
daß doch gerade das Zentrum bei diesen Dingen einen
hervorragenden Einfluß besitzt, soll doch heute kein
Stein vom Nachhallen, wenn es das Zentrum nicht
will. (Heiterkeit.) Die Polemik des Herrn Landes¬
hauptmanns ist also au die falsche Adresse gerichtet;
er müßte sich damit an seine eigenen Frennde wenden.

Meine Damen und Herren! Dieses ganze Durch¬
einander kann unserer Auffassung nach nur durch eine
grundlegende Reform beseitigt werden. Wir stehen
hier im Gegensah zu dem Herrn Oberpräsidenten, der
der Meinung ist, daß für die Inangriffnahme einer
großzügigen Verwaltungsreform die Zeit noch nicht
gekommen sei. Wir sind vielmehr der Ansicht, daß
heute Reich, Länder und Gemeinden
organisatorisch so eng miteinander ver¬
knüpft sind, daß endlich einmal ein gang¬
barer Weg gefunden werden muß, um zu
einerNegelungzukommen,dieden Staat
und die Selbstverwaltungstörper be-
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friedigt. (Sehr richtig! links.) Das Ziel muß der
Einheitsstaat sein, unter Beseitigung aller über¬
flüssigen Instanzen. (Zustimmung links. Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Und nicht Krähwinkler Land¬
sturm!)

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier auf
eine Bemerkung des Herrn Dr. Wcssel vom Zentrum
hinweisen, der den Antrag des Zentrums befürwortete,
der sich mit der Verabschiedung der Land¬
gemeinde orü nun g besaßt. Ich möchte doch
sagen: Wenn wir bis heute mit der Städte- und
Landgemeindeordnung noch nicht Weitergokommen
sind, so ist das nicht zuletzt darauf zurückzuführen,
daß gerade eiu hervorragender Führer des Zentrums,
der Herr Abgeordnete Herold, im Preußischen
Landtage die größten Schwierigkeiten gemacht hat
(Sehr gut! links), weil er an den: Althergebrachten
hing und sich eben eine Landgemeinde- und Städte¬
ordnung, die den neuzeitlichen Anforderungen ent¬
spricht, nicht denken kann. Also auch hier richtet sich
eigentlich der Antrag des Zentrums (Zuruf des Abg.
Hoffmann: gegen das Zentrum!) gegen das Zentrum selbst.

Meine Damen und Herren! Der Auffassung des
Herrn Nandeshauptmauus,daß wir aus Jahre hinaus
der Erwerbslosigkeit im Rhein lande
hilflos gegenüberstehen,ist beizutreten. Die Arbeits-
'losenzisserbleibt, Abgesehen von kleinen Schwankungen,
stabil. Diese kleinen Schwankungen ändern nichts an
der Tatsache,daß der Arbeitsmarkt in der Rheinprovinz
nach wie vor ungünstig ist. Die Massen der Erwerbs¬
losen ballen sich in den Großstädten des Rheinlandes
zusammen. ^1,3 Prozent der rheinischen Bevölkerung
wohnt in den Großstädten; aber 56,l Prozent der
Erwerbslosen und L5,8 Prozent der Kriscnunterstützten
wohnen in den Großstädten. Die Not dieser Erwevbs-
llosen 'ist groß, ungeheuer groß, wenn sie Monate
und Jahre lang von der immerhin doch kargen Unter¬
stützung haben loben müssen. Irgendwelche Erspar¬
nisse zu machen, ist ihueu, selbst wenn sie eine Zeit¬
lang wieder Arbeit gefunden haben, einfach unmöglich.
Kleidung und Wäsche sind heruntergerissen; es besteht
keine Möglichkeit, Neues anzuschaffen. Ich behaupte
nicht zuviel, meine Damen und Herren, wenn ich sage,
daß Tausende von Menschen heute einfach
dahinvegetiere n.

DerRuf nach Arbeitsgelegenheit,der pou den Erwerbs¬
losen erhoben wird, ist durchaus zu verstehen. Aber
wer soll ihnen Arbeit geben?, wer soll ihnen Arbeit
verschaffen oder es ihnen ermöglichen, den Lebens-
nnterhlllt zu verdienen? Die Privatwirtschaft hat kein
Interesse daran. Die ganzen Nationalisierungs-
bestrebungenzeigen uns ja, daß es zu immer größeren
Avbeiterentlllssungen kommt, anstatt, daß man die
Arbeitszeit verkürzt, um den großen Massen, die
draußen arbeitslos sind, Beschäftigung zu geben. Um
so mehr, meine Damen und Herren, ist es meiner
Auffassung nach Aufgabe der öffentlichen Körper¬

schaften, Aufgabe von Reich, Staat und Gemeinden,
umfangreiche Arbeiten bereitzustellen.

Das Arbeitsbeschaffungs- Programm
der Reichsregierung hat sich für die Rhein-
Provinz und besonders für die Großstädte nicht im
mindesten ausgewirkt. Wenn der Herr Landeshanpt-
mann anführt, daß den: Bau der Autostraße Köln—
Düsseldorf, die wir doch beschlossen haben, um wenig¬
stens einem Teil der Erwerbslose» Beschäftigung zu
bieten, iu Berlin Schwierigkeiten entgegengestellt
werden, so teilt hier die Provinz das Schicksal mancher
Städte, die gleichfalls in ihrem Bestreben, Arbeits¬
gelegenheit zu schaffen und dafür erhebliche Mittel
bereitzustellen, in Berlin gehemmt werden, wenn sie
Anspruch auf Unterstützung aus der produktiven Er¬
werbslosenfürsorge erheben. (AbgeordneterHoffmann:
Hört, hört!) Meine Damen und Herren! Wir er¬
warten aber trotz dieser Schwierigkeiten von der
Provinzialverwaltung, daß sie ihre Bemühungen,
Arbeitsgelegenheit zu schaffen, Nicht aufgibt. So
wünschen wir dringend, daß auch in diesem Jahre
weitere Anleihemittel für den Straßenbau bereit¬
gestellt werden. Hier handelt es sich um sehr produk¬
tive Ausgaben, einmal durch Verbesserung unserer
Straßen, zum andern aber auch dadurch, daß wir in
der Steinindustrie und beim Straßenbau Arbeits¬
möglichkeitenschaffen.

Meine Damen und Herren! Nur durch eine groß¬
zügige Arbeitsbeschaffung kann das Elend der Er¬
werbslosen wenigstens in etwa eingedämmt werden.
(Zustimmung.) Allerdings darf es nicht so gehen, wie
bcim Nürburgring. Bei den Verhandlungen über die
Aenderungen der Erwcrbslosenfürsorge in Berlin
ist umfangreiches Material über mißbräuchliche In¬
anspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge durch die
Kommunen beigebracht worden. Dabei ist auch -der
Nürburgring wiederholt erwähnt worden. Es sollen
beim Nürbnrgring künstlich Erwerbslose geschaffen
worden sein durch die Hereinnahme von Leuten in die
Erwerbslosenfiirsorge, die früher einer Versicherungs-
pslicht gar nicht unterlagen. Es ist möglich,daß die
gesetzlichen Bestimmungen beachtet worden sind, daß
die Leute eine dreimonatige Versicherungspflichtige
Tätigkeit nachgewiesenhaben und dann in die Gr-
wcrbslosensürsorgc aufgenommen wurden. Aber wer
einigermaßen mit den Dingen vertraut ist, kennt auch
die Praktiken, die da häufig angewandt werden.

Meine Damen und Herren! Ich möchte weiter
zum Nürburgring sagen, daß die umfangreichen Not-
stllndsarbeiten am Nürburgring den übrigen Teil des
Regierungsbezirks Koblenz außerordentlich benach¬
teiligt haben sollen, denn es soll fast das ganze für den
Regierungsbezirk Koblenz zur Verfügung gestellte
Kontingent durch die Arbeiten am Nürburgring ans«
gezehrt worden fein. Unter der erwerbslosen Arbeiter¬
schaft in dem preußischen Regierungsbezirk Koblenz
herrscht darüber eine große »ich begreifliche Erregung.
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Die Provinzialverwaltung muß auch ernstlich
Prüfen, ob Projekte, die von ihr gefördert werden
sollen, mit den Summen, mit denen sie anfangs ge¬
plant waren, auch durchführbar sind, ob diese Projette
auch rentabel sind. Es geht einfach uicht an, »daß große
Dinge in die Welt gesetzt werden, für die die erstmalig
ausgeworfenen Summen nicht ausreichen und für tue
dann immer weitere neue Nachfordeningen gestellt
werden müssen.

Meine Damen nnd Herren! Ein besonderesKapitel
ist die Entlohnung der N otstandsarb eiter.
In den meisten Fallen wird nur ein Prozentsatz von
irgendein,',,! Tariflohn, meistens des Tiefbauarbcitcr-
lohnes, gezahlt. Die nach den Bestimmnngen zu for¬
dernde Mindestleistung ist vielfach zn hoch angesetzt,
so daß es den Notstandsarbciteru unmöglich ist, durch
Erarbeitung der Leistuugsprämie auf den Tariflohn
ZU kommen. Die Unternehmer unterbieten vielfach ein¬
ander und, wenn sie dann infolge falscherKalkulation
nicht auf ihre Rechnung kommen, sind die Notstands-
arbciter die Leidtragenden. Wir müssen fordern, daß
den Notstandsarbeitern nur solche Leistungen zuge¬
mutet werden, die sie anch erfüllen können, und daß
ihnen die tarifmäßigen Löhne gezahlt werden, damit
s'e sich und ihre Familie wenigstens einigermaßen
wieder ans dem Elend, das die lange Arbeitslosigkeit
brachte, herausreißen können.

Meine Damen und Zerren! Der Haushalts¬
plan für landwirtschaftliche Angelegen¬
heiten gibt nns Veranlassung, Vergleiche mit dem
Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke zu ziehen. Der
Haushaltsplan für landwirtschaftlicheAngelegenheiten
erfordert einen Zuschuß von 1 386 000 Mark gegenüber
"74 90« M^k im Jahre 1925. Für gewerblicheZwecke
'st dagegen nur ein Zuschuß von 31"! 000 Mark gegen
264 000 Mark im Jahre 1925 eingesetzt. Die ganz er¬
bebliche Benachteiligung des Gewerbes gegenüber der
Landwirtschaft ist offenkundig. Wenn schon bestimmte
Berufe durch Provinzzuschüsscgefördert werden sollen,
so darf eine einzelne Berufsgruppe nicht solch über¬
ragenden Vorteil genießen, wie es hier der Fall ist.
(Sehr richtig! links.) Die Einrichtungen, denen der
Zuschuß für gewerbliche Zwecke zugute kommt, sind
mindestens ebenso wichtig für die Volkswirtschaft wie
auch die Landwirtschaft. «Sehr wahr! links.)

Besondere Kritik aber fordert der Haushaltsplan
sür landwirtschaftlicheAngelegenheiten heraus. Meine
Damen und Herren! Daß wir der Landwirt¬
schaft nicht feindlich gegenüberstehen,
brauche ich nicht besonders zu betonen. Wir erkennen
die Notwendigkeit an, daß viel mehr als in der Vor¬
kriegszeit die landwirtschaftliche Produktion gehoben
werden muß. Wenn es sich darum handelte, Mittel
sür Zwecke der Förderung der Landwirtschaft und der
Hebung der landwirtschaftlichen Produktion bereitzu¬
stellen, haben wir als die Partei, die sich in der Haupt¬
sache ans die Nasse der Konsumenten stützt, nicht ver¬

sagt, weil wir wissen, daß alles, was in der Landwirt¬
schaft geschieht, auch im Interesse der ganzen Volts¬
wirtschaft liegt. An den zur Hebung der landwirt¬
schaftlichen Produktion geforderten Mitteln üben wir
feine Kritik. Im Haushaltsplan für landwirtschaftliche
Angelegenheiten sind aber erheblicheZuschüsse für die
rheinische Landwirts chaftstammer vorge¬
sehen. Die Führer der Landwirtschaft gehören, genau
so wie die der Wirtschaft, zu denjenigen, die über die
hohen Verwaltungskosteu der Selbstvcrwaltungstorper,
namentlich der Gemeinden, insbesondere über die
hohen Gehälter der Kommunalbcamten schimpfen.
(Sehr gut! links.) Aber, meine Damen und Herren,
wie sieht es denn mit den Verwaltungskosten
der rheinischen Landwirtschaftstammer
aus? (Hört, hört! links.)

Im Preußischen Landtag hat am 19. Januar 1927
der Zentrumsabgeordnete Schmelzer ge¬
legentlicheiner kleinen Anfrage des Zentrums, nachdem
er die hohen Vcrwaltungskosten der Landwirtschafts-
kllmmcrn allgemein kritisiert hatte, folgendes festge¬
stellt:

„Die Sp i tz cnlcist u n g hat die Rh cinprovinz.
Im Jahre 1913 ^ 206 298 Mark Verwaltungskosten,
im Jahre 1925 - 012 201 Mark, eine Steigerung
von 300 Prozent. Aber von den eigenen Einnahmen
von 1031035 Mark verzehrte sie 64 Prozent als Ver-
waltungstosten. Aus dem Etat 1927 der Land¬
wirtschaftskammerist zu ersehen, daß sie an Zuschüssen
erhält: vom Staat 1268 711 Mark, von der Provinz
510 190 Mark, von den Kreisen 171100 Mark, andere
Zuschüsse 60 900 Mark, zusammen 2 013 841 Mark Zu¬
schüsse ans öffentlichenMitteln. (Diese Zahlen werden
von den sozialistischen Abgeordneten durch fortgesetzte
Hürt-Hörti-Rufe unterstrichen. Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Was machen die mit dem
Geld eigentlich?)

Die Gesamtausgaben der Landwirtschaftskammer
einschließlich des Sonderetats betragen 4 919 800 Marl,
gegen 1926 ein Mehr von 337 620 Mark. (Zuruf aus
der Wirtschaftliche!!Vereinigung: Das ist produktive
Erwerbsloscnfürsorgc!) Es werden vier Neuntel
der Gesamtausgaben der Landwirt¬
schaftstammer dnrch öffentliche Zu¬
schüsse aufgebracht.

Von der Gesamtausgabe entfallen anf Personal-
tostcn rund 1750 000 Mark für ein Personal von 253
Köpfen. (Abg. Haas: Hört, hört! Zuruf links: Das
sind die Agrarier!) Dabei, meine Damen und Herren
— bitte, beachten Sie dies —, sind in den mittleren
Gruppen von 5 bis 9 nur 50 Personen, während ab
Gruppe 10139 Stellen vorhanden sind (Hört, hört!
links), darunter 93 Direktoren und stellvertretende
Direktoren an den landwirtschaftlichen Schulen. Ein
Generalsekretärist in Gruppe K 3. Der Vorsitzendeerhalt
eine Anfwandsentschiidignng,die nach der erwähnten
kleinen Anfrage des Zentrums zunächst einmal 10 000
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Mark plus 8000 Mark ^ 18 000 Mark betragt. (Hört,
hört! links.) Der Vollversammlung, der Landwirt-
schaftskammer sind aber nur 10 000 Mark bekannt¬
gegeben worden. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Also macht man auch noch Schiebungen!) 10 000 Mark
erscheinennur im Etat. Dann heißt es weiter in der
kleinen Anfrage des Zentrums: Zur Instandsetzung
einer Villa rund 15 000 Mark, Reise- und Tagegelder
in gleicher Höhe wie die Mitglieder des Vorstandes.
Die kleine Anfrage des Zentrums sagt dann: „Der so¬
mit von der rheinischen Landwirtschaft für den Vor¬
sitzendender Kammer aufzubringende Betrag dürfte
für das verflosseneJahr ^0 000 Mark erreichen. (Zuruf
des Abgeordueten Hoffmann: Das siud die notleiden¬
den Agrarier!) Diese Regelung steht zu der furcht¬
baren Not gerade der rheinischen Winzer- undBaucrn-
schaft in einem schreiendenGegensatzund ist unverein¬
bar mit der allgemein erhobenen Forderung nach
Sparsamkeit." (Lebhaftes Sehr richtig! links.) So die
kleine Anfrage des Zentrums.

Meine Damen und Herren! Die Antwort des
Ministers hat im großen nnd ganzen das, was in
der Anfrage gesagt wird, bestätigt und mich Austuuft
über das Gehalt oder die Aufwandsentschädigung des
Vorsitzenden Freiherrn von Lünint ge¬
bracht. Es heißt in der Autwort des Ministers:

„Die Qllndwirtschaftskammerin Bonn hat mir be¬
richtet, daß die ihrem Vorsitzenden aus Mitteln der
Saatkartoffelstellc der Landwirtfchaftskammer, G. m.
b. H„ bewilligte Vergütung von jährlich 8000 Mark
eine Tantieme darstelle, die er als Vorsitzender des
Aufsichsrats dieser als rein kaufmännisches Unter¬
nehmen betriebenen Einrichtung erhalte." (Hört, hört!
links. Zuruf des Abgeordneten Haas: Die arme Land¬
wirtschaft!) Für die ungeheuer schwereTätigkeit als
Vorsitzender des Nufsichtsrats bekommt Herr von
Lünink eine Tantieme von 8000 Mark. (Zuruf des
Abgeordneten Haas: Und dazu zahlen wir Provinz¬
gelder!) Meine Damen und Herren! Zu dieser Saat¬
kartoffelstellc— ichnehmean, daß sie mit der Kar-
toffelstellc in Bonn identisch ist — leistet die Provinz
einen Zuschußvon 10 000 Mark (Hört, hört! links), Wo¬
von der Vorsitzende der rheinischen Landwirtfchafts¬
kammer, Herr von Lünink, glatt 8000 Mark in die
Tasche steckt, für die er keinen Finger rührt. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Ein Skandal!)

Meine Damen und Herren! Ich glaube nicht, daß
die kleinen Bauern, die ja auch die Beiträge zur Land¬
wirtfchaftskammer schwer erarbeiten müssen, über die
Verwaltungskosten der Landwirtschaftskammer und
über die horrende Aufwandsentschädigung ihres Vor¬
sitzenden unterrichtet sind.

Meine Damen und Herren! Nun noch ein Wort.
Wer ist Herr von Lünint? Herr von Lünink
ist einer derjenigen, die bei den Putschplänen von
I9W eine Rolle gespielt haben. Damals war bekannt¬
lich als „Reichskanzler", als Diktator, der da¬

malige Bürgermeister von Lübeck, Dr. Ncumann,
vorgesehen, der dann wegen seiner Teilnahme an
diesen Plänen aus dem Amte entfernt wurde. Als
Finanzministcr war der dcutschnationale Abge¬
ordnete uud Aufkäufer der Scherl-Presse, Hugen-
berg, vorgesehen, als Wehrminister General von
Möhl und als Ernährungsmini st er Frei¬
herr von Lünink, der Vorsitzende der
rheinischen Landwirtschaftskammer. (Zu¬
ruf des Abgeordueteu Hoffmann: Ein netter Er¬
nährungsminister! Weiterer Znruf links: Der ernährt
sich selbst gut!)

Meiue Damen und Herren! Wir müssen die Pro-
vinzinlverwllltnng ersuchen, sich darum zu kümmern,
Wie die Gelder, die die Landwirtschaftskammervon der
Provinz erhält, verwandt werden. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Die Znschüsse sperren!) Gesetzlich
ist dir Provinz verpflichtet, gewisse Beiträge zur Land¬
wirtschaftskammer zu leisten. Darüber hinaus aber
werden ganz erhebliche freiwillige Mittel gefordert
und aufgewandt. Deren Bewilligung muß davon ab¬
hängig gemacht werden, daß dem Provinziallandtag
Einblick in die Geschäftsführung der Landwirtschafts¬
kammer gegeben wird. (Sehr richtig! links.) Meine
Damen nnd Herren! Sie können von uns nicht ver¬
langen, daß wir blindlings Gelder für eine Einrichtung
bewilligen, ohne daß wir die Verwendung dieser Gel¬
der kontrollieren können. Meine Damen und Herren!
Jede Gemeinde, auch die Provinz, verlangt von jeder
Organisation, der sie Znschüssegibt, daß sie nachher
den Nachweis über die Verwendung der Gelder bei¬
bringt. Ein Gleiches muß auch von der rheinischen
Landwirtschaftskammerverlangt werden, (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokratcn.) Meine Damen und Herren!
Soviel zur rheinischen Landwirtschaftskammer. Viel¬
leicht bietet sich nachher bei der Einzelbcratung Ge¬
legenheit, noch das eine oder andere hierzu zu sagen,
wozu wir bereit sind.

Meine Damen und Herren! Den Wohlfahrts¬
pflegerischen und fürsorgerischen Maß¬
nahmen der Provinz haben wir immer die größte
Beachtung geschenkt. Was ans diesem Gebiete geleistet
worden ist, erkennen wir rückhaltlos an. Wir er¬
kennen an, daß auch der diesjährige Haushaltsplan
keine Streichungen an diesen Positionen, die uns be¬
sonders interessieren, vorsieht. Wir erkennen an, daß
sogar neue Fürsorgemaßnahmen nns zur Beschluß¬
fassung unterbreitet werden. Wir verstehen es auch
und halten es für richtig, daß die Provinzialverwlll-
tung über das, was sie in den Anstalten leistet, der
Öffentlichkeit Mitteilungen macht. Aber, Herr Landes¬
hauptmann, man soll doch einen solchen Unfug sein
lassen, wie er — nehmen Sie es mir nicht übel —
in Nummer 9 der „Wohlfahrtspflege" vom
1. Mai 1926 verzapft wird. Sie finden dort
einen Artikel der Frau üandesver waltun gs-
rat Hop mann über die Ausbildung
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weiblicher Fürsorgezögltnge in
den Anstalten. Da wird nachgewiesen,daß diese
weiblichen Fürsorgezöglinge eine durchaus perfette
Ausbildung als Hausfrau bekommen. In allen Fächern,
die die Hausfrau beherrschenmuß, werden sie ausge¬
bildet. Ja, es ist sogar die Berufsausbildung in den
Anstalten derartig, daß beispielsweiseals Näherin aus¬
gebildete Mädchen nachher sofort, wenn sie aus der
Anstalt herauskommen, Kunden gewinnen können, um
als Näherin ihr Brot zu verdienen. Sogar die Aus¬
bildung als Burcaullngestellte, als Krankenpflegerin
und als Säuglingspflegerin ist in den Provinzial-
llnstaltcu uach dem Artikel von Frau Hopmann mög¬
lich. Ich möchte mich einer Kritik enthalten, sondern
nur anführen, was ein ernst zu nehmendes Zeutrums-
blatt, der Aachener Volksfreund, dazu sagt. (Zuruf
rechts: Der ist nicht ernst zu nehmen!) Machen Sie
das mit Ihren Freunden da aus! — Der Aachener
Voltsfreund sagt u. a., daß die Fertigkeiten, die auf
dem Markt zu Richmond ausgeboten wurden, einen
Pappenstiel gegenüberdem bedeuten, was die Fnrsorge-
rrziehungsanstalten an Fähigkeiten den weiblichen Zög¬
lingen vermitteln. Und an anderer Stelle: „Alle unsere
modernen Pädagogen sind Stümper, weil es ihnen un¬
möglich sein wird, dergleichenResultate in einer relativ
so kurzen Zeit zu erzielen. Sie müssen unbedingt ein
Seminarjahr in der Fürsorgeerziehungsanstalt absol¬
vieren. Die Erzieherinnen in den Fürsorgeanstalten
sind Genies." Meine Damen und Herren! Der Artikel¬
schreiberkommt zu dem Schluß: „Wenn in dem ange¬
zogenen Artikel der Frau Landesverwaltuugsrat Hop-
mann eine Unsumme von pädagogischenUnwahrscheiu-
lichtcitrn ansgeschüttet, weun von gesicherterallseitiger
Ausbildung gesprochenwird, aber im gleichen Atemzng
nm Schluß gesagt wird, daß diese schwierigen Fragen der
Anstlllts-Berufsausbildung nicht gelöst werden können,
weil eben durch die Anstaltsunterbringung die Gren¬
zen gezogen sind, so fordert das zu einer sachlichen
Kritik heraus." (Abgeordneter Hoffmann: Sehr
richtig!) Meine Damen und Herren! Ich glaube doch,
daß es nutwendig ist, daß der Herr Landeshauptmann
sich um die Dinge kümmert, daß zum mindestenRicht¬
linien geschaffen werden, nach denen ge¬
arbeitet wird, uud daß in deu jungen
Menschen nicht Hoffnungen geweckt wer¬
den, deren Erfüllung nachher daran
scheitert, daß die Ausbildung nicht das
gebracht hat, was sie erhofft haben.

Meine Damen und Herren! In den Anstalten für
männliche Zöglinge muß unferes Grachtens die Hand-
wertliche Ausbildung und die Gelegenheit, die indu¬
strielle Jugend, die in die Anstalten kommt, auf das
spätere Leben vorzubereiten, gefördert werden. Diese
Jungen werden meist auf das Land geschickt. Unserer
Auffassung nach gehören sie aber in die Industrie, an
der sie auch hängen. Sie sollen in der Anstalt das an

Ausbildung mitbekommen,was sie später in der In¬
dustrie brauchen können.

Ebenso erscheint uns notwendig, daß die Provinz
Lehrlingsheime in den Großstädte» errichtet. Wir
dürfen nicht alles den privaten Wohlfahrtsorgani-
sationen überlassen, sondern müssen selbst dazu über¬
gehen, Anstalten ins Leben zu rufen. Die Möglich¬
keiten dazu sind vorhanden, weil heute vielfach An¬
stalten zum Kauf augeboten werden.

Meine Damen und Herren! Nun komme ich zu
einem Kapitel, von dem ich weiß, daß es den Wider¬
spruch der Herren vom Zentrum hervorrufen wird.
Wir müssen auch heute wieder unsere Forderung
nach paritätischen Anstalten erheben. (Sehr
gut! links.) Meine Damen und Herren! Wenn die
Jungen und Mädels, die in Fürsorgeerziehung
kommen, später in das praktischeLeben treten, dann
werden sie auch nicht nach Konfessionund Weltanschau¬
ung getrennt, sondern sie müssen nebeneinander ihrem
Erwerb nachgehen und ihre Arbeitskraft dem Unter¬
nehmer zur Verfügung stellen. Der Unternehmer fragt
auch nicht nach der Konfessionund der Weltanschauung,
sondern nur danach, wer ihm das meiste leistet. Des¬
halb sollte man nach unserer Auffassung die Jungen
und Mädels auch in Paritätischen Anstalten mit welt¬
licher Leitung erziehen und die Erziehung solchen
Leuten anvertrauen, die den Kampf des Lebens be¬
greifen und ihre Erziehungsmethoden danach ein¬
richten.

Meine Damen und Herren, besonders vom Zen¬
trum, ich weiß, daß es Ihnen schwer sein wird, von
Ihrem Vorurteil gegen paritätische Anstalten abzu¬
kommen (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Ist das bloß ein Vorurteil?) und auf das zu verzichten,
was Sie als richtig befinden. Ich glaube aber, wir
muffen uns in dieser Frage einmal ver¬
ständigen, und wir werden es, meine
Damen und Herren, wenn Sie aner¬
kennen, daß es auch für unsGcwisfens-
fragcn gibt. Wir wollen nichts anderes
von Ihnen, lllsdaßSieunserenAnschllU-
ungen gegenüber tolerant sind und uns
das zugestehen, was Sie für sich als Recht
beanspruchen.

Meine Damen und Herren! Zu eiuem Vergleich
zwingen uns die Anstaltskostenfür Fürsorgeerziehung
Minderjähriger. Die jährlichen Ausgaben für einen
Zögling bei Anrechnung der Wirtschaftscrträgnisse be¬
tragen nach dem diesjährigen Haushaltsplan <l,72 Mark
in den Provinzialanstlllten — ein Weniger von,"« Pfg.
gegen 1926. In den Privatanstalten betragen diese
Kosten 2,26 Mark — ein Mehr von 11 Pfg. Wir sind
der Auffassung, daß die Kosten in den Provinzial-
anstalten noch mehr heruntergedrückt werden könnten,
wenn den Anstalten genügend Land zur Verfügung
stände, um sich das, was sie brauchen, selbst ziehen zu
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können. Meine Damen und Herren! Die Anstalten,
die kein oder nur wenig Land haben, müssen die land¬
wirtschaftlichenErzeugnisse zu Großhandelspreisen ein¬
taufen und müssen diese natürlich einsetzen. Aber die
Anstalten, die genügend Land zur Verfügung haben,
kalkulieren mit dein geringeren Erzeugerpreis und
wirtschaften demgemäß billiger, und ohne Zweifel ist
auch die Beköstigung in diesen Anstalten besser. Wir
haben Ihnen aus diesem Grunde einen Antrag unter¬
breitet, in dem wir bitten, daß dem Provinziallandtag
eine Aufstellung vorgelegt wird, ans der hervorgeht,
wie groß die landwirtschaftliche Fläche der einzelnen
Provinzialanstlllten ist und wieviel Insassen die An¬
stalten zu verpflegen haben. Ferner wünschenwir, daß
aus der Ausstellung hervorgeht, was auf der vor¬
handenen Fläche im besten Jahre geerntet worden ist
und wieviel von den einzelnen Ernteartcn hinzu-
nckauft werden mußte. Wir wünschenweiter Auskunft
darüber, wieviel Land noch angekauft werden muß, um
Insassen und Personal aus den eigenen Erzeugnissen
verpflegen zu können. Meine Damen und Herren! Ich
glaube, daß Sie diesem Antrage unbesehen zustimmen
tonnen.

Gin Wort zum Landesjugendamt. Dem Landes¬
jugendamt ist gesetzlich die Prüfungsstellc für Schmutz
und Schund angegliedert. Wir stehen dieser ganzen
Einrichtung sehr skeptisch gegenüber. Nicht etwa, als
ob es uns gleichgültig wäre, was die jungen Menschen
in sich anfnehmen, sondern weil wir befürchten, daß
sich das Muckertum in der Prüfungsstclle breitmacht
und nicht zwischen Wert und Unwert zu unterscheiden
vermag. Deshalb erwarten wir, daß die Tätigkeit der
Prüfungsstellc nicht in kleinlicheSchnüffelei ausartet.

Auf einen Uebelstandmuß ich auch hinweisen, dessen
sich die Provinzialverwaltung unbedingt annehmen
muß. Das ist die Gepflogenheit der Bczirksfürsorge-
verbände, vorschulpflichtigcKinder, die weder verwahr¬
lost sind, noch sich in einem Milieu befinden, das eine
Verwahrlosung voraussetzen läßt, einfach in die Für¬
sorgeerziehung zu überweisen, um die Kosten zu er¬
sparen. Meine Damen und Herren! Solche Kinder
gehören nicht in die Fürsorgeerziehung, der doch
immerhin ein Odium anhaftet, an dem die Kinder
später schwer zu tragen haben. Es mnß Vorsorge ge¬
troffen werden, daß solche Kinder in andere Anstalten
kommen,aber nicht in Fürsorgeanstalten.

Ein Wort zu der Verteilung von Provinzmitteln
an die Privatanstalten. Meine Damen uud Herren!
Unsere grundsätzlicheStellung ist Ihnen ja auch hier
bekaunt. Nach unserer Auffassung ist die gesamte
Wohlfahrtspflege Aufgabe von Reich,
Staat und Gemeinde, die die erforderlichen Ein¬
richtungen zu schaffen haben. Das ist auch die Auf¬
fassung der Wohlfahrtsorganisationen der Arbeiter¬
schaft, der Arbeiterwohlfahrt. Solange aber an private
Wohlfahrtseinrichtungen und Organisationen Provinz -

mittcl verteilt werden, mnß auch die Organisation der
Arbeiterschaft, die Arbeiterwohlfahrt, entsprechendder
hinter ihr stehenden Arbeiterschaft und entsprechend
ihren Einrichtungen berücksichtigt werden. (Sehr
richtig! links.)

Zu den einzelnen Haushaltsplänen, die die allge¬
meine Wohlfahrtspflege betreffen, ist noch zu bemerken,
daß uür hier eine Sparsamkeit für eine verfehlte Maß¬
nahme halten würden. Wir haben auch neuerdings
einen Antrag gestellt, für die Kinderspeisung
150 N 00 Mark in den Haushaltsplan ein¬
zusetzen. Ich glaube, daß eine Begründung dieses
Antrages kaum notwendig ist, Sie wissen alle, meine
Damen und Herren, daß der Reichstag uuglanblicher-
wrise die im Haushaltsplan stehenden5 Millionen für
Kindcrspcisung gestrichenhat. Man sagt, das sei Auf¬
gabe der Länder und der Gemeinden. Wir können das
Werk, das vor zwei Jahren begonnen und mit großem
Erfolge weitergeführt wurde, fetzt nicht einfach liegen
lassen, sondern wir müssen uns schon erneut mit den
Dingen befassen. Deshalb die Bitte an Sie, daß Sie
diese 150 000 Mark für Kinderspeisung wieder in den
Haushaltsplan aufnehmen.

Ich darf noch ein Wort sagen zn dem Antrag, betr.
Fürsorge für arbcits- und mittellose jugendliche
Wanderer. Wir begrüßen es, daß dieser Antrag uns
vorgelegt wird. Ich mnß aber sagen, daß bis jetzt die
Nheinprovinz da wirklich nachgehinkt hat. Der Pro¬
vinziallandtag hat da eine Pflicht vernachlässigt. Es ist
hier eine Aufgabe jetzt iu Angriff genommen,die längst
schon hätte in Angriff genommen werden müssen. Ich
hoffe nur, daß dieser erste Antrag die Grundlage für
eine großzügige Wandererfürsorge in der Rhein¬
provinz ist, wie wir sie in anderen Ländern und Pro¬
vinzen tzcnte schon haben.

Meine Damen und Herren! Wir haben Ihnen
weiter einen Antrag unterbreitet, für die allge¬
meine Volksbild ungsarbeit in der Rhein¬
provinz 50 000 Mark zur Verfügung zu stellen, und
zwar der Arbeitsgemeinschaft rheinischer Volts-
bildungsvcrcinigungcn. Der Haushaltsplan zur För¬
derung von Kunst und Wissenschaftficht eine Ausgabe
von 450 000 Mark vor, darunter 200 000 Mark zur Er¬
haltung alter Baudenkmäler. Ich glaube, ungemein
wichtiger als die Erhaltung alter Baudenkmäler und
Kirchen — man kann auch im Zweifel sein, ob die eine
oder andere Kirche wirklich ein altes Baudenkmal ist —
ist aber die Volksbildungsarbeit. Deshalb glauben wir
berechtigt zu sein, den Antrag zu stellen, und dürfen
auch hier Wohl auf Ihre Unterstützung hoffen.

Meine Damen uud Herren! Im Haushaltsplan er¬
scheint n. a. eine Anzahl Positionen für Unterstützungen
an Beamte, die zur Verfügung des Herrn Landes¬
hauptmanns stehen. Wir tonnen es nicht gutheißen,
daß hier einer einzelnen Person, dem Herrn Landes¬
hauptmann, ein solches Vcrfügungsrccht gegeben wird.
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Ich will nicht unterstellen, daß der Herr Landeshaupt¬
mann nach Willkür handelt. Aber man soll auch den
Schein der Möglichkeit vermeiden und soll auch ver¬
meiden, daß unter der Beamtenschaft vielleichtder Ge¬
danke aufkommt, daß bei der Entscheidung über solche
Gesuche diese oder jene Gründe maßgebend sind. Wir
halten es für viel richtiger, wenn die Entscheidunghier
irgendeinem Ausschuß übertragen wird.

Es sind uns auch eine Anzahl Wünsche von Be¬
amten und Angestellten zugegangen, aus denen zu ent¬
nehmen ist, daß sich gewisse Hurten in der Ein-
gruppicrnng, besonders bei den unteren und mittleren
Gruppen, ergeben haben. Wir bitten den Herrn
Landeshauptmann, auch hier eine Nachprüfung vorzu¬
nehmen und zu versuchen, bestehendeHärten auszu¬
merzen.

Meine Damen und Herren! Dem Provinzialland-
tag wird die Wiederwahl zweier Landcsräte vor¬
geschlagen.Es ist notwendig, daß auch die Provinzial-
verwaltung auf eine Verjüngung ihres Be¬
amtenstabes hinarbeitet. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokratcn.) Aber es geht uicht an, daß der
Nachwuchs uur auf Grund verwandtschaftlicheroder
gesellschaftlicherBeziehungen die Möglichkeit hat, in
die Provinz einzutreten. (Sehr gut! links.) Wir wen¬
den uns insbesondere gegen die Gepflogenheit, nur
junge Assessoren zunächst ganz harmlos als Hilfs¬
arbeiter in die Verwaltung hineinzubringen. Für uns
sängt der Mensch nicht beim Assessor an, wie früher
beim preußischen Kommiß beim Leutnant, sondern es
llibt auch sonst noch befähigte junge Männer, die viel¬
leicht bessere Entwicklungsfähigkeiten ausweisen als
mancherHerr, der es bis zum Assessor gebracht hat.

Aber, meine Damen und Herren, ich kann die Ge¬
legenheit nicht vorübergehen lassen, mich auch gegen
die Ucberhebung zu wenden, die in gewissen Kreisen
Platz gegriffen hat. So müssenwir uns gegen die un¬
geheure Neberhebnng wenden, die sich der Herr
^ eichskanz I er Dr. Marx in einem Schreiben an
eine Tagung katholischerBeamten in Bochum hcrans-
Nrnommcnhat. (Hört, hört! links.) Der Herr Reichs¬
tanzier Dr. Marx hat nach der KölnischenZeitung vom
l">. Dezember 192U in einem Schreiben an eine Tagung
katholischerBeamten iu Bochum — veröffentlicht in
der Berliner Börsrnzeitung vom N. Dezember 1926 —
behauptet, die katholische Wcltlluffassun g
befähige dc» katholischen Beamten vor
allen anderen dazu, unser Vaterland
wiederaufzurichten. Wörtlich sagt Herr Marx:
«Der katholische Beamte ist in weit höherem Maße be¬
rufen, in diesemSinne zu wirken nnd wie ein Sauer¬
teig die Gesinnung des ganzen Beamtcnlürpers zu
durchtränken mit dem tiefen Pflichtbewußtsein, eine !
Gewissensfragc mit der Bcamtentätigkeit erfüllen zu !
müssen, eine Samaritcrarbcit an dem aus tausend
Wunden blutenden Volkskörper zu leiste», wie An- ^

gehörige anderer Weltanschauung." Da
haben wir es. Meine Damen und Herren! Protestan¬
ten, Juden und wie sie alle heißen mögen, sind nach
der Ansicht des Herrn Reichskanzlers Dr. Marx
minderwertig und für den Verwaltungsapparat nicht
so zn gebrauchen wie die katholischenBeamten.

Meine Damen und Herren! Ich frage den
Herrn Landeshauptmann und frage die
Kollegen des Zentrums in diesem Hause
(Zuruf des Abgeordneten Görlinger: und den Vor¬
sitzenden des Provinzmlausschusses!), ob sie sich
diese Auffasfung des Herr» Reichs¬
kanzlers Marx zu eigen machen. Wenn ja,
dann ist nns in der Personalpolitik des
Rhein land es manches verständlich. (Sehr
gut! bei den Sozialdcmokraten.) Es ist Sache der¬
jenige», die sich nicht z» der Weltanschauung des Herrn
Reichskanzlers bekennen — es sind ja Vertreter der
verschiedenste»Weltanschauungen hier im Hause an¬
wesend — sich gegen die von Herrn Marx vertretene
Auffassung zu wenden. Wir Sozialdemokraten,
meine Damen und Herren, lassen uns
das nicht gefallen. Wir werden uns dagegen zur
Wehr setzen, daß das Zentrum mit uns so verfährt wie
der protestantischeLiberalismus früher mit dem Zen¬
trum verfahren ist. (Zuruf des Abgeordneten Gör¬
linger: Das Zentrum hat sehr schnell vergessen!)
Meine Damen u»d Herren! Das Unrecht, das dem
Zentrum früher widerfahren ist — ich stehe nicht an,
zu erklären, es ist ein großes Unrechtgewesen —, scheint
ganz vergessenzu sein. Sonst würde es auch in der
Provinz manchmal anders aussehen. Man würde sonst
»»ser Anrecht auf Mitarbeit innerhalb der Verwaltung
nicht nur platonisch anerkennen. (UnverständlicherZu¬
ruf eines kommunistischenAbgeordnete».) Quatsch!
(Heiterkeit. Glocke des Vorsitzenden.) Ihr (zu den
Kommunisten) habt das Zeug nicht dazu. (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Das ist mir der Drang
nach der Futterkrippe!)

Stellvertretender Vorsitzender Gbcrlc: Darf ich
um etwas Ruhe bitten? Ich mache den Herr» Redner
darauf aufmerksam, daß ein Ausdruck wie „Quatsch"
parlamentarisch nicht zulässig ist. (Heiterkeit.)

Abgeordneter Holten: Ich nehme den Ausdruck
„Quatsch" zurück.

Meine Damen und Herren! Die Situation ist
zu er n st, um mich mit Ihnen (zu de» Kommunisten)
in ein Zwiegespräch einzulassen, das schließlich in
Lächerlichkeitausartet. (Zuruf links: Wir sind noch
nicht bei den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten!)
Ich wiederhole: Wenn die Auffassung, die Herr Dr.
Marx vertreten hat, nicht auch die Ausfassungdes Zen¬
trums ist, würde mau nnser Anrecht auf Mitarbeit in
der Provinz nicht nur platonisch anerkennen, sondern
auch durch Erfüllung unserer berechtigten Ansprüche
uns die Mitarbeit möglichmachen.
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Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluß.
Mitarbeiten wollen wir, wie hier im Hause, so auch in
der Provinzialverwaltung, und zwar aus dem einfachen
Grunde, weil auch wir unsere rheinische Heimat lieb¬
haben und weil wir unsere Kräfte in ihren Dienst
stellen wollen. (Lanter Beifall bei den Socialdemokraten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
als nächster Redner hat Herr Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster : Meine Damen und
Herren! Der Etat des Vorjahres wurde in jeder Be¬
ziehung hinsichtlich der Ausgaben für Wohlfahrts¬
zwecke nach den Wünschen der deutschenGroßindustrie
aufgestellt. Diese Leute verlangten bei der Aufstellung
der Etats im Frühjahr des Vorjahres sowohl vom
Reich und den Ländern wie auch von den Provinzial-
verbänden und den Kommunen, daß für die Wohl-
fahrtsausgaben 2N Prozent weniger in die Etats ein¬
gefetzt würden. (Hört, hört! links.) Auch die Pro-
vinzialverwllltung hat im vergangenen Jahre diesem
Wunsche, der für alle Verwaltungen selbstverständ¬
licher Befehl ist, Rechnung getragen. Nach dem Bericht
des Herrn Landeshauptmanns hat man auch den Etat
in diesem Rahmen durchführen können, und der Etat
für das kommende Jahr ist unter den gleichen Verhält¬
nissen aufgestellt. Ja, wenn man die schlimmenFolgen
der wirtschaftlichenVerhältnisse berücksichtigt, so muß
man feststellen, daß die in den Etat eingesetzten Beträge
für die Wohlfahrtsausgaben in diesem Jahre relativ
noch geringer sind als im vergangenen Jahre. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Das entspricht dem,
was der Neichsverbandder deutschen Industrie diktiert.
Das ist die Gesellschaft,die die eigentliche Regierung
nicht nur im DeutschenReich, sondern heruuter bis zur
letzten Gemeinde ist. Das, was diese Leute als Wuusch
äußern, wird willigst von allen Organen apportiert,
selbst wenn in diesen Organen auch Sozialdemokraten
sind. (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Ich glaube,
der Herr Laudeshauptmann hat gestern bei seinem
Klagelied über die ungerechte Behandlung des Rhein¬
landes bei der Zuweisung von Reichssteuern und über
den überspannten Zentralismus dem Reichsausschuß
der deutschenIndustrie den Nachweis geliefert, daß er
der geeignete Mann ist, der demnächst den Ver-
waltungswllsserlopf in Berlin vielleicht einmal zur
Ader läßt. Das letzte Mal stand er ja bereits in der
engeren Wahl. Aber da wurde zunächst der Kamerad
Marx noch einmal vorgezogen. (Zuruf eines Kommu¬
nisten: Das war der größere Jesuit!) Das will ich
hier nicht untersuchen. Aber ich möchte zunächst auf die
immerhin hochpolitischen Ausführungen des Herrn
Oberpräsidenten eingehen, bevor ich zu einigen Posi¬
tionen des Etats Stellung nehme.

Der Herr Oberpräsident hat darüber gejammert,
daß entgegen aller wirtschaftlichenund politischen Ver¬
nunft das Rheinland immer noch beseht ist. Für ihn ist
es unfaßbar, daß in einem der ältesten Kulturländer

nun die Menschenrcchtedurch die Zwingherrschaft ver¬
letzt werden. Na, wer glaubt, daß der Völkerbund, in
dem England neben Frankreichdie erste Rolle spielt, ein
Friedensinstrumcut ist, wird noch allerhand Ent¬
täuschungen erleben. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Wer glaubt, daß dieser Völkerbund Kultur ver¬
breiten wird, dem ist kaum noch zu helfen. (Sehr richtig!
rechts.) Unter der Duldung des Völkerbuudes haben
die französischenKanonen Damaskus demoliert. Unter
der Duldung des Völkerbundes hat man das Riffvolk
abgemeuchelt. Unter der Duldung des Völkerbundes
sind in Ehina Tausende von Menschen durch die eng¬
lischen Schiffsgcschützegetötet und verletzt worden.
Auch Deutschland wird vom Völkerbund die Behand¬
lung erfahren, die die deutschen Nationalisten ver¬
dienen uud die in ihrer Tendenz von den Sozialdemo-
lratcn bis zum äußersten unterstützt wird. Diese Leute
tonnen natürlich auf der anderen Seite die üandes-
grcnzcn spielend überwinden. Für die rheinischen
Zentrums-Großindustriellen, die entscheidendenLeute
im Gisenshndikat, spielen die Landesgrenzcn durchaus
keine Rolle (Sehr gut! bei den Kommunisten), sondern
sie verständigen sich mit ihren französischenFreunden.
Sie haben in dem Eiseushudikat eine Stelle geschaffen,
die in erster Linie dazu beiträgt, aus dem deutschen
Volke die Profite zu ziehen, die man vielleichtin einem
gegenseitigen Konkurrenzkampf nicht erobern kann.
Deshalb ist es schon eine nicht zu übertreffende Dema¬
gogie, wenn das Zentrum hier einen Antrag einbringt,
der an und für sich nichts tostet, in dem verlangt
wird, daß bei dem endgültigen Handelsabkommen
mit Frankreich die Reichsregierung keine Meist-
begünstigungstlausel über die Einfuhr französischer
Weine aufnehmen soll. Was wird die Zentrumskapita¬
listen daran stören, wenn der rheinischeWeinban taput
geht. Für sie kommt es doch nur darauf an, durch
die Verständigung mit den französischenEisenindu-
striellen ihre Profite zu erhöhen. Das ist doch das Ent¬
scheidende,nicht dieInteressen des rheinischen Weinbaues.
Deshalb ist ein solcher Antrag nichts wie Demagogie.

Generell möchte ich zu den Zentrumsanträgen, die
in so reicher Zahl bei dieser Tagung vorgelegt worden
sind, sagen, daß sie ein Symptom dafür sind, daß dem
Zentrum die Schäfchen wegrennen, weil einerseits die
Wirtschaftspartei die kleinen und mittleren Schichten
vom Zentrum wegzieht und andererseits die christlich-
soziale Reichspartei die Arbeiter dem Zentrum ab¬
spenstig macht. Das Zentrum versucht nun, mittels
solcher Mittelchen die Leute vor seinem Karren zu
halten. Meine Herren, die Arbeiterschaft hat lein
Interesse an der Einführung französischerWeine. Die
Arbeiterschaft kommt nicht in die Versuchung, franzö¬
sische Weine zu trinken, die werden natürlich von den¬
selben Kreisen bevorzugt, die auf der anderen Seite den
rheinischen Winzerstand auf Grund dieser Verhältnisse
zugrunde richten. Aber Menschenrechteund Kultur-
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länder sind heute Begriffe, die in der Praxis einen
durchaus anderen Inhalt haben. Gs kann, solange die
heutige Wirtschaft bestellt, keine Menscheurechte,keine
Kulturliiuder geben (Sehr gut! bei den Kommunisten),
sondern nur einen Kampf um die Profite der einzelnen
imperialistischenStaaten, einen Kampf, bei dem die Ar¬
beiterschaft natürlich immer tiefer und tiefer iu das
Elend hinabsinken wird.

Der Herr Oberpräsident sagte weiter: Wir wollen
keine borzeitige Räumung auf Kosten des Vaterlandes
und um den Preis wirtschaftlicher oder politischer
Fesselung. Mau ist doch bereits trotz des ß 16 in den
Völkerbund eingetreten, was sicherlich eine ungeheure
Fesselung Deutschlands im Interesse der westeuropäi¬
schen imperialistischen Staaten bedeutet. Aber was
heißt: Auf Kosten des Vaterlandes? Das, was man
Deutschland hinsichtlich der Besatzung an Erleichte¬
rungen einräumen wird, muß auf der anderen Seite
reichlich aufgewogen werden. Wenn Deutschland bereit
sein wird, nicht nur den s 16 des Völkerbundes anzu¬
erkennen, sondern auch aktiv in die englische Front
zum Kampf gegen Nußland einzutreten, dann wird
man dafür im Rheinlande die Besatzuugslasten etwas
mildern. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Wenn
Deutschland jetzt bereit ist, den englischen Imperialisten
in China Hilfe zu leisten, dann wird man in der gleichen
Weise bereit fein, hinsichtlich des Rheinlandes den
Großmütigen zu spiele». (Zustimmung bei den
Kommunisten.) Die Gefahr, daß Deutschland in die
chinesischen Verhältnisse hineingezogen wird, ist außer¬
ordentlich groß. Die englischenImperialisten werden
jeden Druck versuchen und jedes Mittel zur Anwendung
bringe», um auch Deutschlandgegen das um seine Frei¬
heit tämpfendc chinesischeVolk in Stellung zu bringe».
In den letzten Tagen sind von den Vertretern deut¬
scher Firmen in Schanghai Telegramme eingegangen,
die eine Aenderung der deutschen Politik iu bezug auf
China und die Unterstützung der englischen Politik for¬
dern, weil die englischenBanken, die dort an deutsche
Firmen über 10 Millionen Kredite gewährt haben, mit
der Zurückziehuug dieser Kredite drohen. Die Gefahr,
daß Deutschland sich in diesem Falle für die imperia¬
listischen Interesse» Englands mißbrauchen läßt, ist
sehr groß. Deshalb ist es unsere Pflicht, dagegen zu
protestieren, daß Deutschland in dieser Weise in China
mit eingreift. Wir verlangen vielmehr, daß Deutschland
über die bisherige Politik hinaus das chinesischeVolk
in seinem Kampf zur Abwehr des imperialistischen
Joches iu jeder Weise unterstützt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Carl: Was geht das den Provinziallandtag
an?) Das sind Dinge, die nach meiner Meinung nicht
nur den Provinziallandtag, sondern das ganze deutsche
Volt in höchstemMaße interessieren. Der imperia¬
listische Augriff auf China ist die Ursache für die Ent-
fachuug eines neuen Weltkrieges. (Sehr gut! bei de«
Kommnnistrn.) Ich glaube, die Arbeiterklasse hat an

dein letzte» Völkergemetzelnoch reichlich genug. Sie
wird ihre ganze Kraft aufbieten, um eine Wiederholung
uumüglich zu machen. Wir sagen Ihnen offen: Wenn
die deutscheBourgeoisie den Versuch uutcruimmt, in
irgendeinem Falle einen Krieg, sei es gegen China, sei
es unter der Führung Englands gegen Rußland, oder
an anderer Stelle zu wagen, dann werden wir der
deutschen Bourgeoisie den Krieg ansagen. Dann werden
wir der Arbeiterklassesagen: Die Niederschlagung der
deutschen Bourgeoisie ist der erste Schritt. Das werde»
wir sagen, und das wird die Arbeiterschaft i» einer
solchen Situatiou verstehen. (Sehr richtig! bei den
Kommunisten.)

Der Herr Oberpräsident hat dann gewünscht, daß
Reich und Staat die Bevölkerung des Nhcinlandes
weiterhin in wirtschaftlicherHinsicht in stärkstem Maße
fördern möge, um die Folgen der Besatzungzu lindern.
Na, Fürsorge von Staat und Reich für die Wirtschaft
ist durchaus nichts Außergewöhnliches,aber nicht für
die arbeitende Bevölkerung, das ist in das Reich der
Fabel zu verweisen. Wir haben es erlebt, daß die
Ruhrindustriellen nicht nur lange Zeit keine Steuern
gezahlt haben, — nicht einmal die Kohlensteuer, die sie
von den Konsumenten unmittelbar wieder einzogen —,
sondern daß man ihnen, ohne daß der Reichstag irgend¬
wie darüber Beschluß gefaßt hatte, auch noch 70» Mil¬
lionen zugeschoben hat. (Sehr gut! bei den Kommu¬
nisten.) Und was hat man den Arbeiter» und Auge¬
stellten, die in dieser Zeit ungeheure Opfer gebracht
habe», die zum Teil wirtschaftlichruiniert worden sind,
gegeben? Man hat formell einige Millionen zur Ver¬
fügung gestellt und Bedingungen aufgestellt, die von
fast keinem der Beteiligten erfüllt werden konnten. Noch
in den letzten Tagen hat der Reichstag es wiederum
abgelehnt, weitere Mittel bereitzustellen, um diese Be¬
völkerungskreise auch «ur notdürftig unterstützen zu
tonnen. Es klingt deshalb wie eine hohle Phrase, wenn
hier der Vertreter der Preußische» Regierung von wirt¬
schaftlicher Fürsorge für die Bevölkerung redet. Wir
brauchen ja nur in die Erinnerung zurückzurufen, in
welcherWeise die Wirtschaft in größtem Maße unter¬
stützt wird, wie gerade die mächtigsten wirtschaftliche»
Unternehmungen vom Staat in einer unerhörten
Weise subventioniert werden. So hat Stumm nicht
weniger als 25 Millionen Mark Kredite bekommen,
Nöchling 41 Millionen, Mannesmann 41 Millionen,
Rheinmetall 19 Millionen und die Vereinigten Reede¬
reien 50 Millionen. Diese Liste kann noch weit, weit
fortgesetzt werden. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Earl:
Was geht das die Provinz an?) Namens der Arbeiter¬
schaft der Provinz protestieren wir dagegen, daß hier
nun an einer solchen Stelle Förderung derjeuigeu Teile
der Wirtschaft verlaugt wird, die sich bisher schon voll-
gesogen haben, die nicht nur in der Kriegszeit aus dem
Blute des Voltes Gold geprägt haben, sondern auch in
der Inflation den Arbeiter um seineu Lohn betrogen
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und den Mittelstand und den kleinen Mann vollständig
enteignet und sich mit Sachwerten vollgcsogen haben.
Wir verlangen, daß zur Beseitigung der Schaden, die
auf Grund des ganzen Wirtschaftssystems in die Er¬
scheinung treten, Mittel in ausreichendemMaße bereit¬
gestellt werden, und daß die Gesellschaft, die ini letzten
Jahre diese ungeheuren Profite eingestrichenhat, zur
Deckung der notwendigen Kosten herangezogen wird.

Wir haben im letzten Jahre ein seltenes Krisenjahr
durchlebt. Aber wenn wir uns das Ergebnis des letzten
Jahres ansehen, dann stellen wir fest — das hat gestern
der Herr Landeshauptmann ausdrücklich hier bestätigt—,
daß trotz Produttionssteigernug die Arbeiterzahl sich
verringert hat und daß trotz Belebung der Wirtschaft
leine Auswirkung auf dem Arbeitsmartte eingetreten
ist. Wenn wir das Fazit des letzten Jahres ziehen, so
stellen wir fest, daß die Kapitalneubildung nicht weniger
als 8 Milliarden betragen hat. Das sind die Profite
der deutschen Wirtschaft, die nach außen hin in die Er¬
scheinung treten. Die stillen Gewinne, die verschleiert
werden, sind da nicht eingeschlossen.Was sehen wir auf
der anderen Seite? Ein grenzenloses Elend. Man
braucht nicht irgendwie schwarz in schwarz zu malen;
man kann sich hier auf Material stützen, das sicherlich
als objektiv bezeichnet werden kann, z. B. auf das
Material, das in einigen Nnmmern der von der Pro¬
vinz herausgegebenen „Wohlfahrtspflege" enthalten ist.
Dort wird ein Elendsbild dargestellt, daß man sich
wirtlich wundern muß, daß die Provinzialverwaltung
nicht einmal den Versuch macht, durch ihre Tätigkeit
das Elend zu mildern. Wenn die Dinge so weit sind,
daß Fürsorgeerziehung angewendet werden muß, dcmn
wird die Provinz das, was von der Klassenjustiz ver¬
hängt wird, ausführen und dafür die Kosten über¬
nehmen. Man wird allenfalls einen noch größeren
Verwaltungsapparat schaffen, der viel Geld frißt, und
glaubt damit eine Fürsorgetätigteit ausführen zu
können, die sich natürlich nur darin erschöpft, gute Rat¬
schläge zu geben, mit denen die in immer größeres
Elend versinkenden Massen nichts anfangen können.
Die Ursachen dieser ganzen Verhältnisse liegen natür¬
lich in der heutigen Wirtschaft selbst. Wenn der Herr
Landeshauptmann gestern sagte, daß auf absehbare Zeit
eine wesentliche Abschwächung der Erwerbslosigkeit
nicht eintreten wird, so bedeutet das nicht nur eine
Stabilisierung dieses Zustandes, sondern es bedeutet,
daß das Elend nicht im Verhältnis zu den Zahlen der
Erwerbslosen, sondern mit der Daner der Erwerbs¬
losigkeitauch progressiv wächst. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.)

Trotzdem man das hier feststellen muß, wird nichts
unternommen, um diesen Dingen in irgendeiner Weise
zu steuern.

Die Herren Socialdemokraten haben bereits Anfang
vorigen Jahres durch den ADGB. in einer großen
Denlsckrift die deutschen Unternehmer zur Vernunft

bringen zu können geglaubt, indem man ihnen nachzu¬
weisen versuchte, daß doch gerade im Interesse ihres
Profits die Lohnerhöhung notwendig fei, weil dadurch
der innere Markt gekräftigt werde. Der Herr Landes¬
hauptmann hat gestern ebenfalls zum Ausdruck ge¬
bracht, daß »atürlich die Hebung der Kaufkraft auf dem
Innenmarlte von der allergrößten Bedeutung für die
Besserung unserer Wirtschaft ist, und er hat auch Aus¬
führungen gemacht,die sich in der Richtung bewegten,
daß man in erster Linie die Laudwirtschaft fördern
müsse, um sie taufkräftiger zu machen und um anderer¬
seits auch die Lebenshaltuug des deutschen Volkes durch
die Steigerung der landwirtschaftlichenErzeugung uu-
abhängig vom Auslande zu machen. Aber bildet nicht
die Arbeiterklassedas Gros der Verbraucher? Will je¬
mand bestreiten, daß die Arbeiterschaft, soweit sie be¬
schäftigt ist, zum mindestenzu 8« Prozent nicht das zum
Leben Notwendige von ihrem Lohn kaufen kann? Ich
glaube kaum. In einer der letzten Nummern der
„Wohlfahrtspflege" können Sie nachlesen,wie das ab¬
solute Einkommen der Arbeiterschaft ist und in welchem
Verhältnis es zu den Kosten der Lebenshaltung steht,
ganz abgesehenvon den ungenügenden Unterstützungen
derjenigen, die infolge des Krieges arbeitsunfähig sind,
die infolge von Invalidität oder Alter erwerbsuufähig
sind, die auf eine Arbeitslosenunterstützung angewiesen
sind oder die »Is Kleinrentner, die in der Inflation
alles verloren haben, heute dahinvegetieren müssen.
Ihr Herren Sozialdemokraten, glaubt Ihr, daß die
Vernunft der Unternehmer ausreicht, um nach der
Richtung hin irgendetwas zu uutcruehmen? (Zuruf
eines sozialistischen Abgeordneten: Handgranaten!)
Glauben Sie immer noch, daß die Rationalisierung
eine Verbilligung der Produttion bringt und daß sich
entsprechendeAuswirkungen auf dem Markte zeigen?
Ich zweifle nicht, daß Sie noch immer diese Illusion
haben, trotzdem die Praxis auch Ihnen bewiesenhaben
dürfte, daß trotz der ungeheuren Warenmenge, für die
kein Absatz vorhanden ist, auch auf keinem Gebieteeine
Preissentnng eingetreten ist, wie das in Krisenperioden
der Vorkriegszeit der Fall war. (Zuruf des Abg. Duuder:
Die Hauptsache ist, daß die Unternehmer verdienen!) Wir
haben heute bereits einen solchen Zustand der Mono¬
polisierung unserer Wirtschaft, daß eine Konkurrenz
in den entscheidenden Wirtschaftskreisen vollständig
ausgeschaltet ist, daß die Könige der Wirtschaft auch in
der Krisenperiode die Preise diktieren, die notwendig
sind, um einen ungeheure» Profit einstecken zu können.
Aber mit den Gesetzen dieser Wirtschaft sind Vernunft¬
gründe unvereinbar. Wenn man auf diesem Gebiete
etwas erreichen zu können glaubt, dann soll man auch
den Versuch machen, nun wirtlich die Erwerbslosigkeit
dadurch zu überwinden, daß man eine Verkürzung der
Arbeitszeit vornimmt, daß man wenigstens den Acht¬
stundentag einmal wieder als normalen Arbeitstag zu¬
grunde legt, unl eine größere Anzahl Arbeiter beschaf-
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tigen zn können. Ist es nicht ein Hohn, daß Kultur¬
menschen auf der einen Seite zehn und zwölf Stunden
arbeiten und daß auf der anderen Seite Millionen zum
Nichtstun verurteilt sind? Gin größerer Widersinn ist
duch fast undenkbar!

Aber diese Fragen sind natürlich auf diesem Wege
unlösbar. Der Kapitalismus hat seine unabänderlichen
Gesetz?, und das oberste Gesetz ist die Profiterzielung,
die Machtcrweiteruug, die Zusammeuballung von
Kapital. Dadurch wird einmal die Krise schärfere For¬
men annehmen müssen, weil der innere Markt infolge
dieser Politik, die Po» den großen wirtschaftlichenKon¬
zernen und Trusts getrieben wird, immer mehr und
mehr einschrumpfenmuß. Andererseits bringt natürlich
diese Ginschrumpfung des Marktes eine Wieder¬
belebung der Wirtschaft nicht mit sich, natürlich auch
keine Preissenkung, sondern einen perschärften Kampf
des jetzt wieder tätigen deutschen Imperialismus auf
dem Weltmärkte gegenüber den anderen imperialisti¬
schen Mächten. Gs wird versucht werden, auf dem
Weltmarkte möglichstdie Wareu zu verschleudern,um
Absatz zu finden und auf der anderen Seite die Preise
un Inlande um so höher zu gestalten.Aber weder dieser
Weg, noch eine Regelung der Produktion, noch der
Versuch, die Produttion dem tatsächlichen Bedarf anzu¬
lassen, noch auch gewaltsame Regelungen durch Kriege
werdeu diese ungeheuerlichen Verhältnisse beseitigen
können. Solange die Profiterzielung für die Produktion
maßgebend ist, werden diese Zustände, die heute bereits
«n erschreckendes Bild zeigen, nur noch schlimmer.
Keine Moralpauken, keine Sittlichkeitsschnüfflerwerden
"» diesen Dingen etwas ändern können. Auch keine
Fürsorgeerziehung, besonders die heutige nicht, wird
die Schäden einer solchen Wirtschaft ausgleichen
können. Auch die internationale Verständigung der
Industrie wird hier keine Regelung bringen können,
weil es eben nnt den Gesetzen der kapitalistischenWirt¬
schaft unvereinbar ist, das, was auf der einen Seite
produziert wird, auf der anderen Seite auch dem Ver¬
brauch zuzuführen. Also auf der einen Seite eine unge¬
heure Steigerung der Unternehmerprofitc, die auch
darin ihren Ausdruck findet, daß die Börsenkurse trotz
der Krise ungeheuer gestiegen sind. Auf der anderen
Seite eine Zunahme des Glends trotz dieser Erschei¬
nungen. Wir müssen feststellen, daß dieser Zustand des
Aends stabilisiert wird, daß sich dieser Zustand mit der
zunehmenden Rationalisierung und der Fortführung
der Wirtschaft in diesem Rahmen progressiv steigern
uud damit die Verfaulung der Gesellschafteinhergehrn
uniß. Ich glaube, das ist die Charakteristikdes heutige»
Zustandes und der Entwicklung für die nächste Zeit.

Wenn wir jetzt den Etat im einzelnen uns ausehe»,
s" ist auch dort meiner Meinung nach an vielen
Punkten eine Kritik durchaus angebracht.

Der Vertreter der Staatsregieruug hat lobend her¬
vorgehoben, daß die Schäden, die infolge der Nach¬

kriegsverhältnisse an den Provinzialstraßen einge¬
treten sind, beseitigt wurden uud daß der Zustand
dieser Straßen ein durchaus guter ist. Wenu man aber
aufs Laud hinausgeht, dann findet man etwas andere
Verhältnisse. Wenn die Provinz die ihr für den
Straßenbau zur Verfügung stehendenMittel nnd die
Anleihen, die zn diesem Zwecke noch besonders aufge¬
nommen worden sind, um die Straßen auszubancn, die
jetzt insbesondere von den Automobilen der herrschen¬
den Klasse benützt werden, so hat man das auf Kosten
des Wegebaus auf dem Laude getau, indem man den
Gemeinden und Kreisen nicht die notwendigen Zu¬
schüsse für ihren Wegebau gegeben hat. Wir müssen hier
eine Benachteiligung des Landes nicht gegenüber der
Iudustriebcvülkerung, sondern gegenüber einer kleinen
Schicht in den Städten feststellen, die heute auf Grund
ihres Besitzes das Auto benutzt. Deshalb muß ge¬
fordert werdeu, daß nicht nur die Mittel der Provinz
für die Verbesserung der Provinzialstraßen gebraucht
werden, sondern, daß wenigstens anch diejenigen, in
deren Interesse der Ausbau der Provinzialstraßen in
erster Linie erfolgt, in einem höheren Maße zu den
Kosten herangezogen werden und daß auf der audereu
Seite die Mittel der Pruviuz, die auch von der Land¬
bevölkerungmitaufgebracht werden müssen, in höherem
Maße zur Förderung des Gemeindewegcbausverwandt
werden.

Dann hat man in den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns permißt, daß nun auch die Provinz
versucht, den Wohnungsbau in der ihr zukommenden
Weise zu fördern. Wenn durch die Wohnungsfürsorge
auf diesem Gebiete gearbeitet wird, so ist das durchaus
ungenügend. Die Provinz muß Mittel zur Verfügung
stellen, damit die notwendigen Darlehen über die
Hauszinssteuerhypotheten hinaus auch wirtlich von der
arbeitenden Bevölkerung verzinst werden können. Ohne
daß diese notwendigen Zusatzdarlehenzu einem erträg¬
lichen Zinsfuß gegeben werden, ist die Bezahlung der
Miete für Wohnungen, die mittels der Hausziussteuer
errichtet werden, nur einer gauz kleinen Schicht mög¬
lich. Die Provinz mnß hier einen Ausgleichwenigstens
insofern schaffen, als eine Zinsverbilliguug für die von
der Landesbant für diesen Zweck bereitgestellten Dar¬
lehen gewährt wird. Wenn man boshaft sein wollte,
tonnte man annehmen, daß nach der Umgehung dieser
Frage durch deu Herrn Landeshauptmann eine Woh¬
nungsnot in der Rheinprovinz nicht mehr vorhanden
sei. Für sehr viele ist auch tatsächlich die Wohnungsnot
ein unbekannter Begriff. Aber für diejenigen, die den
unteren Volksschichten angehören, ist die Wohnungsnot
eine der furchtbarsten Geißeln, die das Leben vieler zu
einer qualvollen Hölle macht und die Quelle unge¬
heurer Schäden ist, für die nachher wiederum Mittel
von der Provinz aufgewandt werden müssen. Deshalb
muß auch hier gefordert werden, daß zur Förderung
des gemeinnützigen Wohnungsbaues von der Provinz
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die Mittel bereitgestelltwerden, die erforderlich sind, um
hier wenigstens die allergrößten Schäden zu beseitigen.

Ein dunkles Kapitel ist das der Besoldung. Wir
haben nicht nur eine Vefoldungsordnung mit dreizehn
Klassen,sondern darüber hinaus noch eine ganze Reihe
Einzelgruppen. Wenn schon in der Besoldungsordnung
nicht ein einziger sozialer Zug ist, so ist bei der Ruhe-
gchaltsordnung, die dieser Vesoldungsordnung ange¬
paßt ist, in ihrer Auswirkung noch viel Schlimmeres zu
verzeichnen. Nach dem Bericht betrugen die Durch¬
schnittspensionen der Beamten im letzten Jahre 37NN
Mark. Das bedeutet selbstverständlich,daß das Gros
viel weniger als 37UU Mark bekommt uud daß ein
kleiner Teil eine wesentlichdarüberliegende Pension er¬
hält. Bei den Hinterbliebeueubezügen betragen die
Durchschnittsbezüge2200 Mark. Auch hier ist natürlich
der gleiche Unterschied vorhanden, auch hier hat das
Gros eine bedeutend geringere Pension. Aber wenn
man damit die Beträge vergleicht,die die Arbeiter und
Angestellten als Ruhegehalt oder als Hinterbliebenen-
rente erhalten, so treten hier Unterschiedein die Er¬
scheinung, die direkt unglaublich siud. Bei diesen Ar¬
beitern und Angestellten beträgt der durchschnittliche
Iahresbezug 1400 Mark, wobei natürlich auch wieder
nach unten hin ganz gewaltige Verringerungen ein¬
treten. Dies trifft auch auf die Hinterbliebenenrenten
zu, die für diese Kategorie nur jährlich 800 Mark be¬
tragen. Das nennt man sozialen Ausgleich. Auf der
anderen Seite habeil wir bei der Provinzialverwaltnng
und in den Provinzialanstalten noch eine große Anzahl
von Beamten und Angestellten, die nach den Gruppen
2 und 3 besoldet werden und die nebenbei entweder
stehlen müssen oder sonst in irgendeiner Weise ge¬
zwungen sind, sich neben dieser Besoldung Einnahmen
zu verschaffen. Es ist meiner Meinung nach ein
Skandal, wenn man Leute in den Gehaltsgruppen 2
und 3 beschäftigt, die zum Teil bereits 30 und mehr
Jahre ihre Arbeitskraft der Provinz zur Verfügung
gestellt haben. Deshalb ist es meiner Meinung nach er¬
forderlich, daß der Provinziallandtag immer uud
immer wieder eine Abänderung der Besoldungs¬
ordnung fordert und daß vor allen Dingen die Provinz
selbst diese Härten auszugleichen versucht. Wir werde»
aus dem Grunde beantragen, daß alle diejenigen Be¬
amten und Angestellten der Provinz, die in einer
Gruppe uuter 4 sind, in 4 eingestuft werdeu, und daß
bei Neueinstellungen das Anfangsgehalt in Gruppe 4
in allen Fällen das Mindestgehalt sein muß. Wir siud
der Auffassung, daß das Gehalt der Gruppe 4 nicht
zum Lebensunterhalt ausreicht. Aber um Ihnen zu be¬
weisen, daß es uns nicht darauf ankommt, lediglich
Agitationsanträge zu stellen, bleiben wir in unserem
Antrage unter dem, was eigentlich vom rein mensch¬
lichen Standpunkte aus gefordert werden müßte. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Steinbüchel: Kein Mensch ist in
2!) Na, es gibt Pförtner, die in 2 sind. (Widerspruch.)

Entweder bin ich angelogen worden (Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Das soll vorkommen!)oder Pförtner
von Heil- und Pflegeanstalten werden nach 2 besoldet.
(Zuruf eines Kommunisten: Ihre Leute — zu den
Sozialdcmokraten—sind alle in einer höheren Gruppe!)
Aber sehen Sie sich einmal die Zahl derer an, die in 3
sind. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: In der Ge¬
meinde wird ja mit 4 angefangen!) Das ist auch ver¬
schieden, je nachdem. Aber zählen Sie einmal nach,
wieviel in 3 sind. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Sie haben doch die Vorlage bekommen,was reden Sie
denn da oben?) Aber es ist doch Tatsache, daß eine
ganze Reihe von Beamten und Angestellten der Pro¬
vinz unter Gruppe 4 besoldetwerden. Gruppe ! ist nach
unseren Begriffen das mindeste,was ein Menschhaben
muß, um die bescheideustc»Bedürfnisse erfüllen zu
können.

Jetzt zu einigen anderen Punkteu. Die Verhältniffe
in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten sind
keineswegs so, daß darüber keine berechtigten Klagen
vorzubringen wären. Wenn wir auch anerkennen, daß
die älteren Anstalten in ihrer ganzen Ginrichtung nicht
so mustergültig seiu tonnen, wie die neuerrichteten An¬
stalten, so muß doch dahin gewirkt weiden, daß auch
diese Anstalten möglichst modernisiert werden. Wir
haben im vorigen Jahr verlangt, daß der Mietvertrag ^
über einen Teil der Austalt Galkhausen gelüst und die
Anstalt Galkhausen wieder vollständig als Heil- und
Pflegcanstalt in Benutzung genommen wird. Damals
war angeblich kein Bedürfnis dafür vorhanden. Aber
ich behaupte, daß dieses Bedürfnis doch vorhanden war,
denn im letzten Jahre haben wir eine teilweise Ueber-
bclegung der Heil- uud Pflegeanstalten gehabt, die
meiner Meinung nach unzulässig ist. Ich habe i« Bonn
in der Frauenabteiluug persönlich festgestellt, daß nicht
nur an jeder Seite zwei Betten aneinandergerückt
waren, um eine möglichst große Anzahl Betten an jeder
Stirnseite stellen zu können, sondern daß auch noch eine
dritte Reihe vor diesen Betten aufgestellt wurde, auch
mit zwei und zwei aneinandergerückt. In einem solchen
Saal ist nicht einmal der polizeilich vorgeschriebene
Luftraum für die Patieuten vorhanden. Meiner Mei¬
nung nach sind diese Zustände unhaltbar. Deshalb
muß gefordert werden, daß die Provinzialanstalt Galt-
Haufen wieder vollständig zur Unterbringung der
Pflegebedürftigen in Benutzung genommen wird. Ge¬
rade bei der Provinzialanstalt Bonn sind Zustände,
die wirklich jeder Beschreibung spotten. Dort sind Är-
beitsräume, die meiner Meinung nach die Gewerbe-
inspektion für gesunde Arbeiter nicht als angemessen
bezeichne»würde, Arbeitsräume, die im Keller gelegen
sind, die nur Halbdunkel haben und die meiner Mei¬
nung nach auf deu Gesundheiszustand der Kranken
einen dnrchaus ungünstigen Einfluß ausüben müssen.
Deshalb muß vom Provinziallandtag gefordert wer¬
den, daß hier sofort andere Nrbeitsräume geschaffen
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werden und daß, so lange diese nicht vorhanden sind, in
diesen Räumen keine Leute mehr beschäftigt werden.
Im Sommer sind die Verhältnisse für die Kranken
durch die ungeheure Fliegenplage direkt unerträglich.
Diese Fliegenplage ist darauf zurückzuführen, daß die
landwirtschaftlichen Oekonomiegebäude in unmittel¬
barer Nähe der Anstaltsgebäude liegen und daß natür¬
lich von dort die Fliegen angezogen werden. Aber auch
die Wirtschaftsgebäudesind in einem unglaublichen Zu¬
stande. Meiner Meinung nach muß von der Provinzial-
verwaltung unverzüglich eine Verlegung der landwirt¬
schaftlichen Oekonomiegebäudeerfolgen, und es müssen
darin dann die jetzigen Wirtschaftsgebäude unterge¬
bracht werden.

Auch die Behandlung der Patienten läßt noch viel
zu wünschen übrig. Ich will nicht bcstreiten, daß die
Vorschriften im einzelnen vielleicht genügend sind. Aber
die Kranken werden mit allen möglichen Mitteln ge¬
zwungen, zu arbeiten, trotzdem jeder Arbeitszwaug
ausgeschlossen sein soll. Diejenigen, die nicht die ihnen
übertragene Arbeit verrichten, oder infolge ihres Zu¬
standes die Arbeit nicht so machen, wie sie gemacht wer¬
den soll, werden so lange eingepackt, bis sie mürbe und
bereit sind, eine solche Arbeit zu machen. Es muß dahin
gewirkt werden, daß solche Mittel unzulässig siud, um
die Kranken znr Leistung irgendeiner Arbeit zu brin¬
gn. In den Anstalten ist allgemein nicht die Bezeich¬
nung „Heil- und Pflegeanstalt", sondern „Keil- und
Flegelanstalt" üblich. Ich glaube, es ist an der Zeit, da¬
für zu sorgen, daß dort, wo irgendwelche Auswüchse
bestehen,durchgegriffen wird und daß das Vorurteil,
das heute noch allgemein in der Bevölkerung gegen die
Vrovinzial-Heil- und Pflegeanstalten besteht, endlich
ausgeräumt wird. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Auch mit der Einweisung der Kranken in die ver¬
schiedenenAbteilungen muß etwas vorsichtiger ver¬
fahren werden. Ich habe einen Fall erlebt, der einfach
unglaublich klingt, wo ein Fürsorgezögling, der Epilep¬
tiker ist und der angeblichin einer Fürsorgeerziehungs¬
anstalt eiu „Komplott" gegen das Personal geschmiedet
haben soll, in eine Heil- und Pflegeanstalt zur Behand¬
lung gebracht wurde. Uud wohin? In das Bewahr-
baus in Bedburg-Hau. Ich würde Ihnen allen emp¬
fehlen, dieses Haus sich einmal anzusehen.Dann werden
Sie mit mir der Ueberzeugung sein, daß es nur für
solche Geisteskrankein Betracht kommen kann, die wirk¬
lich eine dauernde Gefährdung ihrer Mitmenschensind,
daß es aber auch auf diese Fälle beschränkt werden muß
und daß es wirtlich ein Verbrechen ist, einen Menschen,
der als Epilektiker eine sachgemäße Behandlung haben
>»uß, in eine solche Umgebung zu bringen, in der man
'hn l^l Jahr festhält nud beinahe zur Verzweiflung
bringt. Solche Dinge müssen nnmöglichgemacht werden.

Das sind die Kritiken, die wir hier anzusetzen haben.
Mir werden iu de« Kommissionen noch eine Reche

Einzelfälle vortragen, um zu zeigen, wo die Verhält¬
nisse gebessert werden müssen.

Das dunkelste Kapitel ist sicherlich das der Fürsorge¬
erziehung. Der Name ist durchaus falsch. Er bezeichnet
durchaus nicht das. Ums als Fürsorgeerziehung in der
Provinz praktisch durchgeführt wird. Im vorigen Jahr
hat der Herr Landeshauptmann darauf hiugewiescu,
daß versucht werden müsse, vor allen Dingen die An¬
staltspflege einzuschränkenund diese Fälle überhaupt
zu reduzieren, indem man überall wo es möglich ist, die
Kinder in die Familien zurückgibt. Wir haben damals
nicht sehr viel Glauben an diese Ausführungen gehabt.
Wir haben jetzt bereits die Bestätigung dafür, daß nicht
eine Verringerung der Zahl, sundern eine Erhöhung
Von 14 000 auf 15 000 eingetreten ist. Die Ursachen
habe ich vorhin bereits geschildert. Sie liegen keineswegs
darin, daß etwa die Arbeiterschaft in moralischer und
sittlicherBeziehung verkommenerist als andere Volks¬
kreise. Ich behaupte im Gegenteil, daß die sittlicheund
moralische Stellung der Arbeiterschaft eine einwand¬
freiere ist als die anderer Volksteile. Aber in der Für¬
sorgeerziehungfinden wir fast ausnahmslos Kinder aus
Arbeiterfamilien, der beste Beweis dafür, daß die Ur¬
sachen der Fürsorgeerziehung lediglich in den wirtschaft¬
lichen Verhältnissen begründet sind. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.) Deshalb halten wir es für ange¬
bracht, daß die Mittel, die jetzt für die Fürsorge¬
erziehung völlig zwecklos aufgewandt werden, zum Teil
zur Vorbeugung benutzt werden und daß den Familien,
die ihre Kinder nicht in irgendeiner Weise notdürftig
durchbringen können,Grziehungszuschüssegegeben wer¬
den. Ich glaube, das ist viel vernünftiger, als zunächst
zuzulassen, daß durch die wirtschaftlichenVerhältnisse
die Kinder demoralisiert und dann zwangsweise in
Fürsorge gebracht werden.

Solange die heutigen Verhältnisse bestehen, ver¬
langen wir, daß für die Familienpflege solche Pflege¬
sätze gezahlt werden, die es gestatten, den betreffenden
Pfleglingen auch wirklich die notwendige Nahrnng zu¬
kommen zu lassen. Wenn hier ein Betrag vuu 75 Pfg.
durchschnittlichgegeben wird, so entspricht das nicht
dem mindesten, was für die Ernährung dieser Kinder
erforderlich ist.

Nach dem Bericht des Herrn Landeshauptmanns
werden für Bekleidung und Ausrüstung dieser Kinder
in Familienpflege jährlich ganze 13,98 Mark ausge¬
geben. Das bedeutet, daß entweder die in größter Not
lebenden Familien dieser Kinder nun noch die Kinder
zum Teil kleiden müssen oder aber, daß sie in Lumpen
oder in geschenkten Kleidungsstücken umherlaufen
müssen. Es wird also nicht einmal in der notdürftigsten
Weise von feiten der Provinz für die Bekleidung der in
der Familienpflege befindlichen Zöglinge gesorgt.

Die Kosten der Fürsorgeerziehung in den Pro-
vinztalanstalten sind, trotzdem die persönlichen Kosten
gestiegen siud, im vergangenen Jahre nicht unwesentlich
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gesunken. Ich kann mir das nur dadurch erklären, daß
auch hier an der Verpflegung, an der Bekleidung, viel¬
leicht auch an anderen Dingen gespart worden ist, was
sich natürlich gegen die Zöglinge selbst auswirken mutz.
Ich kann mir nämlich kaum denken, daß durch eine
rationellere Bewirtschaftung solche Ersparnisse möglich
sind, wie sie hier in dem Bericht des Herrn Landes¬
hauptmanns in die Erscheinung treten. Dagegen
müssen wir feststellen,datz in den Privatanstalten die
Kosten während der gleichen Zeit nicht unwesentlichge¬
stiegen sind.

Ein anderer Punkt, der mir sehr dunkel erscheint
und worüber wir Aufklärung verlangen, sind die Kosten
der Beaufsichtigung für die in Familienpflege und in
Lehr- und Dienststellen untergebrachten Zöglinge. Es
wird dort auch in diesem Jahre noch ein Betrag von
jährlich 46,20 Mark aufgewandt. Das bedeutet, daß für
die Beaufsichtigung der ungefähr 7NN0 Zöglinge, die in
Familien- und in Lehr- und Dienststellenuntergebracht
sind, jährlich nicht weniger als Z20 0N0 Mark aufge¬
wandt werden. Aber ich glaube, das ist eine Position,
aus der insbesondere den karitative» Verbänden Sub¬
ventionen zugeführt werden, in dem hier in der Form
der Beaufsichtigung von Fürsorgezüglingen diese
Organisationen eine Unterstützung des Provinzial-
verbandes erhalten. Wir verlangen in diesem Punkte
Aufklärung und fordern, daß diese Beaufsichtigung
durch die Provinz selbst, vor allen Dingen durch die
örtliche» Jugendämter uud ihre Organe durchgeführt
wird und nicht in der bisherigen Form, wofür
hunderttausende Mark jährlich erforderlich siud.

Dann haben wir immer schon gefordert, datz die
Fürsorgezüglinge nicht als billige Ausueutunnskrnstr
auf das Land und in häusliche Dienste gegeben wer¬
den, sondern daß sie, soweit sie das überhaupt wün¬
schen, die Möglichkeit erhalten, einen Beruf zu er¬
lernen, der ihnen später ein Fortkommen gewähr¬
leistet. Aber es werden keine Zahlen darüber auge¬
geben, wieviel Zöglinge eine berufliche Ausbildung
erhalten. Ich glaube, man behauptet durchaus uicht
zuviel, wenn man sagt, daß 90 Prozent aller Zöglinge
über 14 Jahre heute wirtlich als billige Arbeitskräfte
bei einer ungeheuren Arbeitszeit ausgebeutet werde»
und nach Ablauf der Fürsorgeerziehung als Gelegen¬
heitsarbeiter sich durchschlagenmüssen. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Das ist ein unwürdiger Zu¬
stand, der auch unter dem heutigen System beseitigt
weiden kann.

Wenn nun auch die Provinzialverwaltung selbst
an der Vcrhängung der Fürsorgeerziehung schuldlos
ist, so stände es, glaube ich, doch in ihrer Macht, in sehr
vielen Fällen die Fürsorgeerziehung zum frühesten
Zeitpunkt aufzuheben, wenn wirtlich durch sozial
denkende Menschen eine Nachprüfung der häusliche»
Verhältnisse vorgenommen würde. Wie die Urteile
der Klassenjustiz in Fürsorgefällen zustande kommen.

das ist einfach unbegreiflich. Trotzdem keine Kinder
und Fürsorgezüglinge durch uniformierte Polizei¬
beamte abgeholt werden dürfen, kann man dies immer
und immer wieder feststellen. In der rücksichtslosesten
Weise werden die Kinder ihren Eltern weggerissen. Mir
ist ein Fall bekannt, wo die Polizei frühmorgens in
Uniform erschien, einer Witwe ihre .Kinder von 1 bis
12 Jahren wegnahm und diese Kinder einfach ver¬
schleppte. Denn anders kann man es nicht bezeichnen,
wenn man die Mutter darüber im unklaren läßt, wo
die Kinder hingebracht werden. Die Mutter brach
dann zusammen und mutzte ins Krautenhaus gebracht
werden. Man benutzte die Gelegenheit, um die Drei¬
zimmerwohnung der Frau zu räumen, das Mobiliar
auf den Speicher zu stellen nnd sie so auch noch ihrer
Wohnung zu berauben. (Hört, hört! bei den Kommu¬
nisten.) Das ist natürlich nachher der Grund, datz die
Fürsorgeerziehung mangels einer Wohnung unbedingt
anfrechterhalten werden muß. Weun irgendein Sitt¬
lichkeitsschnüfflerbei einer folchen Witwe feststellt, datz
sie vielleicht mit einem Manne verkehrt hat, so genügt
das, um die sittliche Gefährdung der Kinder zu be-
grüuden. Es ist meiner Meinung »ach etwas Unglaub¬
liches, daß dadurch Familicu auseiuaudergerissen wer¬
den und daß dadurchweiterhin die Kosten der Fürsorge¬
erziehung ins Unheimliche wachsen. (Zurnf des Ab¬
geordneten Duuder: Der Lehrer Lohmar drüben in
M.Gladbach war für die Jugenderziehung nicht zu
gefährlich!)

Meine Damen uud Herren! Ein anderer Fall. Auf
Grund eines Gerichtsurteils wurde über zwei Kinder,
von denen der Junge bereits die Schule verlassen hatte
und das Mädel bereits 12 Jahre alt war, Fürsorge¬
erziehung verhängt. Das Gericht hat auf Grund der
Angaben guter Freunde und treuer Nachbarn dem
Antrage des Jugendamtes stattgegeben, trotzdem die
Eltern 7 Kinder erzogen haben, von denen jedenfalls --
mit einer einzigen Ausnahme — gegen keins irgend-
ctwas eingewandt werden kann. Nachdemich mich von
den Verhältnisse» im einzelnen überzeugt habe, habe
ich festgestellt, datz nicht ein einziger Grund vorhanden
war, die Fürsorgeerziehung zu verhängen. Die Ursache
war lediglich die Tatfache, datz die Eltern auf Grund
der Erfahrungen, die sie mit der Kirche gemachthatten,
nicht allzu fest mehr an der Kirche hingen und daher
der dortige Pastor uud der Kirchcnvorstand glaubten,
es bestände die Gefahr, datz die Seelen dieser Kinder
der Kirche verloren gehen könnten. Also Eltern, die
7 Kinder erzogen haben, wo der Vater seit 20 Jahren
auf Grund einer Lungenkrankhcit Invalide ist und
trotzdem seine Familie durchgebracht hat, nimmt man
die beiden jüngsten Kinder, die eine Stütze der Eltern
sein könnten, weg, und, wenn die Verhältnisse nach-
geprüft sind, gibt es seitens der Proniuzialverwaltung
noch Schwierigkeiten, um die Aufhebung der Fürsorge¬
erziehung zu erzielen. Hier muß, wenn das, was der
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Herr Landeshauptmann im vorigen Jahr gesagt hat,
überhaupt einen Sinn haben soll, gefordert werden,
daß eine Nachprüfung aller Falle vorgenommen wird
und daß überall dort, wo unter Gewährung von Ver¬
pflegungszuschüsseneine Entlassung am Platze ist, die
Entlassung aus der Fürsorgeerziehung erfolgt.

Das schlimmste Kapitel sind die Privatanstalten, die
bisher überhaupt unter keiner öffentlichen Kontrolle
stehen. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Es muß
gefordert werden, daß die Provinz diese Anstalten
nicht mehr zur Unterbringung von Fürsorgezöglingen
benutzt und daß die Fürsorgezöglinge, die wirtlich auf
Grund besonderer Verhältnisse einer Erziehung be¬
dürfen, in eigenen Anstalten der Provinz untergebracht
werden. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Das, was das Licht der Oeffentlichkeitaus diesen
Anstalten erblickt, ist zum Teil direkt empörend. Eine
Arbeitszeit kennt man dort überhaupt uicht. Nur
einige Ausschnitte: In den Düsselthaler Anstalten, im
Recke-Stift, wird eine ziemlich umfangreiche Bäckerei
betrieben, die natürlich nicht nur für die Düsseldorfer
Anstalten den Vrotbedarf deckt, sondern auch noch den
Bäckereien in Düsseldorf eine ganz gewaltige Kon¬
kurrenz ist. Das Nachtbackverbot,das sonst für alle
Bäckereiengilt, scheint dort nicht zu bestehen. Die Ar¬
beitszeit ist unbegrenzt, die Behandlung der Zöglinge
so ziemlichwie auf dem Kasernenhof. Die Bezahlung?
Na, Nebensache.Das gleiche gilt auch für die sonstige,,
Privatanstalten. Wir werden vor allen Dingen in den
Ausschüssen Gelegenheit nehmen, eine ganze Menge
von Material noch vorzutragen. Deshalb ist es unver¬
antwortlich, noch länger in diesen religiösen Anstalten
Kinder unterzubringen, für die die Provinz die Er-
ziehungskostcn zu tragen hat, sondern hier müssen
Pruvinzilllanstalten geschaffen werden. Wir verlangen,
daß vor allen Dingen überall dort, wo durch den
Landeshauptmann die Aufhebung der Fürsorge mög¬
lich ist, eine Nachprüfung erfolgt, sowie Entlassungen
ln all den Fällen, wo wirtlich keine direkte Gefahr für
die Kinder besteht. Wir verlangen weiter, daß von den
eingesparten Kosten Zuschüsse zur Erziehung dieser
Kinder an die in Armut lcbeuden Familien gegeben
werden. Ferner verlangen wir, daß sowohl aus¬
reichendePflegcsätze für Privatpflege gezahlt, als auch
ausreichende Beträge für die Bekleidung der Zöglmge
ausgeworfen werden. Bei Beschäftigung, ganz gleich¬
gültig, wo die Beschäftigung erfolgt - ob im Haus¬
dienste, ob in der Landwirtschaft, ob als gewerblicher
Arbeiter — muß die Bezahlung, nach Tarif erfolgen,
wuß dafür gesorgt werden, daß das Verdienst nicht m
irgendeiner Weise dem Arbeitgeber zugute kommt,
sondern auch tatsächlichden Fürsorgezöglinge« sicher¬
gestelltwird. Wir verlangen ferner, daß die Fursorge-
zo'ülingedas Recht haben, sich gewerkschaftlich zu orga¬
nisieren, soweit sie irgendwie beschäftigt werden, daß
sie die Möglichkeit haben, an dem Leben der Gewerk¬

schaften und an ihren Versammlungen teilzunehmen.
Die Fürsorgeerziehung hat durchaus nicht das Recht,
die verfassungsmäßig garantierte Koalitionsfreiheit
diesen jungen Leuten, die wirtschaftlich ausgepreßt
werden, irgendwie zu beschneiden.

Die Beseitiguug der Prügelstrafe, wie die Beauf¬
sichtigungdurch die örtlichen Jugendämter, ist eine er¬
gänzende Forderung, die wir ans diesem Gebiete er¬
heben müssen.

Wenn bei dem Etat für 1925 noch ein erheblicher
ungedeckter Fehlbetrag vorhanden ist, wenn bereits im
Vorjahre diese Abstriche am Etat gemacht wurden,
wenn in diesem Jahre wiederum ohne Berücksichtigung
des Notwendigsten der Etat aufgestellt wurde, so ist
das, glaube ich, eiu Beweis dafür, wie weit der
Baukrott der heutigen Gesellschaft und ihrer staat¬
lichen Organe bereits vorgeschritten ist. (Sehr gut!
bei den Kommuuisten.)

Alle Ausführungen, die einen gewissen Optimismus
zum Ausdruck bringen, werden natürlich niemals in
Erfüllung gehen können, sondern es wird sich der
heutige Zustand durch eine Verschärfung der Not für
die Arbeiter fortsetzen. Das wird natürlich dazu
führen, daß auf der einen Seite die Profite der Be¬
sitzenden größer werden und anf der anderen Seite das
stabilisierte Elend schlimmereFormen annimmt. Wir
müssen es dcshlllb ablehnen, in die Gesängeeinzustimmen,
die hinauslaufen auf eine Volksgemeinschaft,auf eine
Ueberbrückungder Gegensätze,die angeblich, nach den
Ausführungeu des Herrn Oberpräfidenten, nur künst¬
lich konstruiert werden. Wir sagen vielmehr, daß die
Gegensätzezwischen den Ausgebeuteten und den Aus¬
beutern sich dauernd verschärfen müssen, daß diese
Gegensätze die Ausgebeuteten zwingen, eine einheitliche
Front gegen ihre Ausbeuter zu bilden, uud um die Er¬
haltung ihrer Existenz zu kämpfen. Das ist die Linie,
in der die Entwicklung gehen wird. Eine Ueber¬
brückung der Gegensätzewird selbst den Sozialdemo-
lraten nicht gelingen, trotz ihrer Anschmiegungan die
Bourgeoisie und ihrer Helfersdienste. (Zuruf: Die
Eutwicklung hält keiner auf!) Es ist durchaus verfehlt,
sich jetzt darüber zu betlagen, daß man nicht überall
an die Futterkrippen zugelassen wird. Seien Sie (zu
den Suzialdemotraten) beruhigt. Auch weun die
Bourgeoisie Sie heute uicht überall mehr gebraucht,
als Polizeipräsidenten, als Schlichter werden Sie der
Bourgeoisie immer noch Leute zur Verfügung stellen
dürfen. Für diese schmierigstenDienste, für diese
Blutarbeit an der Arbeiterklasse sind Heinrich Meher
und andere immer noch gut genug. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Ihr habt doch den Hindenburg-
Kurs gemacht!) Na, Hindenburg-Kurs. Ich habe kein
Bedürfnis, noch auf die Bürgerblockregierung uud ihre
Politik im einzelnen einzugehen. (Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Das ist für Sie auch heißes Eisen!)
Aber die Bürgerblockregierung ist doch das Produkt
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Ihrer Arbeit. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Die Niederschlagung der Arbeiterklasse, das sind die
Früchte Ihres Verrates seit 1914. Ihre Koalitions-
und Arbeitsgemeinschaftspolitik und neuerdings auch
Ihre Wirtschaftsdemokratiewird die Arbeiterschaft nur
in noch größeres Elend hineinbringen. (Zuruf des
Abgeordneten Görlinger: Seid still, Ihr lernt's noch!)
Alle Ihre Vorschlägezu Reformen werden diese Leute
keineswegs irgendwie in Rctirade bringen, sondern sie
nur dazu veranlassen, ihre Profitpolitik rücksichtslos
fortzuführen. Man wird Ihnen gestatten, hie und da
noch eine schmierige Arbeit zu machen. Dafür wird
man Sie auch noch zu Krippen heranziehen, und Sie
werden natürlich trotz aller Fußtritte, die Sie heute
bekommen,immer und immer wieder, wenn die Bour¬
geoisie Ihre Hilfe gebraucht, bereit sein, sich schützend
vor die Gcldfchränke dieser Gesellschaft zu stellen.
(Lachen bei den Sozialdemotraten. Zuruf des Abge¬
ordneten Gerlach: Jeder blamiert sich, so gut er kann!)
Ich brauche dafür im einzelnen keine Beweise anzu¬
führen. Aber ich sage Ihnen: Es wird Ihnen nicht
mehr gelingen, die Arbeiterschaft, wenn sie in Be¬
wegung ist, durch die Präsentieruug eines Finanz-
Ministers, der ein Vesitzsteuerprogrammvorlegt, wie es
Herr Hilfferding getan hat, zurückzudrängen, sondern
die Arbeiterschaft hat aus diefen Dingen gelernt. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Gerlach: Können Sie überhaupt
namens der Arbeiterschaft zu uns sprechen?Sie haben
ja gar keine Anhänger mehr!) Sie können in dema¬
gogischerWeise Wirten, wie Sie wollen; die Arbeiter¬
schaft, auch die christliche,wird erkennen, daß sie in
wirtschaftlicher Hinsicht gemeinsame Interessen gegen
das Kapital hat (Zuruf des Abgeordneten Huffmann:
Und Sie sind der Zersplitterer!), daß in wirtschaftlicher
Hinficht die Kampfe geschlossen geführt werden müssen.
Ob Sie jetzt einen lendenlahmen Kampf gegen das
Arbeitszeitgcsetz führen, ob Sie jetzt der Bourgeoisie
behilflichsind, durch die Erwerbslosenversicherung das
bißchen Fürsorge, das besteht, noch zu beseitigen, ob
Sie mit Rücksicht auf die preußische Koalition Hirt-
siefer schützen, trotz seiner ungeheuerlichen Mietverord¬
nung (Sehr richtig! bei den Kommunisten), oder ob
Sie auf einem anderen Gebiete einen Verrat begehen,
die Arbeiterschaft wird die Dinge, die Sie hinter sich
haben, nicht mehr vergessen und sich nicht mehr vom
Kampf durch die Phrasen der Sozialdemokratie ab¬
halten lassen. (Zuruf des Abgeordneten Gcrlach:
Gegen kommunistischePhrasen!) Ich glaube, das hat
die Arbeiterschaft begriffen, daß, genau so gut wie die
Bourgeoisie, ihre Ausbeuter, über alle politischen und
religiösen Gegensätze hinweg eine geschlosseneFront
gegen sie bilden, auch die Arbeiterschaft diese ge¬
schlossene Front bilden muß, um ihre Existenz zu ver¬
teidigen und um eine Wirtschaft zu schaffen, die allen
eine Lebrnsniüglichteit einräumt. Die Arbeiterschaft
ertennt immer mehr und mehr (Zuruf des Abgeord¬

neten Hoffmann: daß Sie die Zersplitterer sind!), daß
die demokratischeRepublik nicht in ihrem Interesse
ausgebaut werde» taun, daß es dort eine Demokratie
nicht geben kann, daß es dort auch iu wirtschaftlicher
Beziehung keinen Ausgleich der Interessengegensätze
geben kann, sondern daß nur der Kampf entscheidend
sein kann für das, was die Arbeiter zur Befriedigung
ihrer Lebensbedürfnisse erhalten werden. Aus diesem
Grunde werden wir alles daran setzen, um die Ar¬
beiterschaft von der Notwendigkeit des Klassenkampfes
zu überzeugen, weil nur durch den Klassenkampfdie
Arbeiterklasse die heutigen Zustände beseitigen kann,
weil sie nur dadurch ihre Existenz erhalten und dar¬
über hinaus auch diese Wirtschaft überwinden kann.
Sie mögen sich darauf beschränken,nun irgendwelche
Reformen durchzusetzen. Aber die Arbeiter dürften
doch bald erkannt haben, daß all dies Geplärre zweck¬
los ist, daß dies alles mit der kapitalistischenWirtschaft
unvereinbar ist, daß es unmöglich ist, innerhalb dieses
Systems die Lebenslage der Arbeiterschaft zu verbessern.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Ohne Sozial-
demotratie keine soziale Reform!) Wir werden auf
allen Gebieten für die Durchführung der Tagesförde¬
rungen der Arbeiterklassenauch im einzelnen kämpfen.
Wir werden aber über dem Kampfe um die aktuellen
Tagesförderungen der Arbeiterklasse den Kampf zum
Sturz der jetzigen Gesellschaftnicht vergessen. (Zuruf
des Abgeordneten Verlach: Mit Sowjet-Granaten!)
Das ist natürlich Ihre alte Walze. Aber ich muß Ihnen
noch sagen, daß die Mittel zur Bezahlung dieser
Sowjet-Granaten, wenn sie wirtlich geliefert sein
sollten, die Sozialdemolraten bewilligt haben. (Wider¬
spruch bei den Sozialdemolraten.) Wenn sie schon ge¬
liefert worden sind, dann haben natürlich die Sozial¬
demolraten die Gelder dafür bewilligt. (Zuruf liuks:
Gcßler hat die Bezahlung bestätigt.) Ich werde diese
Pulemil mit Ihnen nicht fortsetzen (Znruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Weil sie Ihnen unangenehm
ist!), weil ich nicht der Auffassung bin, daß Sie sich
noch irgendwie von der Bourgeoisie zu lösen vermögen.
Sie sind vollständig von dieser Gesellschaft korrum¬
piert, Sie sind verloren. (Zuruf eines Sozialdemo¬
lraten: Für den Kommunismus!) Sie sind unzer¬
trennbar verbnnden mit der bürgerlichen Gesellschaft.
Die Arbeiterschaft wird aus der ganzen Vergangenheit
den Schluß ziehen, daß sie sich nicht davon abhalten
lassen darf, Kämpfe zu führen, weil man eine Schlich-
tnngsordnung hat, weil mau ein Arbeitszeitnotgesetz
erläßt, sondern sie wird einsehen, daß sie diese Kämpfe
trotzdem führen muß, wenn sie leben will. Meine
Herren, ich sage Ihnen, daß die Arbeitertlasse nicht ein
menschenwürdigesDasein von Gnaden der Bourgeoisie
habeil wird, sondern daß sie das nur durch den Kampf
erreichen uud daß ihre Befreiung nur ihr eigenes
Wert sein kann. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Lernen Sie doch mal etwas von Marx!) Na, He^'
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Hoffmann, mich mit Ihnen über Marx auseinander
zn setzen, lehne ich ab, Sie haben inzwischenden Karl
Marx verwechseltmit dem Kamerad Wilhelm Marx,
Sie haben bereits die Ideologie von Wilhelm Marx
zum Marxismus erhoben. So dürfte die Parallele
stimmen, (Widerspruchbei den Sozialdemolratcn.) Wir
werden die Arbeiterklasse immer uud immer wieder
aufrufen zur Sammlung, zu einer geschlossenen Front
Legen dieses bereits in der Verwesung begriffene
System, damit sie mit den Mitteln des Klassen kampfcs
eine neue Arbeiterwelt aufrichte, (Lauter Beifall bei
den Kommunisten,)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Vaterrodt,

Abgeordneter Vaterrodt: Meine Damen und
Herren! Wir sind in der angenehmen Lage, in diesem
Jahre, ebenso wie im Vorjahre, an den Anfang unserer
Erörterungen die Erklärung stellen zu können, daß
wir den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns
in seiner gestrigen Etatsrede im wesentlichen zustimmen
können. Wir schließen uns dem von verschiedenen
Seiten an die Verwaltung ausgesprochenenDank in
allen Punkten an.

Die Beurteilung der wirtschaftlichenLage, wie sie
uns gestern hier vom Herrn Landeshauptmann vor-
Netragrn worden ist, findet im allgemeinen unsere
Villignng.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
bitte, dem Redner mit etwas mehr Ruhe znzuhürcn.

Abgeordneter Vaterrodt: Wir sind der Ansicht,
baß die allgemeine Wirtschaftslage so, wie sie vom
Herrn Landeshauptmann beurteilt wordeu ist, im
wesentlichen richtig beurteilt wird. Namentlich auch
sind wir der Ansicht, daß der wirtschaftliche Auf¬
schwung,den wir in der letzten Zeit haben beobachten
können, nicht zu übertriebeneil Hoffnungen berechtigen
°arf, sundern daß er wahrscheinlichnur eine vorüber-
llrhende Erscheinung bleiben wird, die sich jedenfalls
"n Sinne einer allgemein erhofften nnd erwarteten
Gesundung der Wirtschaft »icht wird auswirken
können, und zwar deshalb nicht, weil dieser wirtschaft¬
liche Aufschwungauf Ursachen und Wirtschaftsmcthoden
beruht, die nach unserer Auffassung nicht in der Lage
Und, den Kern des Nebels zu beseitigen. Das Kern¬
stück der ganzen Frage unserer zukünftigen Wirtschaft¬
uchen Gestaltung ist und bleibt das Erwerbslosen-
Problem, die Frage, wie wir die Menschen,die heute
°hne Tätigkeit und ohne Arbeit sind, wieder irgendwie
Ni den Wirtschaftsprozeß einschalten können. Nach der
Nichtung hin ist jedenfalls in der letzten Zeit nichts
Wesentlichesgeschehen. Solange es nicht gelingt, dem
Problem der Erwerbslosigkeit mit wirksameren Mitteln
zu begegnen als bisher, wird auch ein dauernder wirt¬
schaftlicher Aufschwung und mit der wirtschaftlichen
"nc dauernde politische Gesuudnng nnseres Lebens
nicht möglich sein.

Es ist natürlich im Rahmen dieser Etatserörterungen
nicht möglich, den ganzen Umfang des Erwerbslosen¬
problems zn erörtern. Aber einige wesentliche Ge¬
sichtspunkte dürfen doch vielleicht kurz herausgestellt
werdeu, die nach unserer Ansicht mehr Beachtung finden
müssen, als sie bisher Vcachtnng gefunden haben.

Mit der Erhöhung der Unterstützungssätzeoder mit
der Erweiterung des Kreises der Unterstützten wird
man dem Problem selbstverständlichnicht zu Leibe
gehen nnd das Problem nicht restlos erledigen tonnen.
Ein wesentliches Moment, neben anderen positiven
Momenten, ist bei der Frage der Erwerbs- und Ar¬
beitslosigkeit das Problem der Schwarzarbeit. Wenn
es uns gelänge, zunächst eiumal die Schwarzarbeit zu
beseitige», dauu würde dadurch, glaube ich, das
Wcseutlichste schon geschehen sein, was in der nächsten
Zeit überhaupt geschehen kann, um der Gcsamtwirt-
schaft zu helfen und gleichzeitigauch der Erwerbslosig¬
keit in weitem Umfange zu begegnen. Es ist allgemein
bekannt, in welchem Maße heute Schwarzarbeit ge¬
trieben wird. Schwarzarbeit treiben nicht bloß die Er¬
werbslosen, die des Morgens znm Arbeitsnachweis
gehen uud stempeln und dann den ganzen Tag frei¬
haben, Schwarzarbeit wird auch in weitem Umfange
von denjenigen getrieben, die noch im Arbeitsprozeß
drinstchcn. Da zeigt sich eine der wichtigstenSchatten¬
seiten der Ucbcrspllnnung eines an sich vielleicht rich¬
tigen Prinzips, nämlich der Ucberspannung der For¬
derung nach der schcmatischen Durchführung des Acht¬
stundentages, Meine Damen und Herren! Es gibt
zweifellos Arbeiter, für die der Achtstundentagnoch zu
lang ist; das kann gar nicht bestritteu werden. Es gibt
aber auch solche arbeitende Kreise, die durch eine acht¬
stündige Beschäftigung am Tage nicht voll beschäftigt
sind (Zuruf des Abgeordneten Hack: Wie Sie zum Bei¬
spiel! Weiterer Zuruf: Aerzte usw.!) und die dann
die überschießendeZeit, die ihnen zur Verfüguug steht,
dazu benutze«, audereu die Arbeit wegzunehmen und
außer der achtstündigenArbeitszeit, die sie in ihrem be¬
sonderen Berufe absolvieren, noch andere Arbeiten
zu verrichten. Gs gibt eiue ganze Reihe von Arbeitern
— das muß einmal offcu ausgesprochenwerden —, die
etwa von morgens 7 oder s bis nachmittags 3 Uhr
ihre achtstündigeArbeitszeit absolvieren und dann von
! bis 8 Uhr noch anderswo arbeiten. (Zuruf des Ab¬
geordnete» Hack: Weil sie nicht leben können! Zahlen
Sie anständige Löhne, dann hört das ans!) Dem
kommunistischenZwischenrufer möchte ich nur er¬
widern, daß es in den Kreisen der Bevölkerung, die
nicht zur arbeitenden Bevölkerung gehören, weite
Schichten gibt, die froh wären, wenn sie für ihren
Lebensunterhalt das hätten, was ein Durchschnitts¬
arbeiter bezieht, die sogar froh waren, wenn sie für
ihren Lebensunterhalt das hätten, was ein Unter¬
stützungsempfänger durchschnittlichan Unterstützung
bezieht (Zuruf des Abgeordneten Hack: Das ist be-
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zeichnend für die heutige Wirtschaft!) Sie reden immtt
nur von den Verhältnissen in Ihren Vcrufsschichten
und denken gar nicht daran, daß es andere Schichten
der Bevölkerung gibt, die heute viel schlimmerdaran
sind als die Schichten,zu deueu Sie gehören und deren
IntercssenSie ,>,u vertreten vorgeben. (Zuruf desAbge-
ordncten Hack: Sie stellen der heutigen Gesellschaft ein
Armutszeugnis aus!) Daran, daß die Schwarzarbeit
so ungeheuer grassiert uud daß damit auch die Zahl der
Erwerbslosen immer mehr zunimmt, trägt auch die
Arbeitgeberschaft einen Teil der Schuld; das darf
nicht verschwiegenwerden. Die Arbeitgeberschaft ist,
wie wir glauben beobachtenzu können, manchmal doch
den Wünschen der arbeitenden Klassen gegenüber,
namentlich, wenn es sich nm Entlassungen handelt, viel
zu entgegenkommend.(Hört, hört! links.) Wir müssen
häufig die Beobachtung machen, um nur ein Beispiel
herauszugreifen, daß in allzu entgegenkommenderweise
(Zuruf links: Scharfmacher!) dem Arbeiter ein Ent¬
lassungsscheinausgestellt wird, in dem ihm bescheinigt
wird, daß er wegen Arbeitsmangel entlassen wird,
wenn die wirtlichen Gründe der Entlassung andere
sind. (Erregte Zurufe links: Das ist eine Gemeinheit!
Das ist eine unerhörte Frechheit, was dieser Mensch sich
da erlaubt!) Auch durch derartige Dinge, die von
Ihnen ernstlich nicht bcstritten werden können,
wird die Erwerbs- und Arbeitslosigkeit künstlichüber
den notwendigen Stand hinausgehoben. (Unruhe
links.)

Meine Damen und Herren! Die Arbeitslosenver¬
sicherung kann uns nach unserer Ansicht schon deshalb
nicht helfen, weil sie in Wirklichkeitdoch nur eine Ver¬
schiebung der Lastcnllufbringung bedeutet. Das
Wesentlichste und das Wichtigsteist, daß wir das ganze
System an der Wurzel angreifen (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Aufhängen mnß man Ench,
dann ist das System an der Wurzel angefaßt!) und
vor allen Dingen zunächst einmal dafür sorgt, dieses
System, das sich weite Schichten der arbeitenden Be¬
völkerung geschaffen haben, um neben ihrem normalen
Lohn (Zuruf eines Kommunisten: Was nennen Sie
denn einen normalen John, 25 Mark die Woche?) sich
unznlässigerweise Nebenbezügc zu verschaffen,die sich
der Kontrolle der Behörde gänzlich entziehen, wieder
zu beseitigen.

Daneben muß, wie gesagt, meines Erachtens der
Versuch hergehen, der schematischen Durchführung des
Achtstundentages (Zuruf eines Kommunisten: Der
existiert ja langst nicht mehr, warum reden Sie denn
davon?), der von Ihnen (zur Linken) stets gefordert
wird und dessen Durchführung Sie mit allen Mitteln
erzwingen wollen, entgegenzutreten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Wieviel Stunden arbeiten Sie denn
am Tage?) Ich habe vorhin bereits darauf hingewiesen,
daß wir für eine Reihe von arbeitenden Schichten an¬
erkennen,daß der Achtstundentag noch zu lang ist, daß

es aber ebenso auch ciue gauze Reihe anderer Schichten
der arbeitenden Bevölkerung gibt, die damit nicht voll¬
ständig beschäftigt sind. Gerade in dieser Schemati-
siernng, die von Ihnen gefordert und verlangt wird,
erblickenwir einen der wichtigstenGründe, die zu den
Schwierigkeiten geführt haben, unter denen wir leiden.
(Zuruf des Abgeordneten Görlinger: Davon verstehen
Sie nicht viel!) Nicht verstehen können habe ich es,
daß der Herr Kollege Hollen hier von einem unheil¬
vollen Einfluß der Wirtschaft gesprochenhat, der sich
überall breitmachcn soll. Die ganze schwierige Lage,
in der wir uns befinden, ist doch in Wirklichkeitnur
wirtschaftlicher Art, und von der Gestaltung unserer
wirtschaftlich?» Verhältnisse hängt letzten Endes doch
die Gestaltung aller anderen Verhältnisse ab. Diese
schwierigeWirtschaftslage aber, meine Herren, ist doch
hervorgerufen durch die falsche Wirtschafte- und
Staatspolitik, die bei uns im letzten Jahrzehnt ge¬
trieben worden ist, und zwar gerade unter der Verant¬
wortlichen Mitwirkung und Führung derjenigen
Kreise, denen der Herr Kollege Holten angehört. (Zu¬
ruf eines Kommunisten: Der Suzialdemokraten!)
Wenn Sie nun instinktiv fühlen, meine Herren, daß
Sie die Gesundung, die wir unbedingt notwendig
haben, durch diese von Ihnen inaugurierte Politik nicht
erreichen werden, sondern daß die Gesundung beginnt,
gerade aus der Wirtschaft fclbst herauszukommen,dann
ist es allerdings verständlich, daß Sie sich dagegen in
Abwchrposition setzen. Aber diese Abwehr wird da¬
durch in keiner Weise etwa richtig oder sachlich be¬
gründet.

Wenn im übrigen der Herr Kollege Holten hier
geglaubt hat, darauf hinweisen zu sollen, daß be¬
stimmten Wirtschaftsverbänden und wirtschaftlichen
Organisationen ein Änhörungsrecht bei der Frage der
Bewilligung von Steueru gegeben worden sei und daß
dieses Änhörungsrecht sich zu einem direkten Mit¬
bestimmungsrecht ausgewachsen habe, so scheint Herr
KollegeHollen noch nie etwas von der Nebenregierung
der Gewerkschaftengehört zu haben. Er scheint nie
etwas davon gehört zu haben, daß die Gewerkschaften
doch in sehr erheblichemUmfange nicht nur gefordert
haben, Einfluß auf die Gesetzgebungnnd die Verwal¬
tung zn gewinnen, sondern daß sie diesen Ginfluß auch
in sehr erheblichemUmfange erreicht haben.

Was die Frage unserer gegenwärtigen Verwal-
tungsorganislltion anlangt, so hat der Herr Ober-
präsideut hier in seiner gestrigen Eröffnungsrede Be¬
denken gegen die Inangriffnahme der Verwaltungs¬
rcform geäußert. Der Herr Landeshauptmann hat zwar
nicht direkt, aber doch sehr deutlich indirekt einen
gegenteiligen Standpunkt eingenommen. Meine
Freunde und ich halten es in dieser Frage mit dem
Herrn Landeshauptmann. Wir sind der Auffassuug,
daß die Frage einer Verwaltungsreform, und zwar
einer grundlegenden Verwaltungsreform, äußerst
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dringlich ist, (Abgeordneter Dr, Stein: Sehr ant!)
Die immer weitere Ausdehnung der Gegenstände der
öffentliche,! Verwaltung, die dadurch hervorgerufene
Vergrößerung des Beamtenapparats und der Ve-
hördenorganislltiün, die Ausdehnung des Wasserkopfes
Berlin, von dem der Herr Landeshauptmann ge¬
sprochen hat, zwingen unseres Grachtens dazu, diese
Frage keinen Tag länger auf die lange Bank zu
schieben, sondern sie mit möglichsterBeschleunigung in
Angriff zn nehmen. Nach unserer Ansicht ist ein rück¬
sichtsloser Abbau der öffentlichenAufgaben, namentlich
der Verwaltungsaufgaben, notwendig. Meine Damen
und Herren! Man spricht immer vom Beamtenabbau.
Der Beamtenabbau ist aber nicht das Wesentliche, son¬
dern das Wesentlicheist der Abbau der sachlichen Auf¬
naben der Verwaltung aller Sparten. Wenn dieser
Abbau der sachlichenAufgaben einmal durchgeführt
wird, dann kommt der Abbau des Apparats ganz von
selber. ^Abgeordneter Görlinger: Was denken Sie sich
dabei, Herr Vaterrodt?', Was ich mir dabei denke,
Herr Görlinger, das will ich Ihnen sagen. Zunächst
denke ich da au unsere stets vorgetragene Forderung,
die ich auch heute wiederholen werde, auf Beseitigung
jedweder Betätigung der öffentlichen Verwaltung in
Dingen, die nicht Sache einer öffentlichenVerwaltung
N"d, namentlich in wirtschaftlichen Dingen; die Be¬
tätigung der Verwaltung in Regiebetrieben (Zuruf
des Abgeordneten Görlinger: Das heißt, der ganzen
Gemeindebctriebe!), die Beteiligung der Verwaltung
an wirtschaftlichen Betrieben, industriellen Unter¬
nehmungen und dergleichen.(Zuruf links: Damit Sie
höhere Preise nehmen können!) An diese Dinge denke
'ch in erster Linie. Wenn es uns gelingt, diese Dinge
einmal wieder ans der Verwaltung herauszubringen
und sie dahin zn bringen, wohin sie gehören, in die
bände der Wirtschaftsweise,und wenn es uns gelingt,
einmal wieder den Umfang der Verwaltungsausgaben
etwa auf den Stand von 1914 zurückzuführen,dann ist
mir um den Abbau des Apparates und um den Be¬
amtenabbau gar nicht bange, dann kommt der meines
Trachtens ganz von selber. (Abgeordneter Görlinger:
Die Entwicklung geht umgekehrt! Zuruf rechts: Ab¬
warten!) Herr Görlinger meint, die Entwicklung ginge
umgekehrt. Sie geht solange umgekehrt, als es Ihnen
möglich sein wird, auf diese Entwicklung noch einen
'naßgebenden Einfluß auszuüben. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hack: Dann dauert es ja nicht mehr lange!)
Dann dauert es hoffentlich nicht mehr lange, denn es
lst die allerhöchsteZeit, daß dieser Entwicklung Einhalt
Nctnu und an die Stelle dieser Entwicklung eine andere
Entwicklung gesetzt wird.

Meine Damen uud Herren! Um auf das Gebiet der
tmnmunale» Regiebetriebe zurückzukommen.Die Ver¬
waltungen, die sich in die Wirtschaft hineingemischt
haben und die selber Wirtschaftsbetricbe haben, haben
dabei doch in der Regel der Fälle, wenn es sich nicht

um sogenannte Monopolbetriebe handelte, gründlich
Fiasko gemacht. Ich darf an eins erinnern. Wir haben
im vorigen Jahre den Antrag gestellt, die Beteiligung
der Provinz bei einer Aktiengesellschaftder Stein¬
industrie, der Wcstcrwaldbrüche-Aktiengescllschaft,ab¬
zustoßen. Dieser Antrag ist vom ganzen Hause, wenn
ich mich recht erinnere, gegen unsere Stimmen abge¬
lehnt worden. Meine Damen und Herren! Im vorigen
Jahre wäre diese Abstußuug vielleichtnoch möglichge¬
wesen. Ob sie in diesem Jahre noch möglich ist, weiß
ich nicht. Wir werden unseren Antrag deshalb nicht
wiederholen: auch deshalb nicht, weil er wahrscheinlich
doch demselben Schicksal verfallen würde wie der vorig-
jährige Antrag. Aber, wenn dieser Betrieb trotz eines
Darlehens von 400 0N0 Mark, das er von der Provinz
erhalten hat, im abgelaufenen Geschäftsjahr mit einem
so ungeheuren Defizit abgeschlossen hat wie kein Be¬
trieb, der rein privatwirtschaftlich aufgezogen ist und
mit rein privaten Mitteln arbeitet, dann, glaube ich,
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist das doch
ein starker Beweis dafür, wie richtig unser Antrag im
vergangenen Jahre war und wie richtig unser grund¬
sätzlicherStandpunkt im allgemeine» ist. Man kann
natürlich der Provinzialverwaltung keinen Vorwurf
daraus machen, daß dieses Unternehmen so schlecht
abgeschnitten uud so schlecht gewirtschaftet hat. Aber
davon bin ich überzeugt: Wenn das Unternehmen, an
dem die Nhei«Provinz, die Provinz Westfalen, der
Kommunalverband Wiesbaden und der Ruhrsiedlungs¬
verband finanziell erheblich beteiligt sind, nicht gewußt
hätte, daß es diese starten öffentlichenVerbände hinter
sich hatte, so hätte es wahrscheinlichviel vorsichtiger
gewirtschaftet. (Sehr richtig! rechts.) Deshalb sind
wir anch, wenn wir unseren Antrag nicht wiederholen,
heute wie vor Jahresfrist der Ansicht, daß die Ver¬
waltung ihre Beteiligung an derartigen Unter¬
nehmungen so schnell wie möglich abbauen soll. Sie
kann nicht mehr Geld verdienen, als wenn sie es lieber
heilte wie morgen tut.

In der Frage der Ruhrprovinz bitten wir den
Herrn Landeshauptmann nachdrücklich,weiter auf
dem von ihm eingenommenen Standpunkte zu ver¬
harren und allen Bestrebungen, die auf die Bildung
einer besonderen Ruhrprovinz abzielen, den stärksten
Widerstand entgegenzusetzen.Auch die Bildung einer
derartigen neuen Provinz würde in Wirklichkeit nichts
anderes znr Folge haben — darauf wurde gestern schon
hingewiesen — als eine völlig unnötige, ungeheure
Vergrößerung des Verwaltungsapparats und die
Schaffung einer ganzen Reihe von neuen Behörden,
Organisationen und Beamtenstelluugen. Wir würde»
damit die Aufblähung des Verwaltung^ und Ne-
amtenkörpers nur wiederum vergrößern. Wir sind
aus diesen Gesichtspunkten heraus der Ansicht, daß
dem mit allem Nachdruck entgegengetreten werden
muß. Denn, meine Damen und Herren, das darf man
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vielleicht auch einmal sagen: Dieses dauernde Auf¬
blähen des Verwaltungs- und Beamte napparats ist
in Wirtlichkeit doch auch gar nichts anderes, als ein
besonderes System der Erwerbslosenfürsorge (Heiter¬
keit), wobei ich dahingestellt sein lassen will, ob der
Produktiven oder nur der unterstützenden Erwerbs-
losenfürsurge.

Der Landwirtschaft, meine Damen und Herren,
wird, mit der Forderung nach Erhöhung der Pro¬
duktion an sich, wie sie hier von verschiedenen Parteien
gestellt worden ist, allein sicher nicht geholfen. Eine
Erhöhung der Produktion der Landwirtschaft fördert
die gesamte Wirtschaft uud kommt der gesamten Volks¬
wirtschaft zugute. Für die Landwirtschaft allein
aber kommt es in erster Linie darauf an, eine Ver -
billig ung der Produttion zu ermöglichen. (Sehr
gut! rechts.) Diese Verbillignug der Produktion aber
seht eine Verminderung der Lasten voraus, namentlich
eine Verringerung der Steuern, die heute auf der
Landwirtschaft lasten. Weiterhin erscheint es erforder¬
lich, dafür Sorge zu tragen, daß der Landwirtschaft in
größerem Maße als bisher Hypotheken zu billigem
Zinsfuß zur Verfügung gestellt werden können. In
der Vorkriegszeit war die Landwirtschaft in der Lage,
von der Landesbank der Provinz Hhpothekentapitalien
zu sehr niedrigen Sätzen zu nehmen. Dies ist leider,
was von uns sehr bedauert wird, gegenwärtig nicht
in demselben Maße uud demselben Umfange möglich.
Im Gegenteil sind die Bedingungen außerordentlich
erschwert, und die Zinssätze sind noch außerordentlich
hoch. Vs muß seitens der Provinz nach unserer An¬
sicht in der Richtung gestrebt werden, hier zu einer
Besserung der Verhältnisse beizutragen und dafür
Sorge zu tragen, daß gerade unserer heimischenLand¬
wirtschaft Hypothckenkapitalien zu günstigeren Be¬
dingungen und namentlich zu billigeren Zinssätzen zur
Verfügung gestellt werden können, als es bisher der
Fall gewesen ist.

Ein ganz besonderes Kapitel bei der Frage der
Landwirtschaft bildet die Frage der Ueberspannung
der landwirtschaftlichen Ncrnfsgenossenschaften. Die
Bcrufsgenossenschaftcnwurden ursprünglich ins Leben
gernfen, um die Mittel für die Unfallrenten sicher¬
zustellen. Man kam dann bald darauf, daß die beste
Unfallversicherung und die beste Unfallrcnte dann vor¬
handen sei, wenn man geeignete Mittel finde und ge¬
eignete Wege gehe, um Unfälle zu verhüten. So kam
in das Berufsgenosscnschaftswesenals vordringlicher
Gesichtspunkt die Unfallverhütungsvorschrift hinein,
an sich ein durchaus gesunder Grundsatz und durchaus
gesunder Gesichtspunkt. Die Unfallverhütungsvor-
schriftcn sind aber nach der Ansicht der Mehrzahl
unserer Landwirte gegenwärtig derartig überspannt
und übertrieben, daß die landwirtschaftliche Berufs¬
genossenschaft-^ man kann das ruhig sagen — für
den größten Teil unserer Kleinbauern jedenfalls direkt

als der Vauernschreckbezeichnetwerden kann. (Zuruf
links: Das tonnen wir verstehen.)

Die optimistischeAuffassung des Herrn Landes¬
hauptmanns über die Verhältnisse bei der Winzer-
bevölkeruug hat nach unserer Auffassung und nach
unserer Kenntnis der Dinge eine reale Unterlage nicht.
Die schon langst beantragte Aenderung des Wein-
geschcs ist noch immer nicht verabschiedetworden, wie
Ihnen bekannt ist. Die schwebendenVerhandlungen
über den französischenHandelsvertrag entsprechen in
keiner Weise den berechtigten Forderungen der Winzer
und entsprechenauch nicht den ständigen Versprechun¬
gen, die die Negierung der Winzerschaft gemacht hat.
Gs ist zudem bekannt, daß die Ernte des verflossenen
Jahres eine völlige Mißernte war. Trotz aller dieser
Umstände zeigen die Weinpreise weiter, namentlich
wegen der schwebenden Handelsvertragsverhandlungen
mit Frankreich und wegen des unsicheren Ausgangcs
dieser Verhandlungen, eine sinkende Tendenz. Meine
Damen uud Herreu! Daß darin eine außerordentlich
große Gefahr liegt, braucht, glaube ich, nicht weiter
betont und erörtert zu werden. Wir halten es für
unsere Pflicht, auf diese Gefahr hinzuweisen, und
bitten die Provinzialverwaltung, nachdrücklich darauf
hinzuwirken, daß diese Gefahren, die in der Aus¬
wirkung der von mir gekennzeichneten Momente
liegen, möglichst verringert uud hintangchalten werden.

Zu den einzelnen Fragen des Haushalts i» der
umfassenden Weise Stellung zu nehmen, wie das der
Vertreter des Zentrums getan hat, ist natürlich völlig
unmöglich. Ich werde mir daher erlauben, nur einige
Einzelfragen, die unser besonderes Interesse haben,
kurz herauszugreifen.

Wir bitten zunächstdir Verwaltung wie im vorigen
Jahre, darum bemüht zu sein, daß in kürzester Frist
dem Provinzinllandtage neben den jährlichen Haus¬
haltsplänen eine Vermögensllufstrllung vorgelegt wird,
und zwar nicht nur über den augenblicklichenStand,
sondern eine Vcrmögensaufstellung, aus der sich die
Vermögensbewegung etwa seit dem Jahre 1913/14 bis
ans den heutigen Tag ersehen läßt. Denn nur dann,
wenn wir eine derartige Vermögensaufstellung haben,
wird es möglich sein, eine Finanz- und Wirtschafts¬
politik in unserem Provinzialverbandc, nicht, wie wir
es jetzt immer tun müssen, auf ein Jahr, von der Hand
in den Mnnd, zu machen,sondern wieder einmal eine
Politik ans weite Sicht anzulegen. Wir erkennen gerne
an, daß bisher der Vorlage einer derartigen Ver-
mögensllufstcllung erhebliche Schwierigkeiten sich ent¬
gegengestellt haben nnd daß die Vorlage auch heute
uoch nicht unerhebliche Schwierigkeiten bereiten wird.
Wir sind aber der Auffassung, daß wir doch allmählich
wieder soweit zu normalen Verhältnissen zurückgekehrt
sind, daß wir auch iu unserer wirtschaftlichen und
finanziellen Gebarung wieder auf die früheren Grund¬
sätze zurückkommenmüssen, daß wir, wie gesagt, nicht
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lediglich auf ein Jahr wirtschaften, sondern wieder in
die Lage verseht werden, unsere Dispositionen auf
längere Zeiträume hinaus zu treffen.

Was den viel erörterten Nürburgring anlangt, so
wäre es uns erwünscht gewesen,von der Verwaltung
eine Mitteilung oder eine Erklärung darüber zu er¬
halten, ol, die Bedingungen, die der Provinziallandtag
im vorigen Jahr dem Provinzialausschuß mit auf den
Weg gegeben hat für die Bewilligung eines Darlehns
von "«50 000 Mark sichergestellt und erfüllt sind. Nach
den Informationen, die meine Freunde über das
Unternehmen des Nürburgringcs erhalten haben,
scheintuns diese Frage nicht absolut klar zu sein. Die
Gebarung bei der Verwaltung des Unternehmens
scheint doch, nach Informationen, die uns geworden
sind, nicht so zu sein, daß man ihretwegen in vollem
Umfange beruhigt sein könnte. Wenn man z. B. hört —
eine Frage der Personalpolitik, die dort betrieben
wird —, daß in einer verantwortlichen Stelle sich ein
Mann befinden soll, der zehnmal wegen Gigentum-
uergrhens vorbestraft ist, so scheint mir das doch immer¬
hin gewissen Anlaß zn berechtigten Bedenkenzu geben,
^s würde uns nicht unangenehm sein nnd wäre viel¬
leicht auch für das Haus von Interesse, wenn die Ver¬
waltung in der Lage wäre, uns eine Auskunft dar¬
über zu geben, in welcher Beziehung die Vifel-Kom-
Pagnie-N.-G. zu dem Kreise Adenau als Unternehmer
des Nürburgrings nnd überhaupt zu dem Nürburg-
ring-Unternehmen steht, und zwar sowohl in sachlicher
als llnch in Personeller Beziehung. Die Gifel-Kom-
Pagnic-A.-G., meine Damen und Herren, ist ein
Privatwirtschaftlichrs Unternehmen in der Form einer
Aktiengesellschaft, das dort an der Nürburgstraße Holz¬
häuser errichten will zur Aufnahme von Sportlern,
von Autosportlcrn uud namentlich auch von Sommer¬
gästen in der Form von Sommerkolonien, etwa wie
>»an an der See in Seebädern so besondere Bade-
kulonicu errichtet hat. Die Verhältnisse dieser Gifel-
Kumpagnie-A.-G. sollen nach unseren Informationen
und nach einer Auskuuft, die uns geworden ist, der¬
artig schlechte sein, daß wir wünschen möchten, der
Unternehmer des Nürburgrings habe mit dieser Ge¬
sellschaft nichts zu tu». Wir möchten also die Ver¬
waltung bitten, uns darüber, wenn sie dazu in der
i-'age ist, eine Aufklärung zn geben, damit wir
rventncll über diese Frage beruhigt seiu können.

In der Frage der Autobahnstraße teilen Nur die
Ungehaltenheit des gesamten Hauses darüber, daß
dieser Frage bei den Zentralverwaltungsstellen in
Berlin so viel Hindernisse in den Weg gelegt werden.
Wir möchtendringend wünschen,daß diese Hindernisse
bald überwunden werden.

Was die Vorlage des Provinzialausschusfes auf Be¬
willigung eines Betrages von 200 000 Mark für
Jugendherbergen anlangt, so möchte ich auch dazu ein
Wort sagen. Wir stehen dem Wander- und Ingend-

hcrbergsgedankeu durchaus freundlich und wohl¬
wollend gegenüber. Wir verkennen in keiner Weise die
hohen erziehlichenWerte, die im Wandern liegen. Wir
sind aber doch der Auffassnug, daß man vielleicht
gegenwärtig schon dabei ist, den guten Gedanken der
darin liegt, zn überspannen, und daß man auch des
Gute» zuviel tun kann. Wir sind vor allen Dingen
der Ansicht,daß man für diese an sich gnten und nütz¬
lichen Dinge nnr dann etwas wird tun köunen, wenn
wirklich für andere vordringlichere Grziehungs- und
Bildungsaufgllben unserer Jugend nichts mehr zn tun
bliebe, oder wenn da alles in Ordnung wäre. Daß
das aber der Fall sei, können wir leider nicht aner¬
kennen. Im Gegenteil, nur müssen überall in den
Gemeinden als Trägern der Schullasten feststellen, daß
für die erziehlichen Aufgaben unserer Jugend und
sogar für die räumliche Unterbringung der Schulen
in keiner Weise genügend geschehenkann. Wir be¬
halten uns die endgültige Stellungnahme zu dem
Antrage des Provinzialausschusses vor, möchten aber
bereits fetzt bemerken, daß wir der Auffassung sind,
daß mit erheblichgeringeren Mitteln relativ erheblich
mehr geleistet werden könnte, wenn man einen viel
geringeren Betrag etwa dem Lifclvcrein oder anderen
Organisationen zur Verfügung stellte, die diefc ganzen
Dinge ehrenamtlich und unentgeltlich machen, ohne
daß irgendwie ein bezahlter Apparat dazu »otwrndig
ist. (Sehr gut! rechts.) Wir würden also den zu¬
ständigen Ausschuß bitten, wenn er den Antrag er¬
örtert, vor allen Dingen die Frage zu prüfen, ob es
nicht auf diesem Wege möglich ist, dasselbe Ziel mit
viel geringeren Mitteln zu erreichen. (Zuruf links:
Wie stellen Sie sich das denn vor, eine Jugendherberge
ehrenamtlich?)

Dem Antrage des Provinzialausschusses auf Ueber¬
nahme der Bürgschaft für die Beteiligung der Pro-
Vinzial-Feuerversicherungsanstalt an der Rheinischen
Wohnungsfürsorgegesellschaftkönnen wir im Gegen¬
satz zur Arbeitsgemeinschaft nicht zustimmen. Meine
Damen und Herren! Ich habe bereits im vorigen
Jahre unseren Standpunkt zu den Wohnuugsfürsorge-
gcsellschaftenhier dargelegt und klargestellt; ich will
diese Ausführungen nicht wiederholen. Ich bin nur
einigermaßen überrascht gewesen, daß Herr Kollege
Kaiser heute sich so mit Begeisterung für diesen An¬
trag eingesetzt und die Zustimmung seiner Freunde
zu diesem Antrage erklärt hat (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Kaiser: Ohne Begeisterung!), da die Deutsche
Volkspartei, der der Herr Kollege Kaiser angehört, im
Deutschen Reichstag, wie ich aus Zeitungsberichten
entnommen habe, doch einen ganz anderen Standpunkt
diesen Wohnungsfürsorgegescllschaftengegenüber ein¬
nimmt, und zwar einen Standpunkt, der m. G. richtig
ist und der dahin geht, daß irgendeine Unterstützung
dieser Wohnungsfürsorgegesellschaftcnfür denjenigen,
der diesen Standpunkt für richtig hält, nicht in Frage
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kommen könnte. Der Herr Neichstagsabgeordnete
Winnenfrld hat ani 12. März 192? im Reichstage nach
dem Bericht der Kölnischen Zeitung, also doch sicher
eines unverfänglichen Blattes, auf das ich mich be¬
ziehen darf, gesagt, die Wohnungsfürsorgegescllschaften
hätten das Bauen nicht verbilligt, sondern verteuert;
dir westfälische Wohnuugsfürsorgegescllschaft habe die
Leute aus ihren billigen Wohnungen gelockt, setzt
könnten sie die hohen Mieten nicht aufbringen; das
Verhalten der Gesellschaft grenze nn Betrug. „Zu¬
stimmung bei der Deutschen Voltspartri" ist hier ver¬
merkt. Ja, Herr Kollege Kaiser (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Kaiser: Westfalen!). Was für die westfälische
Wohnnngsfürsorgrgescllschllft gilt, trifft, glaube ich,
mutatiü millan'äi-! auf dir rheinischeWuhnnngsfürsorge-
gesellschaft ebenfalls zu. Diese Wuhnungsfürsorge-
gefellschaftensind nämlich alle zusammen in einer
großen Zentralorganifatiun, werden nach denselben
Grundsätzen aufgezogen und werden nach denselben
Grundsä^cn grleitet und verwaltet.

Ich will damit meine Ausführungen zum Haus¬
halt und zu den vorgelegten Anträgen schließen
^Ironisches Bravo! links), nnd bitte Sie, mir znm
Schluß noch ein Wort zu einer anderen Angelegen¬
heit zu gestatten.

Wie Sie gestern vom Herrn Vorsitzenden gehört
haben, haben die Herren Abgeordneten Pohl und
Herrmann ihre Zugehörigkeit zur Fraktion der Wirt¬
schaftlichen Vereinigung gelüst und eine besondere
Gruppe gebildet. Meine Damen und Herren! Das
hat der Presse zu Ausführungen Veranlassung ge¬
geben, die mich nötigen, mit einrm kurzen Wort darauf
einzugehen und sie richtig zu stellen. Die Kölnische
Zeitung schreibt gestern, daß für den 73. Provinzial-
landtng die Mitteilung, daß die drei Abgeordneten
Pohl, Herrmann und Wedershoven aus der Wirt¬
schaftspartei ausgetreten seien nnd eine neue Partei,
die Deutsche Volksrechtspartei, gegründet hätten, eine
Urbcrraschnng bedeutet habe. Sie schreibtdann weiter,
was die Herren zu dieser Trennung von der Wirt-
schnftspartei veranlaßt habe, könne man nur
raten. Ich habe mich für verpflichtet gehalten, dazu
die Erklärung abzugeben, daß die Herren Pohl und
Herrmann, wie den Mitgliedern dieses Hauses, wenig¬
stens znm Teil, bekannt sein wird, niemals zur Wirt-
schaftspartei gehört haben, sondern daß sie auf eine
besondere Liste, die Liste des Sparerbundes, gewählt
worden sind, und daß sie mit den beiden Mitgliedern
des Provinziallandtags, die auf die Liste des Rhei¬
nischen Bauern- und Winzerbundes gewählt wurden,
sowie mit den Mitgliedern des Provinziallandtags,
die der Wirtschaftspartei angehören, genau so zu einer
Fraktionsgcmeinschaft zusammengetreten sind, wie die
drntschnlltionalen, die deutschnolksparteilichenund die
demokratischenAbgeordneten dieses Hauses auch zu
einer Fraktionsgcmeinschaft zusammengetreten sind.

(Znruf liuks: Das ist aber keine Liebesheirat!) Vor
allen Dingen aber mnß ich Stellung nehmen gegen
den Satz, daß man nur raten könne, Ums die Herren
zu diesem Anstritt ans der Partei — also zu einem
Austritt, der gar uicht stattgefunden hat — bewogen
habe. Die Herren haben die Gründe, die sie zn ihrem
Austritt aus der Frattionsgemeinschaft bewogeil
haben, sowohl dem Herrn Vorsitzenden als auch der
Fraktion in einem Schreiben mitgeteilt, und der Herr
Vorsitzende hat von diesem Schreiben ini Aeltesten-
ausschnß und, ich weiß nicht, ob auch im Plenum (Zu¬
ruf: Doch!), sogar auch im Plrnnm, Kenntnis gegeben,
Wenn der Herr Berichterstatter der Kölnischen Zei-
tnng also hier zugehört hätte, würde er nicht haben
schreiben tonnen, daß man uur raten könne, aus
welchen Gründen die Herren ausgetreten wären, son¬
dern dann würde er es gewußt haben. Die Herren
haben mitgeteilt, daß sie deshalb ausgetreten sind, weil
ihre Gruppe, der Sparerbnnd, sich jüngst der neuge¬
bildeten Reichspartci für Voltsrecht uud Aufwertung
angeschlossen habe und weil eine Führcrtagung dieser
Partei den Beschluß gefaßt habe, daß die Vertreter
der Partei in den Parlamenten selbständigaufzutreten
hätten, ohne Bindung an irgendeine andere Partei
oder Gruppe; und sie haben mitgeteilt, daß lediglich
dieser Beschluß ihrer Führertagung für sie maßgebend
gewesen sei, aus der Fraktionsgemeinschaft auszu¬
treten. Ich stelle auch im Namen der Herren Herr¬
mann und Pohl fest, daß dieser Grund der einzige
war und daß im übrigen die freundnachbarlichen Be¬
ziehungen, die bisher bestanden, in derselben Weise
unverändert weiterbestehen.

Im Anschluß daran kann es sich die KölnischeZei¬
tung nicht verkneifen, die Bemerkung zu bringen:
„Die Wirtschaftspartei hat setzt noch 8 Mitglieder,
darunter die Abgeordneten Vaterrodt, Dr. Stein und
Dr. Limbourg". (Heiterkeit, Zuruf des Abgeordnete«
Dr. Kaiser: Das ist doch richtig!) Selbstverständlich
ist das richtig, Herr Kollege Kaiser. (Zurnf links:
Ein Prachtexemplar!) Aber sie werden mir zugeben
müssen, daß die Benennung des Vorsitzenden der
Fraktion, des stellvertretenden Vorsitzenden und dann
ausgerechnet des Herrn Dr. Limbourg als des ein-
ngen von den 6 übrigen Mitgliedern doch einen ge¬
wissen Beigeschmack hat, (Zuruf rechts: AIs Muster
wegcu der freundnachbarlichen Beziehungen!) Diese
Tendenz, Herr Kollege Kaiser, nötigt mich, trotz Ihrer
Ansicht,daß man von diesen Dingen auch nicht in der
Form einer Warnung sprechendürfte, doch zum Falle
Limbourg noch eine Erklärung abzugeben.

Sie erinnern sich, meine Damen und Herren, der
Erklärung, die von uns bei Gelegenheit des 7t. Pro¬
vinziallandtags, hier znm Falle Limbourg abgegeben
wurden ist, nnd der weiteren Erklärung, die ich bei den
Uorigsährigen Haushaltsbcratungen dahin abgegeben
habe, daß wir zu einer endgültigen Stellungnahme
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im Falle Limbourg und zu einer endgültigen Regelung
in diesem Hanse deshalb noch nicht in der Lage seien,
weil die schwebenden Verfahren noch nicht abge¬
schlossen seien. Meine Damen und Herren! Die Dinge
liegen heute noch genau so, wie im borigen Jahre,
obschon es inzwischenbereits ein halbes Jahr her ist,
daß das Justizministerium sich veranlaßt gesehen hat,
eigens zur Berichterstattung in dieser Frage einen
Stlllltsanwlllt von Trier nach Berlin lommcn zu
lassen. Daß wir infolgedessenauch heute noch nicht in
der Lage sind, den Fall Limbourg vor diesem Fornm
endgültig zum Abschluß zu bringen, bedauern wir
außerordentlich. Aber die Schuld daran liegt nicht an
uns. Und, meine Damen und Herren, wann das mög¬
lich sein wird, das endgültig zu bestimmen,scheint mir
außerordentlich schwer und zweifelhaft, und weil wir
eben die Befürchtung haben, daß auf dem Wege der
gerichtlichen Austragung die Frage nicht endgültig
geklärt werden wird, jedenfalls nicht in absehbarer
Zeit, sehe ich mich genötigt, im Augenblick jedenfalls
den Standpunkt unserer Fraktion hier zum Ausdruck
5U bringen und zu begründen.

Meine Damen und Herren! Es hat im vergangenen
Herbst eine sehr eingehende Erörterung des Falles
Limbourg in den Kreisen der Arbeitsgemeinschaftdes
Preußischen Staatsrats stattgefunden. Diese sehr ein¬
gehende Aussprache über den Fall, bei der alles vor¬
handene Material bis auf das letzte i-Pünktlein ge¬
prüft worden ist, ist absolut negativ verlaufen und
ausgegangen wie das Hornberger Schießen, weil auch
der Ausschuß der Arbeitsgemeinschaft des Staatsrats
sich auf den Standpunkt stellte, daß man zunächstdoch
noch den endgültigen Ausgang des Bitburger Prozesses
abwarten müsse, des Prozesses, in dem bekanntlich
Herr Dr. Limbourg wegen tätlicher Beleidigung des
inzwischenverstorbenen Bürgermeisters Dr. Mcsserich
«°n Bitburg nugeklagt ist. Ich darf Ihnen in die Er¬
innerung zurückrufen, daß das Verfahren eingestellt
war, daß dann auf Beschwerde des Herrn Dr. Lim¬
bourg hin das Verfahren wieder aufgenommen wor¬
den ist, daß das Gericht, obschones offensichtlich von
bornhcrein auf dem Standpunkt stand, das Verfahren
sei wieder einzustellen, eine vierzehnstündige Beweis¬
aufnahme mit absolut negativem Ergebnis ver¬
anstaltet hat, daß dann nach vicrzehnstündiger Beweis¬
aufnahme das Verfahren wiederum eingestellt wurde,
"w 15,. Januar 1926, meine Damen und Herren, und
daß es bis heute nicht möglich geworden ist, die von
dem Staatsanwalt eingelegte Berufung zur Ver¬
handlung zu bringen. (Hört, hört! rechts.) Ebenso,
"«ine Damen und Herren, es ist nicht möglich ge¬
wesen, eine ganze Reihe von Privatklagen, die im
Januar i'.W gegen zahlreiche Zeitungen bzw.
Zeitungsrcdaktcure erhoben worden sind, bis heute
nicht etwa zur Erledig»»«, sondern überhaupt nur vor
den Richter zu bringen. Erst in einem einzigen Falle

hat vor etwa 14 Tagen ein Termin in Berlin statt¬
gefunden, und iu diesem Falle ist das Verfahren mit
d^r Begründung ausgesetzt worden, daß zunächst ein¬
mal der Fall im Rhcinlande entschiedenwerden solle,
weil man da doch den Dingen sehr viel näher sei als
in Berlin. (Hört, hört!) Aber, meine Damen und
Herren, es ist vielleicht ganz interessant, Ihnen hier
die Einlassung des angeklagten Redakteurs in Berlin
vorzutragen, des Redakteurs der VossischcnZeitung,
die als erste den Vorwurf des Separatismus gegen
Herrn Dr. Limbourg brachte, von wo er dann in alle
anderen Blätter überging. Dieser Redakteur der
Vossischen Zeitung hat sich als Augetlagter dahi» aus-
gelasseu: „Ich verstehe gar nicht, warum darin eine
Beleidigung erblickt wird, daß ich jemanden einen
Separatisten nenne. Eine separatistische Bctätigung
nnd eine separatistischeAusfassung ist doch genau so
eine politische Aufsassnng wie jede andere politische
Anffassung, wie meine politischeAuffassung auch. Ich
weiß nicht, warum derjenige, der eine solche Auffassn»g
hat, nicht ein anständiger Mensch sein kann." Irgend¬
eine sachliche Unterlage für seinen Vorwnrf hat der
Angeklagte zugegebenüberhaupt nicht zu besitzen, son¬
dern er habe einfach gedankenlos das abgedruckt,was
ihm von anderer Seite zugegangen sei.

Meine Damen und Herreu! Bei dieser Sachlage,
bei dem absolut negativen Verlauf jeglicher bisher
vorgenommenen Untersuchung und bei der offensicht¬
lichen Tendenz, die ganzen schwebendenVerfahren
nicht zur Erledigung zu bringen, sehen meine Freunde
sich veranlaßt, hentc die positive Erklärung abzugeben,
daß für sie der Fall Limbourg erledigt ist. Wir haben
infolgedessen beschlossen, Herrn Dr. Limbourg end¬
gültig in unserer Fraktionsgemeinschaft zu belassen
und werden von diesemBeschluß nicht abgehen. (Bei¬
fall bei der Wirtschaftlichen Vereinigung.)

VorsitzenderDr. Iarres: Darf ich einmal etwas
unterbrechen? Es war heute morgen vorgesehen wor-
dcu, mit Rücksicht namentlich auf die Herren Steno¬
graphen des Hauses eine Pause von einer Stunde ein¬
treten zn lassen. Run ist mir eben mitgeteilt worden,
daß wohl die meisten Fraktionen ans weitere Reden
verzichten werden. Zum Wort gemeldet ist noch von
der kommunistischen Fraktion Herr Abgeordneter
Nohl. Der kommunistischenFraktion stehen noch 16
Minuten zur Verfügung. Dann wird, soviel ich unter¬
richtet bin, von der Arbeitsgemeinschaft— auch nicht
lange — Herr Abgeordneter von Stcdman sprechen,
ferner von der Gruppe Pohl Herr Pohl. Dann hat
sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet;
anßrrdem ist noch Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld
zu einer Bemerkung gemeldet. Ich habe mit den ver¬
schiedenen Fraktionen Fühlung genommen. Ich glanbr,
daß wir richtig schätzen, wenn wir annehmen, daß wir
in einer Stunde fertig werden. Liegen aber die Dinge
so, daun halte ich es für richtig, von einer Pause Ab-
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stand zu nelnnen und dnrchzutagen. Ich nehme auch
an, daß das den Herren Stenographen möglich ist,
Das Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich stelle offiziell den An¬
trag, daß Nur jetzt durchtagcn, bis anch die zweite
Rcdnerrrihc gesprochen hat. Es muß nämlich an¬
schließendan die Plenarsitzung noch der Provinzial-
nusschuß zusammentreten, um zu den Anträgen Stel¬
lung zn nehmen, und es müssen auch noch die Frak¬
tionen zusammentreten, die ihre Ausschußmitglieder
noch über die vorliegenden Anträge instruieren wollen.
Ans diesen Gründen lege ich großen Wert darauf,
daß wir jetzt hintereinander die Tagesordnung fertig
»lachen. Wir hoffen, um j^ nach 3, längstens ^ Uhr,
fertig zu seiu. Das ist besser, als setzt riue Mittagspause
zu machen. Ich stelle also den Antrag, dnrchzutagen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iansen:

Abgeordneter I an se n - Lammersdorf: Ich meine,
wir haben uns doch dahin geeinigt, daß an sich keine
zweit? Rednergarnitnr auftreten solle. Die Bemer¬
kungen, die Sie noch einzuflechten haben, können Sie
auch auf eine spätere Zeit verschieben. Wir haben noch
reichlich Zeit zum Reden. Wenn sich aber von der Ar¬
beitsgemeinschaft zwei Herren zum Worte melden, so
könnte das doch eine neue Sachlage schaffen, da dann
die Abmachung doch gar keinen Sinn mehr hat. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Wir werden trotz
der zwei Redner mit dem Reden sparsam sein!)

Oberbürgermeister Dr. Iarres: Ich habe den
Herrn Abgeordneten Haas so verstanden, daß wir zu¬
nächst einmal die zweite Rednerreihe anhören werden
und dann die endgültige Entschließung fassen, aber
in Aussicht nehmen, dnrchzutagen. Das Wort hat Herr
Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Der Sparerbnnd, der Kampfbund der Entrechteten,
tritt in dieser Tagung erstmalig als selbständigePartei
auf, als die Rechtspartei für Volksrecht und Auf¬
wertung. (Znruf links: Offiziere ohne Kontrakt!)
Wir folgen damit dem Beispiel unserer Freunde im
Reichstag, in den Landtagen von Sachsen und Thürin¬
gen und in den Provinziallandtagen in den benach¬
barten Provinzen. Wir folgen damit ferner dem Bei¬
spiele unserer Freunde in den Gemeindevertretungen,
wo Neuwahlen stattgefunden haben. Die Erfolge, die
wir bei Neuwahlen gehabt haben, sind so, daß wir
manche alte Partei heute bereits überholt haben. Die
Bildung unserer Partei geschahnicht mutwillig, sun¬
dern sie geschah der Not gehorchend,weil das sittliche
Empfinden des Volkes durch eine unrichtige Gesetz¬
gebung verletzt war und dadurch weite Kreise des
deutschen Volkes in bittere Not geraten waren.

Wenn der Herr Oberpräsident in der Eröffnungs¬
rede zum Ausdruck brachte, daß wir Rheinländer eine
Beseitigung der Zwingherrschaft am Rhein fördern

und erwarten, so stimmen wir dem in allen Punkteu
zu. (Bravo!) Meine Damen «nd Herren! Die Stände,
die in unserer Partei vereinigt sind, sind allezeit die
Kraft nnd die Stütze des Staates gewesen. Das sind
wir auch heute noch, nnd wir werden es bleiben, trotz
aller Not, trotz allen Jammers und allen Elends, das
eine falsche Politik über die besten, die schaffenden
Stände des deutschen Volkes gebracht hat. Trotzdem
sagen wir auch heute noch mit dem Herrn Oberpräsi-
dentcu, daß wir eine vorzeitige Ränmung nicht auf
Kosteu des Gesamtvaterlandes erstreben.

Wenn der Herr Oberpräsident von einer inneren,
seelischen Bedrückung sprach, die niemand von uns
nehmen könnte, so trifft das bei uns doppelt zu, ein¬
mal, weil der Geßlcrhut am Rhein aufgepflanzt ist.
(Znrnf links: Sie meinen doch nicht den Reichswehr-
minister?) Es war aber schon einmal so, und so wie
einst, wird auch diesmal wieder der Geßlerhut am
Rhein verschwinden.

Die entrechteten Sparer leiden aber auch noch unter
einer anderen seelischenBedrückung, und diese Be¬
drückung,meine Damen und Herren, könnte sehr Wohl
von ihnen genommen werden. Dazu bedarf es nur
der Wiederherstellung des Rechts, des alten deutschen
Volksrechtes.Dazu bedarf es nur einer Besinnung auf
das ewige Gesetz, auf die zehn Gebote, die kein Volk
ungestraft außer Acht lassen kann. (Zuruf links: Da
werden Sie noch lange warten müssen!)

Wenn der Herr Landeshauptmann meinte, daß der
Berliner Wasserkopf unbedingt einmal zerplatzen
müsse, so wünschen wir, daß das recht bald geschieht
und daß dabei der jetzige Reichstag in alle Winde zer¬
streut wird. (Heiterkeit.) Vorläufig glauben wir aber
daran noch nicht. So muß denn diese geplagte Pro¬
vinz, mnß das Volt am Rhein sich seinen Etat selbst
so gestalten, daß er für alle Teile erträglich wird.

Wir geben zu, daß die Verwaltung bemüht gcwese»
ist, die Ausgaben einzuschränken. Wir müssen aber,
wenn wir den Grnnd der Mehranforderungen be¬
trachten, folgendes herausgreifen:

Einen wesentlichenMehrbetrag weist die Fürsorge
für Geisteskranke auf. Die Ausgaben sind von rund
12,« Millionen im Jahre 1926 auf 14,7 Millionen im
Jahre 1927 gestiegen. Dazu kommendie Kosten der für
die Unterbringung des Zuwachses noch erforderlichen
Bauten. Meine Damen und Herren! Der Vorbericht
sagt, daß mit einer weiteren Steigerung der Zahl
dieser armen Menschen gerechnet werden muß. Wenn
ein Herr im Provinzialausschuß sagte, wenn es s"
weiter giuge, würde man bald mit mathematischerGe¬
nauigkeit errechnen können, wann der letzte Landtags-
abgeordnete nach Grafenberg wandern werde (Zuruf:
oder Minister werde!), so glauben wir das nicht. (Zu¬
ruf links: Sie dürfen nicht von sich auf andere
schließen!) Diese Formel enthält eine zu große Zahl
unbestimmter Werte. Ich glaube nicht, daß Leute mit
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Gehältern und Tantiemen, wie sie die Aufsichtsräte in
der Schwerindustrie haben, nach Grafenberg brauchen.
Die gehen lieber nach Italien und in die Kurorte des
Auslandes, um dort den deutschenWohlstand tund zu
tun. In die Irrenanstalten gehen die infolge der Auf¬
wertungsgesetze Entrechteten. (Zuruf: Die Sparer!)
Zehntausende, meine Damen und Herren, haben dieses
Unheil kommensehen; sie nahmen sich selbst das Aeben,
bevor sie geisteskrankgeworden waren. Für die Selbst¬
mörder und Geisteskranken dieser Art tragen die die
Verantwortung, die die Aufwertungsgesetze schufen.

Einen weiteren Posten des Mehrbedarfs bilden die
Zinsen für die Anleihen. Sie sind um 1 Million 400 000
Mark gegen 1926 auf 3 Millionen 457 000 Mark ge¬
stiegen. Wenn wir uns darüber klar sind, daß jeder
Pfennig Zinsen und Steuern in Wirklichkeit Arbeit
darstellt, so muß uns diese Steigerung bedenklich
stimmen. Die Anleihen im Auslande, für die das
deutsche Volk mit den Daweslasten zusammen in An¬
spruch genommen wird, betragen insgesamt 3 Mil¬
liarden. Das Volt muß diese 3 Milliarden im Jahre
192? erarbeiten. Damit hat man uns zu Sklaven und
Bütteln der Ausländer gemacht. Meine Damen und
Herren! Dazu kommen die Hypothekenund die Mieten,
die die Ausländer aus mehr als 500 000 deutschen
Häusern saugen, die sie für wenige Goldpfennige er¬
worben haben. Diese Zustande, meine Damen und
Herren, verdanken wir allein der Aufwertungspolitil.
Wenn jetzt eine neue Anleihe für uns im Rheinlande
zur zwingenden Notwendigkeit geworden ist, so wollen
wir dem unsere Zustimmung nicht versagen, wenn uns
versichertwird, daß es keine Auslandsanleihe sein soll.
Wir tun das, weil dadurch zum großen Teil Arbeit
und Brot für viele Notleidende geschaffenwird und
weil der Zins der deutschenWirtschaft zugute kommt.
Wir tun es besonders deshalb, weil dadurch der Not
der Arbeitslosen gesteuert wird.

Meine Damen uud Herren! Wir haben uns eigent¬
lich gewundert, daß man in der Debatte der Ursache
der heutigen Zustände so wenig nachgegangen ist.
Wenn Herr Kollege Vaterroot meinte, mit der Ver¬
hinderung der Schwarzarbeit die heutigen üblen Zu¬
stünde beseitigen zu können, so glaube ich doch Wohl
sagen zu müssen, daß er sich in einem großen Irrtum
befindet. (Zuruf des Abgeordneten Vaterrodt: Das
habe ich nicht gesagt!) Unsere Auffassung geht dahin,
daß ein großer Teil der Arbeiternot auf die Auf-
wertungsgcsetze und die damit in Zusammenhang
stehenden Gesetze zurückzuführen ist.

Ich greife nur einen einzigen Zweig heraus. Meine
Damen nnd Herren! Herr Reichsbaukpräsidcut Dr.
Schacht — also einer, der doch über die Finanzwirt-
schaft Bescheidwissen muß - hat am 0. Mai 192« in
einer Rede gesagt, daß die alten Sparer früher 1,7
Milliarden jährlich im Grundbesitz,also in Wohnnngs-
l'nuteu investierten. Geschähe das hente noch, so ergäbe

das nach einer ganz einfachenRechnung bei 8000 Mark
je Wohnung 200 000 Wohnungen im Jahr; dann hätten
wir wahrscheinlich heute leine Wohnungsnot mehr.
Meine Damen und Herren! Wen» Sie noch weiter
rechnen, so können von 1,7 Milliarden bei « Marl
Lohn am Tage 700 000 Arbeiter dauernd beschäftigt
werden. Sehen Sie, meine Damen und Herreu, so
können Sie den, Problem der Arbeitslosigkeit etwas
näher kommen. Das Aufwertungsgesetz hängt mit
diesen sozialen und wirtschaftlichen Fragen auf das
innigste zusammen. Man hat eben die Politik des
einstigen preußischen Finanzministers Mignel ver¬
lassen, der da sagte: Wenn ich Steuern habe» will, darf
ich die Henne, die mir die goldenen Eier legt, nicht
vorher schlachten.

Wenn nun die Not und die Verschuldung der Kom¬
mune» betont wurde, so müssen wir fordern, daß ihre
Neuerwerbungen, wie wir sie Tag für Tag sehen, so
lange eingestellt werden, bis die alte Schuld restlos
getilgt ist. Wenn wir im Rheinlande Städte habe», die
seit 1914 um fast 300 Millionen an Grundbesitz breiter
geworden sind, so beweist das, wo die Spargroschen
der schaffendenStände geblieben sind.

In dieser Hinsicht bedauern wir es auch, daß die
Verwaltung in diesem Jahre den Vermögenszuwachs
der Provinz nicht ausgewiesen hat.

Wir haben uns darüber gefreut, daß in dem Ab¬
schnitt Kriegsbcschädigtenfürsorge bei den Darlehen
ein kleiner Mehrbetrag von 40 000 Mark gegen 1920
zum Ausatz gekommen ist. Wir müssen es aber be¬
dauern, daß in den übrigen Teilen dieses Abschnittes
leine Erhöhung vorgenommen wurde. Die Beihilfe»
für Altveterauen sind sogar ganz gestrichen. Wir
können dem nnr dann zustimmen, wenn tatsächlich
teil, Nltveteran mehr da ist. Nach »»serer Auffassung
kann hier nicht genug geschehen; mit Worten kann
man den Dank des Vaterlandes nicht erledigen. Dieser
Abschnitt hätte nach unserer Auffassung unbedenllich
zu Lasten der Jugendherbergen erhöht werden tonnen.

In den Landeskultur- uud Gesuudheitsfragcn
möchten wir die Aufmerksamkeitder Verwaltung nnd
aller Parteien auf die Triukwasservcrhältnisse in der
Eifel hinweisen. Die Stadt Prüm hat ihre Kanal-
abwässcr in den Prümbach geleitet. Dadurch sind bei
einer Anzahl von Gemeinden geradezu unhaltbare
Zustände entstanden. Ich nenne nur einige Gemeinden:
Weinsfeld, Watzerath, Pittenbach, Andere Gemeinden
haben überhaupt kein Wasser. Die Folgen dieser Zu¬
stände siud unausbleiblich. Typhus bei Mensch uud
Vieh und andere Krankheiten sind zur Tagesordnung
geworden. Die Verwaltung hat in anerkennenswerter
Weise ihre Hilfe schon zugesagt. Wir müssen aber an
dieser Stelle bitten, daß hier eine gründliche Hilfe
erfolgt, denn diese armen Gemeindeil sind von sich aus
nicht in der Lage, diese Zustände zu beseitigen.
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Den warmen Worten, die manche Redner für unsere
Brüder an der Saar gesunde» haben, schließen wir
uns voll und ganz an. Meine Damen und Herren!
Wir haben aber noch eine besondere Forderung für
unsere Brüder an der Saar, und zwar die Forderung,
daß auch dort die Aufwertungsfrage, in der bisher
nichts geschehen ist, in Angriff genommen wird. Wir
sind der Meinung, daß der Herr Oberpräsident und der
Herr Landeshauptmann, wie auch alle rheinischen
Vertreter im Reichsrat und Staatsrat die notwendigen
Schritte tun könnten, um eine gerechte Regelung der
Aufwertungsfrage im Saargcbiet herbeizuführen.

Zu den Beamtenfragen und zu den Frage» der
Angestellten und Arbeiter werden wir bei den be¬
sonderen Burlagen in wohlwollender Weise Stellung
nehmen. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine ver¬
ehrten Damen und Herren! Für die anerkennenden
Worte, die von den Vertretern der bürgerlichen Frak¬
tionen hier für die Provinzialvcrwaltung und für
meine Person ausgesprochenworden sind, kann ich auch
in diesem Jahre nur meinen wärmsten Dank aus-
sprechrn. Die Anerkennung der Verwaltuug liegt aber
mehr noch als in diesen ausdrücklichenWorten still¬
schweigenddarin, daß nur in so wenigen Punkten
an den Ausgllbeposten,die in den Haushaltsplan ein¬
gestellt worden sind, Kritik geübt worden ist. Ich
glaube, daß darin stillschweigendzum Ausdruck ge¬
bracht ist, daß tatsächlich die Verwaltung und der
Provinzialausschuß das Bemühen gehabt haben, die
Ausgaben auf einem solchen Niveau zu halten, daß
man an ihrer Höhe jedenfalls nicht viel bemängeln kann.

Es sind eigentlich nur in zwei Punkten Ausstellun¬
gen gemacht worden, und zwar von dem Herrn Ab¬
geordneten Vatrrrodt. Dabei bedauere ich ganz beson¬
ders die Ausstellungen, die an den Ausgaben für
Iugcndherbergszwecke geinacht worden sind. Ich hätte
gedacht, daß gerade dieser Posten auf allen Seiten des
Hauses verstäudnisvolle Würdigung gefunden hätte,
ganz besonders, wo wir so schon außerordentlich hohe
Beträge zur Heilung von Schäden der Jugend in
nnseren Haushaltsplan einstellen müssen, Schäden, die
vielleicht in dem Augeublick, wo sie an uns gebracht
werden, schon nicht mehr zu heile» sind. Uni so mehr
sollte man sich bemühen, doch anch Mittel anzuwenden,
um Schäden von der Jugend abzuwehren und vor¬
beugend zu wirken. Gerade in dieser Hinsicht werden
die Jugendherbergen und die Förderung des Iugend-
wandcrns jetzt und in Zukunft eine wesentlicheAuf¬
gabe zu erfüllen haben. Ich glaube aber auch, daß die
Ausstellungen des Herrn Abgeordneten Vaterrodt
wohl mehr grundsätzlicher Natur Ware», insofern als
er ja im wesentlichen das System bemängelt hat, in
dem wir die Jugendherbergen unterstützen. Er meinte.

es wäre viel einfacher, wenn wir diese Gelder dem
Mfelvrrein gäben und dann die Jugendherbergen
ehrenamtlich gebaut würden. Ich weiß nicht, ob es
dem Herrn Abgeordneten Vaterrodt möglich sein wird,
Maurer, Zimmerer und sonstige Handwerker zu fin¬
den, die Iugendherbergsgebäude ehrenamtlich er¬
richten. Das ist uns nicht möglich und wird wahr¬
scheinlich auch dem (lifelverein nicht möglichsein. Ver-
wllltnngskosten für Jugendherbergen entstehen uns
überhaupt nicht, sondern wir arbeiten schon in der
engstenWeise mit der freien Tätigkeit zusammen, näm¬
lich mit dem Zweigvercin Rheinland des Verbandes
Deutscher Jugendherberge», der seinerseits wieder auf
das freuudschaftlichsteund engste mit dem Mfelverein
zusllmmeuarbcitct, so daß die Ausstellungen, soweit sie
sich auf eine Zusammenarbeit mit der freiwilligen
Tätigkeit beziehen, bisher schon eine Erfüllung ge¬
funden haben.

Was die Ausstellungen an den Bewilligungen für
die Wohnungsfürsorgegesellschaftangeht, so möchte ich
zunächst sagen: Besondere Provinzialmittel werden
dafür nicht beantragt. Gs handelt sich nur darum, der
Provinzial-Feuerversicherungsanstalt Gelegenheit zn
geben, ihrerseits einen namhaften Betrag der Woh¬
nungsfürsorgegesellschaft zuführen zu können, die da¬
für anch wieder den entsprechendenBetrag aus Staats¬
mitteln erhält, denn bei der Ueberweisung der Staats¬
mittel an die Wohnungsfürsorgegesellschaftist Bedin¬
gung, daß der gleiche Betrag aus Provinzialmitteln
aufgebracht wird. Ich glaube, daß wir es nicht ver¬
antworten könnten, hier die an sich ganz unbedenkliche
Bürgschaft, die gefordert wird, abzulehnen und damit
darauf zu verzichten,daß weitere Mittel in die Rhein¬
provinz hineinfließen, die doch wieder dazu dienen,
auf dem Wohnuugsbaumartte Beschäftigung zu schaffeil
und dadurch wieder zahlreichen Arbeitern, Unter¬
nehmern und auch Angehörigen des Mittelstandes eine
Gelegenheit zu Arbeit und Verdienst zu geben.

Wenn im übrigen die Tätigkeit der Wohnungs¬
fürsorgegesellschaftenim allgemeinen bemängelt wor¬
den ist, so entspricht auch das Wohl nur der gruud-
sätzlicheu Auffassung, die verlangt, daß die öffentliche
Tätigkeit sich aus jeder Förderung des Wohnungs¬
wesens heraus hält. Ich brauche darauf Wohl gegen¬
über der großen Mehrheit dieses Hauses nicht einzu¬
gehen. Wir sind alle der Ueberzeugung, daß ohne
Förderung aus öffentlichenMitteln in absehbarer Zeit
im Wohnungswesen eine wesentliche Besserung nicht
eintreten kann.

Wenn dann der Herr Abgeordnete Vaterrodt mit
der Rheinischen Wohnungsfürsorgegesellschaft und
ihrer Arbeit das Wort „Betrug" in Verbinduug ge¬
bracht hat (Abgeordneter Vaterrodt widerspricht), so
muß ich das auf das allerschärfstezurückweisen. Herr
Abgeordneter Vaterrodt, Sie haben eine Stelle vor¬
gelesen, worin das Wort „Betrug" mit der West-



73. Rheinische Pruviuziallandtag, 3. Sitzung am 5. April 1927, 63

Mischen Wohnungsfürsorgegesellschaftim Zusammen¬
hang gebracht wird, und auf einen Zwischenruf hin,
daß es sich hier um die „Rheinische" handele, haben
Sie geantwortet: Bei der Rheinischen wird es genau
so sein wie bei der Westfälischen(Sehr richtig! rechts),
uud gegen diese Behauptung muß ich schärfstenEin¬
spruch erheben. Ich erwarte von Ihnen, daß Sie mir
nähere Unterlagen für eine solche Behauptung geben.
(Zuruf des Abgeordnete» Vaterrodt: Ich habe aber
nur das von Herrn Winnenfeld behauptet!) Nein, ich
habe genau gehört, was gesagt worden ist.

Meine Damen und Herren! Im übrigen wird
mir die Antwort auf die Reden der Fraktionsführer
in diesem Jahre etwas leichter als in früheren Jahren.
In früheren Jahren war ich stets genötigt, weitgehende
Ansprüche, die von den Fraktionen erhoben worden
waren, hier zurückzuweisen und ihre Unmöglichkeit
mit Rücksichtauf die Finanzlage uachzuweiscu. In
diesem Jahre haben offenbar auch die Ausführungen
der Frattionsredner unter dem Ginfluß der Finanz¬
lage gestanden. Infolgedessen sind solche Wünsche nur
m ganz bescheidenem Umfange geäußert worden.
Grundsätzlich möchte ich zu allen diesen Wünschen
sagen: Ebenso, wie die Frattionsredner anerkannt
haben, daß die Ansgabeposten nicht so hoch angesetzt
sind, müssen wir auch dabei bleiben, daß sie in der
Höhe unbedingt erforderlich sind und daß infolge¬
dessen, wenn eine wesentliche Mehrausgabe bewilligt
wirb, auch für die Deckung gesorgt werden muß, die
dann nur in einer entsprechenden Erhöhung der
Provinzialumlage um den Betrag der Mehrausgabe
bestehen kann.

Unter diesen wesentlichenMehrforderungen ist die
grüßte das Verlangen, wiederum 150 000 Mark für
Kinderspeisung in den Haushaltsplan einzustellen. Es
'st Ihnen bekannt, daß früher dieser Betrag im Haus¬
haltsplan gestanden hat. Im vorigen Jahre trat das
Reich mit reichlichen Mitteln ein. Es wurde hier
wiederum beantragt, auch von Provinzwegen noch
Mittel zu bewilligen. Ich habe damals ausgeführt:
Das ist einmal nicht notwendig, weil fetzt die Reichs¬
mittel zur Verfügung stehen, und zweitens auch des¬
halb nicht praktisch, weil es doch weiter nichts be¬
deutet, als daß die betreffenden Mittel von den ört¬
lichen Stellen in die Höhe gezogen werden, an die
Provinzilllverwaltung und dann wieder nach unten
an die örtlichen Stellen verteilt werden. Es wird das¬
selbe erreicht, wenn die örtlichen Stellen nicht in Form
ber erhöhten Provinzialumlage erst hierher die Be¬
träge zu bezahlen haben, sondern wenn sie sie un¬
mittelbar für die Kinderspeisung verwenden. Der erste
Einwand, den ich damals gemachthabe, trifft leider in
diesemJahre nicht mehr zu. Das Reich hat den ur¬
sprünglich beantragten Betrag von 5 Millionen für
Kinderspeisungen gestrichen. Der zweite Einwand trifft
«ber heute noch in dem alten Umfange zu. Auf der

anderen Seite will ich aber nicht bestreitcn, daß immer¬
hin durch die Tatsache,daß aus einer zentralen Stelle
den örtlichen Stellen eine Beihilfe zur Durchführung
von Kinderspeisung gegeben werden kann, doch viel¬
leicht die eine oder andere Stelle sich eher bewogen
fühlt, auf dem Gebiete etwas zu tun oder das bereits
ins Leben Gerufeue ausrecht zu erhalten. Es wird da¬
her Sache der betreffenden Fachausschüsse sein, zu
prüfen, ob dieser Vorteil schwer genug wiegt, um eine
entsprechende Erhöhung der Provinzialumlage um
150 000 Mark gegen Einsetzung des Betrages für
Kinderspeisung in Kauf nehmen zu tonnen.

Gs ist dann weiter von der sozialdemokratischen
Fraktion verlangt worden, 50 000 Mark für allgemeine
Voltsbildungsbestrebnngen in den Haushaltsplan ein¬
zustellen.Ich nehme an, daß hier mit „Volksbildungs-
bestrebuugcn" diese Bestrebungen in weitestem Maße
gemeint sind, also alles das, was heute unter Vor¬
trägen, Voltsbildungseiurichtungen, Freilichtbühne»,
Voltsbüchereien uud ähulichen Einrichtungen ver¬
standen wird. Ich gebe auch hier zu, daß es wünschens¬
wert wäre, von einer zentralen Stelle aus diese Ein¬
richtungen mehr beeinflussen uud auch uuterstützeu zu
können. Bisher hat die Provinzialverwaltuug sich ja
auf diesem Gebiete weitgehende Zurückhaltung auf¬
erlegt. Es ist richtig, daß diese Einrichtungen in der
Rheinprovinz weitergehend sind als in anderen Pro¬
vinzen. Ich würde es aber nicht für richtig halten,
fetzt ins Blaue hiuein einen bestimmten Betrag zu
bewilligen, abgesehen davon, daß dann auch wieder
die Frage der Erhöhung der Provinzialumlage akut
würde. Vielmehr würde es m. E. ausreichen, wenn
ich die Versicherung abgebe, daß die Frage einer gene¬
rellen Beeinflussung und Unterstützung dieser Ein¬
richtungen geprüft und im Proviuzialausschuß er¬
örtert werden wird und daß dann eventuell im
nächsten Haushaltsplau solchen Wünschen Rechnung
getragen werden kann.

Der Antrag auf weitere Unterstützung von Wasser¬
leitungen, vor allem in den ärmeren Gegenden der
Provinz, den die Zeutrumsfrattion gestellt hat und
der ja auch vom Herrn Abgeordneten Pohl unterstützt
worden ist, verlangt keine unmittelbaren Zuschüsse der
Provinzialverwaltuug, sondern er sieht voraus, daß
die Provinzial-Feuerversicherungsanstalt in der Lage
sein wird, auf diesem Gebiete vielleicht noch Mittel
zur Verfügung zu stellen. Dann haben wir allerdings
das Recht, an die Staatsregierung die Bitte zu richteil,
uuumehr ihrerseits auch mit deu entsprechendenBei¬
hilfen dazu zu kommen. Dann glaube ich wohl, daß
auf diesem für die Volksgesundheit so wichtigen Ge¬
biete sich noch etwas erzielen läßt.

Das gibt mir Veranlassung, ebenso,wie ich es eben
schon bei der Bewilligung der Feuerversicherung für
die Wohnungsfürsorgegesellschaft hätte tuu tonnen,
auch hier hervorzuheben, wie durch diese Bewilligung
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die Provinzial-Feuerversicherungsauanstalt sich als eine
gemeinnützige Einrichtung zeigt, deren Ueberschüsse
auch wieder der Gesamtheit zugute kommen, und daß
wir deshalb auch alle Veranlassung habe», dafür zu
sorgen, daß diejenigen Einrichtungen, die wir von
anderer Seite — von der Landesbant oder von der
Provinzialverwaltung — finanzieren, auch bei der
Provinzial-Feuerversicherungsanstalt versichert werden,
da das, was an der Versicherung verdient wird, wieder
der Allgemeinheit zugute kommt.

Eine weitere Mehrforderung in einem Antrage der
Arbeitsgemeinschaft bezicht sich auf die Unterstützung
der sogenannten Ostsiedlung. Mit dieser Frage sind
die Provinzialverbände schon seit einiger Zeit befaßt.
Es ist nicht zu bcstreiten, daß zahlreiche Söhne rhei¬
nischer Landwirte nicht in der Lage sind, der Land¬
wirtschaft treu zu bleiben, weil es ihnen nicht möglich
ist, bei dem beschränktenUmfange des zur Verfügung
stehenden Bodens sich eine Existenz in der Rhein¬
provinz zu gründen. Infolgedessen würde es zu be¬
grüßen sein, wenn es möglich wäre, diese Söhne der
rheinischen Landwirte ihrem Berufe dadurch zu er¬
halten, daß man sie im Osten ansiedelt, abgesehen da¬
von, daß auch noch nationale Gründe für eine solche
dichtere Besiedlung gerade der östlichen Grenzbezirte
sprechen. Es wird nun verlangt, es möchten unmittel¬
bar 30 000 Mark zu diesem Zweck zur Verfügung ge¬
stellt werden. Ich glaube, daß es auch hier genügen
würde, wenn der Provinzialausschuß ersucht würde,
sich mit dieser Frage zu besassen, und, falls die Prüfung
bejahend ausfällt, in den nächsten Haushaltsplan einen
entsprechenden Betrag einzusetzen. In diesem Jahre
wird ja doch wahrscheinlichnoch nicht viel auf diesem
Gebiete zn zahlen sein, denn eine solche Sache erfordert
im Einzelfalle immer eine größere Vorbereitung, die
sich bis zum Ende des Jahres hinzieht; der Betrag
tonnte dann aus dem Haushaltsplan des nächsten
Jahres genommeu werden, so daß eine Uebcrschrcitung
des vorliegenden Haushaltsplans und eine eventuelle
Erhöhung der Provinzialumlage sich vermeiden ließe.

In diesen, Zusammenhauge möchte ich auf die Aus¬
führungen kommen, die über die Landwirtschaft ge¬
macht worden sind.

Der Herr Abgeordnete Dr. Kaiser hat den opti¬
mistischen Bericht bemängelt, den ich über die Lage
der Landwirtschaft gegeben habe. Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser, ich bin dabei glücklich in der Lage gewesen,
mich zu stützen nicht auf die Angaben von Inter-
esseutenverbänden, sondern auf die authentischste
Stelle, die ich auf diesem Gebiete in der Rheinprovinz
anerkennen kann, das ist die Rheinische Landwirt-
schaftskllmmer,(Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!)
Die Rheinische Landwirtschaftskammer hat in ihrem
offiziellen Jahresbericht — ich habe ihn hier vor¬
liegen —, nachdem sie im einzelnen die Verhältnisse
dargelegt hat, am Echlnß i» Sperrdruck ihr gauzes

Urteil in dem Satze zusammengefaßt: „Zusammen¬
fassend darf gesagt werden, daß im Jahre 1926 Wohl
der größte Tiefstand der Wirtschaftskrise der rheini¬
schen Landwirtschaft überschritten worden ist und daß
manche Anzeichen bestehen, die nunmehr einen lang¬
samen Aufstieg erhoffen lassen." (Abgeordneter Dr.
Kaiser: Erhoffen lassen!) Diese durchaus offizielle
Auslassung habe ich in meiner Rede verlesen.

Was nuu die Leistungen der Provinz für die
Hebung der landwirtschaftlichen Produttion angeht,
so ist ja von allen Seiten — nicht nur von der Ar¬
beitsgemeinschaftuud vom Zentrum, fondern auch von
dem Redner der Sozialdemolratie — anerkannt wur¬
den, daß diese Gelder Wohl aufgewendet sind und daß
es Aufgabe auch der Provinzialverwaltung ist, nicht nur
im Interesse der Landwirtschaft, sondern im Interesse
des ganzen Volkes für die Hebuug der landwirtschaft¬
lichen Produktion zu sorgen.

Herr Abgeordneter Holten hat dann aber doch die
Höhe der Aufwendungen bemängelt, und zwar da¬
durch, daß er anf die verhältnismäßig geringeren Auf¬
wendungen für gewerblicheZweckehinwies. Demgegen¬
über möchte ich darauf hinweise», daß iu der für uns
maßgebenden Provinzialordnung und im Dotations¬
gesetz ausdrücklichals Verpflichtung der Provinzialver¬
waltung aufgeführt ist: die Unterstützung des land¬
wirtschaftlichen Schulwesens und der landwirtschaft¬
lichen Meliorationen. Dagegen von der Unterstützung
gewerblicher Zwecke steht im Dotationsgesetz nichts.
Insofern unterscheiden sich die Ausgaben weseutlich.
Was wir für gewerbliche Zwecketun, ist vollständig
freiwillig. Bei der Unterstützung der landwirtschaft¬
lichen Angelegenheiten dagegen erfüllen wir in größe¬
rem Umfange eine gesetzliche Pflicht. Von den Auf¬
wendungen von 1386 00« Mark, die im Hanshaltsplan
vorgesehen sind, entfallen auf Bodeuverbesserungen
aller Art 845 000 Mark und auf das landwirtschaftliche
Schulwesen 343 000 Mark. Es bleibt also nur noch
ein Betrag von 197 000 Mark, der etwa über unsere
gesetzlichenVerpflichtungen hinaus aufgewendet und
einzelnen Zwecken,der Steigerung der landwirschaft-
lichen Produktiou, und iusbcsondere der Förderung
der Tierzucht zugeführt wird. Ich darf auch darauf
hinweisen, daß im Preußischeil Landtag von allen Par¬
teien, auch von der Partei des Herrn Abgeordneten
Holten, diese gleichen Mittel anstandslos in weitem
Umfange bewilligt werden. (Hört, hört! rechts.) Bei
den meisten Bewilligungen, die wir hier aussprechcn,
wird ja der entsprechend gleiche Betrag auch von der
Preußischen Staatsregierung — ich nehme an, auch »"t
Zustimmung des Abgeordnetenhauses — zur Ver¬
fügung gestellt. Und gerade die Aufwendungen für
landwirtschaftliche Meliorationen nnd Vodenverbesse-
rnngen sind ja auch weseutlich unter dem Gedanken
der Beschäftigung von Erwerbslosen und der Arbeits¬
beschaffung z» würdigen.
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Wenn nun diese Aufgaben in der Durchführung
von der Landwirtschaftskammerbearbeitet werden und
ein großer Teil dieser Beträge an die üandwirtschafts-
kammerabgeführt wird, so sehen wir darin die zweifel¬
los beste und praktischste Art, wie wir diese Aufgaben
durchführen können, und wir würden es für vollständig
verkehrt halten, etwa neben der sachkundigenLand¬
wirtschaftskammer uns mm selbst hier ein Dezernat
für diese Angelegenheiten aufzuzieheu und unserer¬
seits große Verwaltungskosten für diesen Zweck auf¬
zuwenden. (Sehr richtig! rechts.) Im übrigen haben
wir auf die Verwendung jeden gewünschten Einfluß,
Wir werden zu jeder Vorstandssitzung der Landwirt-
schaftskammereingeladen, und keine Auskunft, die wir
verlangen, wird uns verweigert. Es unterliegt keinem
Zweifel, daß jeder der hier in unserem Haushaltsplan
vorgesehenenBeträge für den Zweck, für den er vor¬
gesehen ist, auch tatsächlich verwendet wird. (Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Fragen Sie mal
»ach den Diäten!)

Es ist dann an der Geschäftsführung der Landwirt-
schaftskammer, insbesondere an der Höhe ihrer Ver-
waltungskosten, hier Kritik geübt wordeu. Ich be¬
dauere, daß an dieser Stelle diese Kritik an einer Ein¬
richtung geübt wurde, die hier nicht vertreten und
nicht in der Lage ist, an dieser Stelle sich zu recht¬
fertigen. (Sehr richtig! rechts.) Es ist mir Wohl be¬
kannt, daß im preußischenAbgeordnetenhaus«auch dar¬
über längere Ausführungen gemachtworden sind. Ich
habe aber in der letzten Sitzung der Landwirtschafts-
kammer auch gehört, daß die wesentlichstenPunkte
dieser Ausführuugeu zurückgewiesenwordeu sind, und
baß insbesondere bei den Vergleichszahlen dem be¬
treffenden Abgeordneten wesentlicheIrrtümer vorge¬
kommen sind. (Sehr richtig! rechts.) Wie leicht auf
diesem Gebiet Irrtümer vorkommen können, ergibt sich
auch daraus, daß dem Herrn Abgeordneten Hollen
ein wesentlicherIrrtum unterlaufen ist. Er hat näm¬
lich die Rheinische Kartoffelbaustelle mit der Saat¬
tartoffelstelle verwechselt. (Zuruf des Abgeordneten
Hollen: Ich habe gefragt, ob die beiden Stelleu
identisch seien!) Sie sind eben nicht identisch, sie siud
'« keiner Weise identisch. (Zuruf des Abgeordneten
bölken: Ich habe auch nur gefragt!) Infolgedessen
fallen auch die langen Ausführungen, die Sie unter
der großen Entrüstung Ihrer Partei vorgebracht
haben, als ob aus Provinzialmitteln dem Vorsitzen¬
den der Landwirtschaftskammer eine Tautieme von
lW0 Mark bezahlt würde, vollständig in nichts zu¬
sammen. (Hört, hört! rechts.) Die Provinzialver-
waltung zahlt nur etwas für die RheinischeKartoffel-
Baustelle. Diese Stelle hat die außerordeutlich wichtige
Aufgabe, durch Prüfung der richtigen Kartoffelsorten
und Düngungsversuche festzustellen,welche Kartoffel-
surten sich für den einzelnen Boden zum Auban am
besten eignen. Die Saatkartoffclstclle ist eine völlig un¬

abhängige, neben der Landwirtschaftskammer stehende
G. m. b. H., für die aus der Proviuzialverwaltmig
nicht das geringste gegeben wird. (Zuruf eines
Sozinldcmokraten: Wo kriegt die denn das Geld
her? Soviel Tantieme zahlt ja nicht einmal die
Deutsche Baut!) Ich wiederhole uochmals: Mit
solchen Tantiemen haben die Zuwendungen der Pro-
vinzialverwaltung nichts zu tun. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Aber die Herrschaften stehen sich
doch gut, sonst würden sie die Zuschüsse doch nicht ge¬
brauchen!) Auf diese Einwendungen bezieht sich das,
was ich eben gesagt habe, daß ich es nicht richtig finde,
hier derartige persönlichen Angriffe gegen eine Stelle
zu richten, die nicht in der Lage ist, sich an dieser
Stelle dagegen zu verteidigen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Aber es sind doch Mißstände genug
vorhanden! Antwort des Abgeordneten von Loe:
Nein, das ist alles widerlegt!)

Was den Haushaltsplan der Straßenverwaltuug
angeht, so ist dazu der Wunsch geäußert wurden, es
möchte der Weg, den wir im vorigen Jahre gegangen
sind, eine Anleihe aufzunehmen unter Inanspruch¬
nahme der Zinsverbilligungszuschüsse des Reiches,
Wieder beschritten werden, um die außcrordeutlichen
Aufwendungen, die notwendig sind, um weitere Kreis¬
straßen auf die Provinz zu übernehmen und die Pro-
vinzialstraßen weiter auszubauen, auch in diesem Jahre
wieder machenzu können. Ich habe in meiner Etats¬
rede schon dargelegt, daß das Wohl möglichwäre. Aber
die Bedingungen dafür müssen wesentlich verbessert
werden. Mit einem Zinsfuß von 4 Prozent im ersten
Jahre und von 3 Prozent in jedem der folgenden
Jahre und dann nichts mehr tonnen wir eine solche
Maßnahme, die im wesentlichen auch zur Beschäftigung
der Erwerbslosen durchgeführt wird, nicht mehr !u die
Hand nehmen.

Ich möchte dann noch ein Wort dazu sagen, daß
einzelne Redner auch auf meine allgemeinen Aus¬
führungen, insbesondere über die Frage der Ruhr¬
provinz, eingegangen sind. Ich stelle zunächst gerne
fest, daß die Redner der Arbeitsgemeinschaft,des Zen¬
trums und der Wirtschaftlichen Vereinigung, sich
gegenüber der Frage der Ruhrprovinz in der nach¬
drücklichsten Weise ablehnend ausgesprochen haben.
(Zuruf: Auch ein Kölner!) Ob die Tatsache, daß der
Redner der Sozialdemokratie darüber geschwiegen hat,
mehr ist als ein Vergessen,das wage ich nicht zu be¬
urteilen. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten Gerlach:
Wir sind derselben Meinung!) Wenn aber der Herr
Abgeordnete Dr. Kaiser dabei besonders unterstrichen
hat, daß der dritte Gruud, den ich für die Ablehnung
der Ruhrprovinz anführte, nämlich die Gefahren und
Kouscqueuzen,die sich daraus ergeben, nur eine ernste
uud wohlgemeinte Warnung au die betreffendenKreise
darstellen sollte, so hat sich eine Notwendigkeit dazn
für den Herrn Abgeordneten Dr. Kaiser wohl daraus
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ergeben, daß er von meiner Rede nur den Satz gehört
hat, den er hier vorgelesen hat, daß er dagegen den
Satz, den ich danach gesprochen habe, überhört hat;
sonst hätte er ihn gewiß auch mit vorgelesen. Dieser
folgende Satz lautete: „Von solchen Gesichtspunkten
aus ließe sich auch noch — das Folgende habe ich be¬
tont —, was wir alle nicht wünschen, die Aenderung
anderer Grenzen als der Provinzgrenzen zwischen
Rheinland und Westfalen begründen." Ich habe diesem
Satz nichts weiteres hinzuzufügen.

Der Herr Abgeordnete Dr. Kaiser hat dann ge¬
glaubt, in meinen Ausführungen in diesem Jahre noch
eine besondere Schärfe gegen Berlin herauslesen zu
müssen. Auch hier glaube ich, daß meine Rede keinen
Anlaß geboten hat, eine schärfere Beurteilung nach
dieser Richtung hin vorzunehmen, als die Aus¬
führungen des Herrn Abgeordneten Dr. Kaiser selbst.
Im Gegenteil, er ist in manchen Punkten weiter¬
gegangen als ich. In bezug auf die Verallgemeinerung
des Vorwurfs finanzieller Benachteiligung möchte ich
die allgemeinen Behauptungen des Herrn Abgeord¬
neten Dr. Kaiser in diesem Umfange mir nicht einmal
zu eigen machen. Insbesondere habe ich selbst in der
Vergangenheit immer wieder anerkannt, daß von
Reichs- und Staatsregierung während des Ruhr-
tcnnpfes und in den Jahren danach außerordentlich
viel für das besetzteGebiet geleistet worden ist, wo¬
für das besetzte Gebiet stets zu Dank verpflichtet sein
muß. Richtig ist, daß anscheinend in der letzten Zeit
die Luft nach dieser Richtung hin etwas erkaltet ist
uud daß die Ansprüche, die von der Mitte Deutsch-
lauds, von Berlin, und auch von dem Osten gestellt
werden, eine so weitgehende Berücksichtigungfinden,
baß daraus möglicherweiseeinmal eine Benachteiligung
des Westens folgen könnte. Ich befürchte das mehr, als
daß ich es bis jetzt schon behaupten tonnte. Wogegen
ich mich gewandt habe, ist nur die Art der Verwaltung.
Ich habe mich gegen die immer stärker werdende Kon¬
zentration aller Verwaltungen nach oben in Berlin
gewandt. Das ist nur durch eine Aenderung des
Systems der Verwaltung gutzumachen. Es bedarf da¬
zu gar keiner anderen Art der Verteilung der Auf¬
wendungen. Es müssen eben in größerem Umfange die
Gelder und die Aufwendungen, die in Berlin zur Ver¬
fügung gestellt werden, anstatt dort unmittelbar in
den Ministerien verwandt zn werden, nach unten auf¬
geteilt werden oder, was noch besser ist, in Form der
Steuerüberweisnngrn unmittelbar den Kommunalver¬
bänden zu eigener Verwendung überwiesen werden.
Dann hört diese große Verwaltn,igstunzentration von
selbst auf.

Ich glaube aber im übrigen den Worten, die der
Herr Oberpräsident in seiner Ginleitungsrede ge¬
sprochen hat, nur zustimmen zu können, daß wir ge¬
rade bei den schwierigen wirtschaftlichenVerhältnissen
uud bei den schwierigen GreuzverMtnisscn des besetzten

Gebiets alle Ursache haben, gerade hier in der Rhein¬
provinz einträchtig zusammen zu arbeiten: Selbstver¬
waltung und Staatsverwaltung. Und ich glaube ver¬
sichern zu können, daß hier in der Rheinprovinz dieses
Zusammenarbeiten, wie es sich bisher in ausgezeich¬
neter Weise abgewickelthat, auch in Zukunft in der¬
selben Weise sich zum Besten der Provinz gestalten
wird. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter v. Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren I Der fozilllbemokratischeFraktionsredner
hat in seiner Rode zunächstein gewisses Interesse für
die Landwirtschaft betont. Ich kann mich aber des
Eindrucks nicht erwehren, daß er in seinen weiteren
Ausführungen eigentlich bas Gegenteil bewiesen hat.
(Sehr richtig! rechts.) Es muß eigentlich Wunder
nehmen, wenn der Angehörige einer Partei, in deren
Bezeichnung ausdrücklich das Wort „demokratisch"
vorkommt, bie Selbstverwaltung eines Berufszweiges
in dieser Weise angreift. (Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Dieser Berufszweig unterliegt doch ber
öffentlichenKritik!) Meine Damen und Herren! Was
würbe Wohl für ein Entrüstungssturm losbrechen,
wenn einer von uns sich eines schönenTages irgend¬
eine Einflußnahme auf bie Geschäftsgebarung einer
Handwerkskammer oder einer Gewerkschaftanmaßen
wollte. Ich muß ausdrücklichfeststellen, baß es keinen
Berufsstand gibt, der in bezug auf feine Selbst¬
verwaltung, auf bie Selbstverwaltung seiner An¬
gelegenheiten so beschnitten und so eingeengt ist, wie
gerade ber landwirtschaftliche Berufsstanb. (Sehr
richtig! rechts.) Ich brauche bloß baran zu erinnern,
baß z. B. bie Landwirtschaftliche'Berufsgenossenschaft
meines Wissens die einzige BerufsgenosseNschaftist,
welche nicht von bem Berufsstande felbst verwaltet
wird. (Sehr gut! rechts.)

Meine Herren! Die bemängelten Etatspositionen
werden in deni laubwirtschaftlichenAusschuß und bei
Gelegenheit ber Besprechung be3 landwirtschaftlichen
Etats ihre Erledigung finden können. Es erübrigt sich
also für mich, fetzt barauf einzugchen.

Meine Damen und Herreu! Der Etat ber Land«
wirtfchaftskammer gehört auf keinen Fall vor bieses
Hohe Haus. Trotzdem möchte lch zum Etat der Land¬
wirtschaftskammer einige Aufklärungen geben und
einige Richtigstellungen vornehmen. Die Rheinische
Ännbwirtschaftskammer hat die niedrigste Umlage
sämtlicher Landwirtschaftskammern Preußens. (Hört,
hört! rechts.) Und durch besondere Sparfamleit ist es
gelungen, in diesem Jahre den bisher bestehendennie¬
drigsten Satz sogar noch herabzufetzen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Durch hohe Staats- und Pro«
vinzialzufchüsse!)

Meine Damen und Herren! Dann sind von Herrn
Abgeordneten Holten bie Reisekostenbemängelt wor-
ben. Ich habe die Ehre, Vorstandsmitglied der Laub-
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wirtschaftskammer zu sein, und kann Ihnen berichten,
'daß sogar die Vorstandsmitglieder der Kammer nur
die Fahrtkosten 3. Klasse ersetzt bekommen.

Meine Damen und Herren! Es ist dann von der
Saatkartoffelstelle tue Rede gewesen. Ich bin dem
Herrn Landeshauptmann 'dankbar, daß er 'darin schon
einiges klargestellt hat. Lassen Sie mich Ihnen nur
sagen, daß 'die Saatkartoffelstelle der Landwirtschafts-
tammer eine vollständig selbständige G. m. b. H. ist.
Wenn Sie einmal einen Vergleichziehen wollen, meine
Herren, bann können Sie diesen Vergleich, wenn ich
von Ihren Verhältnissen sprechen will, nur dadurch
ziehen, baß Sie die Saatkartoffelstelle mit einem Kon¬
sumverein 'der SozialdemokratischenPartei vergleichen.
(Zurufdes Abgeordneten Hoffmann: Den gibt es ja
gar nicht!) Ich möchte einmal hören, was Sie für
einen Spektakel erheben würden, wenn ich mir an¬
maßen würde, in 'die Geschäftsgebarung eines Kon¬
sumvereins 'hineinzuleuchten. (Zuruf links.) Bezüg¬
lich 'dieser Unterbrechungen will ich Ihnen nur sagen:
Es gibt in meiner Gegend einen Ort Mähen, und da
gibt es eine Redensart, die heißt: Hintenherum hat
Matzen gewonnen. Sie können sich sa einmal von den
Leuten, die dort ansässigsind, erklären lassen, was das
heißt. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Sie meinen
wohl, hinten herum Hätte die Landwirtschaftgewonnen?
Weiterer Zuruf links: Machen Sie alles hinten her¬
um?) Dom sozialdemokratischenRedner scheint voll¬
ständig unbekannt zu fein, daß der Haushaltsplan
einer Landwirtschaftstammer der Genehmigung >des
PreußischenMinisteriums bedarf und daß dieser Haus¬
haltsplan vom Ministerium gutgeheißen werden muß.
Meine Damen und Herren! UebevlegenSie sich 'doch
bitte einmal, wer heute in der Preußischen Negierung
s>bt und wer heute die Preußische Rcgiernng ausübt.
(Heiterkeit. Zuruf des 'Abgeordneten Haas: Wer Land-
wirtfchafisministcr ist!) Der Landwirtschaftsministei
ist nicht sozialdemotratischerMinister. Meine Damen
und Herren! Das ändert aber nichts 'daran, baß das
Kabinett in ausschlaggebender Weife 'von sozialdemo¬
kratischen Führern beherrscht wird. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Das ist ja nicht wahr, das
Gegenteil ist'der Fall!)

Meine Damen und Herren! Was die Gehälter der
Beamten der Landwirtschaftskammer anbetrifft, so
unterliegen auch die Gehälter der Äandwirtschasts-
tammer — ich stelle fest, daß diese Gehälter nach staat¬
lichen Grundsätzen aufgestelltsind (Zuruf des Abgeord¬
neten von Loe: Hört, hört!) — der Prüfung und Ge¬
nehmigung des Herrn Landwirtschaftsminifters als
des Vertreters des Preußischen Staatsministeriums.
Wenn Sie also hier die GeMter der Beamten der
Landwirtschllftskammer angreifen, so greifen Sie 'das
Ministerium an, in dem Ihre eigenen Parteigenossen
den Vorsitz führen. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Sehr
Mt!)

Meine Damen und Herren! Nun komme ich noch
mit einem kurzen Wort auf 'die persönlichenAngriffe,

welche hier gegen den Freiherrn von Lüninck erhoben
worden sind. Auch ich bedauere, daß hier in 'diesem
Hohen Hause Angriffe gegen Leute erhoben werden,
die nicht anwesend sind und sich infolgedessen nicht ver¬
teidigen können. Meine Damen und Herren! Ich
tann mich aber des Eindrucks nicht erwehren, daß diese
Angriffe bewußt gegen besseres Wissen erfolgt sind.
(Laute Rufe: Oho! Unerhört! links; Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich nehme an, daß
Sie einem Mitglied dieses Hohen Hauses den Vorwurf
einer bewußt falschen Behauptung nicht haben machen
wollen. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Das hat er
doch gesagt!)

Abgeordneter von Stedman: Ich habe mich
dem Eindruck nicht entziehen können, daß hier Wider
besseres Wissen Vorwürfe gemachtwurden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich würde Sie zur
Ordnung rufen müssen, wenn Sie behaupten wollten,
hier hätte ein Abgeordneter Behauptungen Wider
besseresWissen gemacht.

Abgeordneter von Stedman: Dann verbessere
ich mich dahin, daß ich sage: Die persönlichenAngriffe
gegen Freiherrn von Lüninck sind bereits in vollster
Öffentlichkeit widerlegt Morden. (Abgeordneter von
Loe: Sehr richtig! Zuruf des Abgeordneten Haas:
Was ist die vollste Oeffentlichkeit?)

Meine Damen und Herren! Die Vorgänge, die bei
der unerhörten Haussuchung vorgekommen sind, und
die Behauptungen von Diktaturbestrebnngen, von
denen Freiherr von Lüninck selbst nichts gewußt hat,
sind in der Presse, sind in Erklärungen des Vorstandes
der Landwirtschaststammer, sind im Preußischen Land¬
tag, sind in der breitestell Oeffentlichkeitgenügend be¬
sprochen und klargestelltworden (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Kein Engel ist so rein!), so daß ich
annehmen darf, daß auch der Berichterstatter der
Sozialdemokvlltischen Partei davon Kenntnis hatte.
Meine Damen und Herreil! Dem Freiherrn von
Lüninck ist durch richterlichen Bescheid und durch
ministerielle Auslassungen erklärt und bescheinigt
worden, daß die gegen ihn erhobenen Angriffe gegen¬
standslos sind. Ich tann vor diesem Hohen Haufe fest¬
stellen, daß die rheinischeLandwirtschaft treu zu dem
erwählten und bewährten Vorsitzendender Rheinischen
^andwirtschaftskllmmersteht. (Lebhaftes Bravo! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Freiherr von Loe:

Abgeordneter Freiherr von Loe: Meine Damen
und Herren! Der Herr Landeshauptmann hat in
seiner Etatsrede auch einen Ausblick auf die Lage der
Landwirtschaft gegeben und ist eben in seinen Aus¬
führungen noch kurz darauf zurückgekommen, indem er
sich auf einen Bericht der Landwirtschllftskammer be¬
rief. Bezüglich der letzteren Rechtfertigung möchte ich
bemerken:Man muß diesen Bericht aus den Umständen
verstehen,unter denen er gegeben wordeil ist. Er rich¬
tete sich an die Berufsgenossen selber, und, wo unsere

8»
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Berussgenossen heute in großem Matze wirtschaftlich
äußerst schlimmbestellt sind, bedürfte es eines Wortes
der Aufmunterung, um die schwerenZeiten überhaupt
überstehen zu tonnen. Aber, meine Herren, wenn man
hier auf diesem breiten politischen Boden ein Gutachten
über den wirklichenStand der Landwirtschaftstammer
und über die Möglichkeit der Handwirtschaft,durch die
schlimmen Zeiten durchzukommen,abgeben und ihre
Aussichten für die Zukunft darstellen will, so kann ich
doch nicht die hier geäußerte Auffassung unwider¬
sprochen lassen. Meine Herren! Wir haben in den
letzten fünf Jahren keine einzige gute Ernte in der
Landwirtschaft gehabt. Die letzte Ernte war sogar —
wir tonnen es ruhig sagen — eine katastrophal schlechte.
Wenn wir in der Körnererntc — «das Brotgetreide ist
immer,das Rückgrat der Landwirtschaft — einen Aus¬
fall von 30 Prozent im allgemeinen erlitten haben, so
ist das eine Katastrophe, nicht nur eine Krisis. In¬
sofern stehe ich auch zu dem Worte, das der Herr
Landeshauptmann in seiner Etatsrede angezogen hat
und «das sich, wie ich glaube, auf mich bezogenhat. Die
Lage der Landwirtschaft ist tatsächlichim letzten Jahre
zu einer Katastrophe geworden. Meine Herren! Da¬
mals, als bus Londoner Abkommen bezüglich unserer
Reparationsleistungen abgeschlossenwurde, haben die
Noltswirtschaftler zum Teil sich überlegt: Wie kann
,das die Volkswirtschaft Deutschlands leisten? Und
man hat auch die Landwirtschaft durchgesiebt,ob sie zu
ihrem Teil das "leisten könnte. Da haben jene gesagt:
Wenn wir einmal das Glück hätten, «drei volle Ernten
zu erzielen — dabei wurde errechnet, was eine solche
Maximalernte alles bedeute —, so würden wir davon
schon ein ganz Erhebliches von unseren Verpflichtun¬
gen an die Alliierten abbürden tonnen. Die Volks-
wirtschllftler vergessenaber jetzt, dieselbe Rechnung auf
die Landwirtschaft anzuwenden, wenn diese eine Unter-
ernte hat. Meine Herren! Die Ernte des letzten
Jahres war für uns eine Katastrophe. Bedenken Sie
einmal, meine Herren, was für eine Aufreguug es im
Lande hervorrufen würde, wenn plötzlich einmal
30 Prozent ber Gehälter der Beamten gestrichen
würden.

Ich komme auf andere Momente: Der Körnerpreis,
werden Sie mir entgegnen, ist gestiegen. Der Körner-
Preis, meine Herren, ist gestiegen,als ein Drittel der
Ernte schon von der Landwirtschaft abgegeben und
verlauft war; er kam also nur zu einem Bruchteil
der Landwirtschaft zugute. Es ist aber bei Berechnung
der Rentabilität des Körnerbaues immer festzustellen,
daß bei der Körneiernte die Menge die Rente, den
Hlluptfaktor, darstellt und «der Preis diesen nur er¬
gänzt. Ob auf den Morgen ein bis zwei Sack mehr
oder weniger geerntet werden, so liegt darin der
Schwerpunkt. Gewiß, der Preis muß auch so sein,
daß sich die Gestehungskostenbezahlt machen, und das
'ist er jetzt zeitweise geworden, aber erst geworden.

Dann ,darf ich noch aus eine andere Branche der
Landwirtschaft hinweisen. Nehmen Sie einmal den

Umtausch der Milchkühe in der Milchwirtschaft: Fett
gegen Melk. Früher war es so: Wer ein geschickter
Landwirt war, konnte das ungefähr Pari machen,und
Wer nicht soviel Glück hatte, zahlte 20, 30 oder 40 Mark
auf. Heute ist das Aufgeld 200 bis 250 Mark Pro
Haupt. Die Milch kostet heute in der nächsten Um¬
gebung von Köln 19 Pfennig. Gehen Sie ein bißchen
weiter in die Peripherie, so kommen schon 17 Pfennig
heraus. Das sind gegen Vortriegspreise nicht mehr
tragbare Zahlen; Zahle», die im Verhältnis schlechter
sind als die der Vorkriegszeit. Dabei stehen wir heute
noch nicht in ber Milchschwemme,sondern die Milch¬
schwemmetritt erst ein, «wenn der Klee kommt. Wir
stehen also eigentlich in einer Zeit, wo an sich höhere
Preise sein müßten. Die Tendenz wird also sein, daß
die Preise sich während der Kleezeit noch weiter her¬
untersetzen.

Die Schweinepreisesind bekanntlichheute nicht mehr
lohnend. Sie können für die Preise, die heute am
Kölner Markt gezahlt werden, leine Schweine mästen.
Auch die Pferdepreise sind bekanntlich heute absolut
unlotznend. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Die Reichswehr zahlt ia gute Preise!) Die
kaust Aber keine Kaltblüter. Unsere Pferde am Rhein
sind Kaltblüter. (Zuruf des Abgeordneten Schröer,
Essen: Wärmen Sie sie ein bißchen an! Heiterkeit.)

Meine Herren! Man wird vielleicht sagen können,
die Nübenernte sei befriedigend. Sie ist zum Teil auch
befriedigend gewesen, das mag zugegebenweiden. Die
Rübenernte ist aber nur ein Teil der ganzen Ernte.
Sie betrifft auch nur gewisse Gegenden; das Gros der
Provinz betreibt nicht Zuckerrübenbau.

Als äußeres Bild kommt hinzu, daß in der Rhein¬
provinz die landwirtschaftlichen Hpothetenschuldeu im
vorigen Jahre wieder um 100 Millionen gestiegen
sind. Rechnen Sie danach bitte einmal aus, welche
Zinsen wir für die Schulden, die wir haben machen
müssen, zu zahlen haben. Ich bin im Augenblicknicht
in der Lage, Ihnen genaue Zahlen zu geben, aber Sie
wissen, wie hoch die Verschuldung ist. Jedenfalls ist
sie so, daß die Zinslast, die wir zu tragen haben, weit
das übertrifft, was wir vor dem Kriege gehabt haben.
Auf die Zinslast, meine Herren, kommen wir vielleicht
bei anderer Gelegenheit noch zurück.

Die Nage der Landwirtschaft ist heute so, daß mau
mit Bestimmtheit sagen kann: sie arbeitet nicht mit
Rente, sie arbeitet mit Verlust. Auch die Höhe der
Zinssätze, die wir zahlen müsseil, kommen der Boden¬
rente nicht annähernd nahe. Die Zinssätze sind
ein Vielfaches dessen, was wir an Bodenrente erzielen.
Das ist «die Lage der Landwirtschast, wie sie heute i»
Wirtlichkeit ist.

Ich muß daher hier ausdrücklich betonen, daß wir
nicht mit einem freundlichen Gesichtbie Zukunft der
Landwirtschaft betrachten tonnen, sondern nur mit der
größten Besorgnis. (Zuruf links: Alte Freiherrlich-
keit!) Wer Landbesitz hat, kann ein, zwei oder drei
Jahre lang mal zuzahlen aus seinem Vermögen, mit
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anderen Worten: mehr Schulden machen. Wer der
Moment des Zusammenbruchs, meine Herren, steht sür
außerordentlich viele Existenzen bevor.

Die Kritiken, die hier an der Nandwirtschaftskammer
und ihrem verdienten Vorsitzendengeübt worden sind,
sind bereits von Herrn von Stedman und vom Herrn
Landeshauptmann zurückgewiesenworden. Ich habe
die Einzelheiten leider nicht gehört, weil ich nicht an¬
wesend sein konnte. Aber ich möchte als Mitglied des
Vorstandes ber Kammer bas unterstreichen,was Herr
von Stedman gerade gesagt hat: Die ganzen Angriffe,
die hier gemacht worden sind, sind alle schon in der
Öffentlichkeit erhoben worden, «nd sie sind sowohl
im Ubgeovdnetenhause wie auch in ber Presse restlos
öffentlich widerlegt worden. Wer hier, ohne neue Mo¬
mente, solche Angriffe vorbringt, nachdem sie längst
widerlegt worden sind, mag es mit sich vereinbaren,
ob das noch mit einer bürgerlichen Moral verträglich
ist. (Zuruf links: Ihre Juristen verdrehen alles!
Beifall rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hotten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen und Herren!
Ich habe aewußt. dass ich mit meinen Ausführungen
zur RheinischenLandwirtschaftskammerin ein Wespen¬
nest stechen würde. (Abgeordneter Gerlach: Sehr gut!)
Aber, ich glaube, das, ich manchem kleinen Bauer aus
der Seele gesprochen habe (Widerspruch rechts. Zu¬
stimmung links), der branßen aus seinem Acker von
morgens früh bis abends spät schwer arbeiten muß,
dem ,die Tausende nicht so mühelos in die Tasche
Vließen, wie dem Vorsitzenden der Nandwirtschafts¬
kammer. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Pattberg:
Agitation!)

Meine Damen und Serren! Es ist mir nicht ein¬
gefallen, bie Selbstverwaltung anzugreifen, sondern ich
habe nur bie Verschwendungkritisiert, die in der Nand¬
wirtschaftskammer getrieben wird, indem 18 000 Mark
Auswnndsentschädinunssan einen nicht unbemittelten
Herrn gezahlt werden. Das ist mit der Not ber Land¬
wirtschaft durchaus nicht zu vereinbaren. Wenn die
Landwirtschaft wirklich so notleidend ist. bann wäre
«'s Aufgabe ihrer Fübrer. auch da bescheidenerzu sein
"nd sich nicht bei jeder Gelegenheit hinzustellen und
'den Gemeinden und den übrigen Selvstverwaltunas-
törpern Verschwendungssuchtvorzuwerfen.

Meine Damen und Herren! Es ist bann gesagt
worden, der Etat der Nandwirtschaftskammer gehöre
nicht vor dieses Haus (Sehr richtig! rechts), und doch
nehört er vor dieses Haus. Wenn von uns Zu¬
schüsse verlangt werden — ob wir gesetz¬
lich verpflichtet sind, sie zu leisten, ober
°bwir sie freiwillig geben — bann haben
wir —sonst geben wir unser Selbstver¬
waltungsrecht Preis - einen Anspruch
darauf, Kontrolle auszuüben, wie diese

Mittel verwandt werden. lAbgeordnetcrHoff-
Mllnn: Sehr richtig!)

Der Vergleich mit den Konsumvereinen, Herr von
Stedman, hinkt. (Zuruf des AbgeordnetenDr. Kaiser:
Gr trifft aber doch zu!) Wenn Sie iden Konsumvereinen
2^ Millionen Mark Zuschüsse geben, die die Rheinische
Landwirtschaftskammer von Staat, Provinz und
Kreisen bekommt, dann wären die Konsumvereine in
der Lage, bie Lebensmittelpreise ganz erheblich zu
senken. Die Konsumvereine würden keine 18000 Mark
Aufwandsentschädigung an ihren Vorsitzenden zahlen.
(Abgeordneter Dr. Kaiser: Na, na! Zuruf des Abge¬
ordneten Dr. Pattberg: Verbilligte Kredite!)

Dann möchte ich weiter barauf hinweisen, daß ich
ja auch gefragt habe, Herr Landeshauptmann, ab
diese Snatkartoffelstelle mit ber Kartoffelstelleder Pro¬
vinz identisch sei. Sie haben eben erklärt, das ist nicht
der Fall, und so ist damit die Sache abgetan. (Zuruf
des Abgeordneten Haas: Dann soll man die 8000
Mark doch lieber für Kartoffelversucheverwenden!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hölken. (Zuruf bes AbgeordnetenHaas:
Zwischenrufesind erlaubt, denken Sie an Stresemann,
Herr Iarres!)

Abgeordneter Hölken (fortfahrend): Das ändert
alles Nichts an der Tatsache, baß hohe Aufwands-
entschädigung gezahlt wird.

Nun wurde gesagt, es sei zu bedauern, baß die Herr¬
schaften der Landwirtschaftskammer hier, wo sie sich
nicht verteidigen könnten, angegriffen worden seien.
Ach, Herr von Stedman war doch ein ganz berufener
Verteidiger der Landwirtschaftskammerund des Frei¬
herrn von Nüninck, und Freiherr von Los ist ja auch in
her Lage, sich zu verteidigen. Ich darf auf die „Köl¬
nische Zeitung" hinweisen, die am 25, März u. a.
schrieb: „Wer ider diesjährigen Hauptversammlung ber
Rheinischen Nandwirtschaftskammerbeiwohnte, konnte
ein innerliches Lachen darüber nicht verbeißen, wie
alles schön nach trefflicher Vorbereitung ablief, nach
der Regie bes Freiherrn von Los." (Heiter¬
keit.) Also haben wir doch ganz prominente Vertreter
und Verteidiger ber Landwirtschaftskammerhier unter
uns. Ich habe es sür notwendig gehalten, darauf noch
hinzuweisen.

Meine Damen und Herren! Sachlich haben Sie
nicht entkräftigt, baß die Nandwirtschastskammersolch
hohe Aufwandsentschädigungen zahlt, und sachlich ist
auch richtig — ich betone bas noch einmal —: Sie be¬
gehen sich selbst Ihres Selbstverwaltungsrechtes, wenn
Sie darauf verzichten,die Kontrolle über die Zuschüsse
auszuüben, bie bie Provinz gibt. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmllnn: Wir müssen sie sperren!)

Dem Herrn Landeshauptmann möchte ich auf seine
Bemerkung zur Ruhrprovinz sagen, daß wir gar
keine Ursache hatten, dazu Stellung zu
nehmen, weil wir an keine N Uhrprovinz
denken. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Kaiser: Das
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ist ja erfreulich! Zuruf des Landeshauptmanns: Wer
ist „wir"?) Unsere Fraktion, (Zuruf des Landeshaupt¬
manns: Die ganze Fraktion?) Mit keiner Einschrän¬
kung, (Zuruf des Landeshnilptmanns: Es wird keiner
rot! Heiterkeit,)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Wir möchten doch zu der
Rede, die Herr Landeshauptmann Horion zuletzt ge¬
halten hat, bemerken,baß er mit keinem Wort auf die
Anträge einging, die die Kommunisten hier besprochen
haben. Das mag Wohl daran liegen, daß er während
der Zeit, wo nnser Abgeordneter sprach, in seinem
Dunlelkämmerchcn so sehr «darüber nachgedacht hat,
wie er setzt das Geld aus dem WasserkopfBerlin her¬
ausquetschenwill, daß er jetzt nicht in ber Lage war,
darüber zu sprechen. Aber wenn er zugab, daß die
Wünsche der übrigen Parteien — damit meint er
selbstverständlichauch diejenigen Herren, >die sich hier
so sin bißchen in Opposition aufspielen, die Sozial-
demokraten — die VevwMuug in recht bescheidener
Weise kritisiert hätten, so geht daraus bervor, daß er
diese „Opposition" durchaus nicht ernst nimmt, son¬
dern sie eben nur so betrachtet, wie sie auch betrachtet
werden will, daß sie für die Wähler etwas darstellen
soll. (Sehr richtig! rechts.) Wenn die Herren von der
alleräußersten Rechten hierzu Sehr richtig! schreien, so
weiß ich, daß diese Differenzen und Meinungsverschie¬
denheiten oben nicht ernst zu nehmen find, sondern daß
Sie alle ein Herz und eine Seele sind, wenn es gilt,
das Volk zu betrügen. (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr, Iarres: Herr Abgeordneter
Nohl, ich rufe Sie wogen dieser Bemerkung zur Ord¬
nung.

Abgeordneter Nohl: Ich habe bisher immer an¬
genommen, daß die bürgerlichen Parteien nichts an¬
deres tun, als ihre Reden hier in dem Sinne halten,
wie ich es eben angeführt habe. Wenn Herr Iarres
anderer Meinung ist, so ist das das erste Mal, daß ich
hier darüber 'belehrt werde.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weil ich in der Tat
anderer Meinung bin und Sie Ihre verletzendeBe¬
merkung wiederholt haben, rufe ich Sie zum zweiten
Male zur Ordnung.

Abgeordneter Nohl: Ich komme zur Rede des
Herrn Horion. Das Programm, das hier entwickelt
wurde, entspricht genau dem Programm des Herrn
Vogler, des Stahltrustmagnuten. Wenn hier die Frage
geprüft wird, wo die Milliarden hingingen, und ge¬
sagt wird, es wäre schade darum, daß diese Milliarden
alle so für die Wirtschaft verloren gingen, dann wäre
vielleichtan die Herren von der Zentrumssrattion die
Anfrage zu stellen, wie es kam, daß der ehemckligc Ab¬
geordnete Lange-Hegermann so lange diese Futter¬
krippe ausnutzen konnte, ehe man ihn hinausgeworfen
hat. Vielleicht ist Ihnen aus der Tagespresse bekannt,
daß sein Vermögen Progressiv so angewachsen ist, wie

das Vermögen der Arbeiter und derjenigen Provinzen,
die eigentlichbedacht werden sollten, gesunken ist. Er
hatte im Jahre 1914 noch 28 UNO Mark, und er hat
glücklicherweise durch seine parlamentarische Tätigkeit,
die bekanntlich anders ausgefallen ist, als hier eben
gesagt wurde, 1,2 Millionen gehabt. (Hört, hört! bei
den Kommunisten.) Außerdem wird ihm vorgeworfen,
daß er etwa ,'! Millionen Gelder, 'die für das besetzte
Gebiet bestimmt waren, zu anderen Zwecken verwandt
hat. Wir sehen, es ist ein sehr einträgliches Geschäft,
das man machen kann, wenn man solche Ehrenämter
hat. Dann kann man sich auch einmal per Gelegenheit
herausschmeißen lassen, das macht dann nichts. Das
kennzeichnetdie Moral.

Die ganzen Differenzen, die hier zwischen den ein¬
zelnen Fraktion von der SPD. bis zur bürgerlicheil
Arbeitsgemeinschaft bestehen, beziehen sich nur auf
einen Punkt, auf den Kampf um die Futterkrippe.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Die Herren von
der SPD. spüren so schon, daß auch in Preußen be¬
reits der Fuß erhoben ist, der sie aus der Koalition
hinausbefördern soll. Aus diesem Grunde die außer¬
ordentliche Nervosität. Sie sind nicht etwa nervös,
wenn Millionen von Proletariern nichts zn essen
haben. Wenn es da bei ihnen einmal brennt, hat man
immer noch Lcnte vom Schlage eines Grzesinsti oder
Nostc. Und wenn Genosse Oberdörster erklärt, daß
immer noch, wenn schmutzige Arbeit zu leisten sei, diese
Herren da wären, um den Nürgerblockans der Patsche
zu helfen, so stimmt das unbedingt.

Auch die Herrcu von der Landwirtschaft haben
leine Ursache, sich hier groß aufzuregen, weil die Be¬
urteilung der augenblicklichen.Konjunktur in der Land¬
wirtschaft nicht richtig sei. Wenn hier gesagt wird,
die Landwirtfchaftstmnmer stehe ganz rein da, die
Landwirtschaft als solche sei bedürftig, sie müsse immer
mehr Zuschüsse haben und die Landwirtschaftskammer
müsse dafür sorgen, daß diese Zuschüsse richtig verteilt
Würden, so müssenwir dahinter ein Fragezeichensetzen.
Wir behaupten nicht, daß die Herren Elanß und Lü-
ninck hier das Geld dazu bekommen haben, um die
schwarzeReichswehr zu organisieren nnd Fememorde
zu unterstützen; das behaupten wir durchaus nicht.
Aber wir haben Bedenken, ob die Gelder auch tatsäch¬
lich für die Zwecke verwandt werden, von denen Herr
Freiherr von Loe sprach. Er hat hier geredet wie ein
kleiner Bauer, bei dem der Gerichtsvollzieher vor der
Tür steht mit der Absicht, ihm die letzte Kuh aus dem
Stall zu holen. Ich glaube, so schlimmsteht es mit
ihm noch nicht. Es wird erst dahin kommen,wenn die
Kleinbauern einmal begriffen haben, was die Reden
für einen Zweck haben. Praktisch ist es bis jetzt so,
daß die KM Millionen Subventionen, die man wieder¬
um bezahlt hat, nur den Großgrundbesitzern und den
Freiherren an den Hals geworfen werden, nicht nur,
um die Sorgen der Kleinen zu lindern, fondern für
ganz andere Zwecke.Wir haben alle Ursache, den Klein-
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dauern zu sagen, daß sie gut aufpassen sollen. Hier
gilt ein Wort August Nebels, auf den die Sozialdemo¬
kraten jetzt nicht mehr schwören,daß man den Führern
nicht nur auf den Mund, sondern auch auf die Finger
sehen soll. Das gilt auch für die Herren Freiherren,
die zwar nicht mehr dieselbenRechte haben wie früher,
aber doch noch zuviel; es ist an der Zeit, deren Rechte
bald zu beschneiden.

Herr Landeshauptmann Horion sprach dann auch
über die Frage der Ablösung des Landesarbeitsamtes.
Er meinte, es sei schade, daß Wieder die Absicht bestände,
ein neues Amt zu schaffen. Ich weiß nicht, ob man
dies auch unter das Ressort „Förderung der Landwirt¬
schaft" rechnen soll, obgleich das Arbeits- und Berufs¬
amt nichts damit zu tun hat. Aber wenn man es von
dem Standpunkte aus betrachtet, daß es eine Fettweide
für >die Gewerkschaftsbonzensein wird, so stimmt es
«hne Zweifel. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Das
war sehr geistreich!)Dann ist das auch eine Förderung
der Landwirtschaft. lHerr Gerlach schüttelt den Kopf.)
Herr von Gerlach, ich will nicht behaupten, daß das
auch auf Sie zutrifft. (Zuruf des Abgeordneten Ger¬
lach: Da haben Sie mich geadelt!) Ick, habe nicht ge¬
sagt, daß das für das Düsseldorfer Arbeitsamt zu¬
trifft; über jeder kann sich aus dem etwas entnehmen.

Diese Ablösung hängt eng zusammen mit dem Ver¬
such, ein Aribeitslosenpersicherunnsgesehzu schaffen, das
von dem Bürgerblock stürmisch begrüßt wurde, nach-
'dem die Gewerkschaftsführer die Reformistenborarbeit
neleistethatten, indem sie die Klassifizierung verlang¬
ten. Aber auf der ganzen Linie haben wir zu ver¬
zeichnen, daß der sozialpolitischenReaktion die kultu¬
relle Reaktion auf dem Fuße folgt. Hierunter gehören
besonders die Gtatspositionen, worin festgelegt wird,
daß für die alten Kirchenbauten, für diese Ruinen aus
vergangenen Jahrhunderten, noch Geld hinausgewor¬
fen wird, um sie zu erhalten. Auch dagegen werden
wir uns stark wehren. Es ist seMsliverständlich.daß wir
dafür keinen Pfennig bewilligen. Solange hundert-
tausende Ihrer Glaubensgenossen (zum Zentrum)
bunger leiden müssen, solange haben wir dafür keinen
Vfennig übrig. Es sind genug Ruinen in Deutschland.
Sorgen Sie erst einmal dafür, daß wieder etwas Neues
"nfgebaut wird.

In derselben Linie liegen auch die Bestrebungen zur
Swaffuna eines Konkordats. (Heiterkeit.) In dieser
6'nie hat auch das Zentrum schon allerhand Erfolge
w verbuchen. Wenn Herr Stresemaun in seiner neue¬
sten Rede dagegenwettert, so ist das ein 'Schachzug. der
selbstverständlichnur als ein solcher gewertet werden
kann. Mer wenn das Zentrum die Absicht hat, die
Schulen an die Massen auszuliefern <Hu-, Hu!-Rufe
"n Zentrum) so ist es für die Arbeiter an der Zeit,
si<5 dagegen zn wehren und Alarm zu blasen. Wir
stellen zur Steuer der Wahrheit fest, daß es erst die
verfluchte Folge des Weimarer Schulkompromisses
war, daß die Dinge soweit gekommen sind. Auch die

Sozialdemokratie ist durch ihre Klüngelpolitik mit dem
Zentrum in der Regierung schuld daran, daß die
Schulen an die Pfaffen ausgeliefert wurden. (Pfuü-
Rufe rechts. Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Wir
sind an allem schuld!) Wir werden nach wie vor den
schärfsten Kampf dagegen führen, daß solche Institute
eingerichtetwerden wie die, wovon Herr Horion sprach,
daß mail auch die kulturfördernden Organisationen
Provinziell überwachen soll und daß das Zentrum jetzt
schon verlangt, daß beim Landesjugendamt eine Prü-
sungsstelle für Schmutz und Schund eingerichtet wird.
Wie diese Prüfungsstelle aussehen wird, meine Herren,
dafür haben wir genügend Beispiele. Wenn Sie schon
auf Grund des Schund- und Schmutzgesetzesjeden
Sumpf aufdecken wollen, dann gehen Sie einmal in
die berühmte Brutstätte des Iesuitismus in Deutsch¬
land, in M.Gladbllch. zum Volksverein für das katho¬
lische Deutschland. Dort ist es an der Zeit, aufzuräu¬
men. Ich erinnere daran, daß im vorigen Jahre noch
ein katholischer Geistlicher namens Kött zu drei Jahren
Gefängnis verurteilt worden ist, weil er sich nn Schul-
und Beichtkindernin der gemeinstenWeise sittlich ver¬
gangen hat. Ich erinnere weiter daran, daß zwei Mo¬
nate darauf ein Lehrer Küpper ebenfalls wegen
schwererSittlichkeits'verbrecheu, begangen an Schul¬
kindern in der Fliethschule in MGladbach, zu zwei¬
einhalb Jahren 'Gefängnis verurteilt wurde. Ich er¬
innere weiter «daran, daß vor Monaten in dein Wall¬
fahrtsort Hahn ein Lehrer wegen schwerer Sittlich¬
keitsverbrechen, begangen an Schulkindern, verhaftet
wurde. Dieser Lehrer hieß Luhmann. Das gehört
alles nicht zum Schmutz-und Schundgesetz. Aber Ihre
.Heucheleierzieht ja erst zu den Dingen, die Sie durch das
Schmutz- nnd Schundgesetz bekämpfen wollen. Durch Ihre
Heuchelei, die Sie in die Schulen einführen, wolleil Sie
das Volk verdummen,,damit billige Sklaven und Aus-
bentungsobiekte für die christlichen Kapitalisten ge¬
lassen werden. Das ist der ganze Zweck des Schmutz-
und Schundgesetzcs. Auf dieser Vnsis beruhen auch die
Erfolae Ibres sog. Fürsorgewesens, Gerade durch diese
Schuleil, deren Katbolisierung Sie durch Ihren politi¬
schen Einfluß erreicht haben, werden erst die Fürsorge-
Wchthänser gefüllt. Dadurch haben Sie die Möglich¬
keit, jedes Jahr Tausende von Proletarierkindern
durcki die Klanen der Gendarmen, der Nonnen, Pfaffen
und Schulmeister in die Fürsorgezuchthäuser des
Rheinlandes zu führen, sHu-, Hu!-Rufe.) Das ist
Ihre Politik. Was dabei herauskommt, dazu nur ein
Wort,

Ich erinnere an den Fall, der sich im vorigen Jahre
in einer Anstalt in Niederseßmar zugetragen hat. Der
Abaeordnete Krawinkel, der hier sitzt, weiß darüber
näher Bescheid, denn einer seiner Verwandten verdient
ja schweres Geld durch dieses Heim. Diesem Heim hat
man direkt eine Fabrik angegliedert. Dort werden die
Proletnrierlinder an Spinnmaschinen ausgebeutet —
9^ Stunden —. und sie bekommen kaum 10 Pfennig
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pro Tan als Entschädigung für die Schufterei, die sie
dort macheumüssen. Dieses System dort ist so furcht¬
bar, baß die Arbeiterkinder zur Verzweiflung netrieben
werden, daß ein Arbeitermädchen sich aus dein zweiten
Stockwerkder Anstalt hinabgestürzt hat, so daß es tot
liegen blieb. Von selten der Verwaltung werden viel¬
leicht Leute auftreten, die erklären: das stimmt nicht.
Wir sind dagewesen. Ich sage Ihnen jetzt schon, wenn
Sie irgendwie mit Material Heranskommen,daß Sie
entweder von denjenigen, die an der Anstalt sind — ich !
kenne sie alle mit Namen, wenn es sein muß, werde ^
ich hier noch mehr Zeugen namhaft machen —, mit
Absicht falsch unterrichtet worden sind oder daß Sie
versuchen, die richtig erkannten Tatsachen vor dem
Plenum falsch darzustellen. Wir werden Zeugen
genug benennen, die beweisen,daß das Mädchen durch
das Strafsystem, durch die erbärmlich schlechte Behand¬
lung, burch die Gefängniskost, durch die Ausbeutung
zur Verzweiflung getrieben worden ist, so baß es nach¬
her aus dem zweiten Stockwerk hinuntergesprungen ist,
daß man es nackt in eine Speicherzelle,in eine Bretter¬
bude, eingesperrt Hat und baß man nachher versucht
hat, die Sache zu vertuschen, indem man erklärte: das
ist ein Fluchtversuch gewesen; die Höhe war nur drei
Meter. Wir haben Photographien von der Anstalt,
wodurch nachgewiesenwerden kann, wie hoch das ist.
Mag auch Herr Landesrat Saarbourg, der bei der
UnrersttchungNommissionmit anwesend war, oder ein
anderes Mitglied erklären: Es sind vier Meter, so
sagen wir: Ein Mädchen springt nicht abends um
? Uhr im Dunkeln aus einem zehn Meter hohen
Fenster, nackt, ohne jede Bekleidung, um die Flucht zu
ergreifen, in einem Gebiet, das vollständig von Wäl¬
dern umschlossen ist. Das sind die Früchte Ihrer Er¬
ziehungsarbeit. Wenn in einem Jahr schon tödliche
Nnglllcksfällezu verzeichnen sind, so wette ich tausend
gegen eins, wenn man die Dinge genau nachprüft, dann
ist es nicht nur dieser eine Selbstmord in bieser Anstalt
gewesen, der dokumentarischfestgestellt ist, sondern es
sind in Dutzenden von Fällen solche Selbstmordversuche
Passiert, die nicht ans Nicht der Oeffentlichkeitgelangt
sind. Das sind Ihre Erfolge, die Sie auf Grund des
Schmutz- und Schundgesehes verewigen wollen. Unsere
Fraktion wehrt sich mit Gewalt dagegen. Wir werden
verlangen, daß speziell für dieses Heim die Zuschüsse
von seilen der Provinz gesperrt werden. Wenn Sie
den Mut haben, das abzulehnen, erklären Sie damit
vor aller Oeffentlichkeit,daß Sie die Absicht haben,
diese erbärmlichen Zustande zu verewigen und sie noch
auszubauen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Limbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Der erste Herr,
der gesternsprach, endete so ungefähr mit den Worten:
«Friede den Menschen auf Erden, die eines guten
Willens sind." Meine Herren! Was das heutige
System unter „Frieden" hier im Lande versteht, weiß
nur derjenige, der ein Gegner dieses Systems ist. Wir

haben hier im Lande erlebt nnd erleben es noch heute,
daß die Gegner der Zustände mit jeder Waffe bekämpft
werden. Dafür braucht man gar nicht Kommunist zu
sein. Das merkt jeder in unserer Gegend genau. Die
Besatzung wird mißbrancht, das Reichsgericht in
Leipzig wird mißbraucht, Anzeigen erfolgen zur
gleichenZeit bei der Besatzung und beim Reichsgericht
als Kriegsverbrecher. Das dritte, das sich dazu gesellt,
ist der Herr Staatsanwalt, der leider Gottes nur zu
willfährig ist, überall, wo die Behörden einen Wider¬
stand vermuten oder wo Parteien, die mit der Behörde
zusammenhängen, einen Widerstand spüren, cinzugrei-
'cn. Meine Herren! Für den Frieden bedanken wir
uns. Das ist der Friede, der vor zweitausend Jahren
von Eäsar in Gallien gestiftet wurde. Das war ein
Tallm pac-lta. Da wurde jeder anstündige Mensch, der
sich noch wehren wollte, umgebracht. (Zuruf des Ab¬
geordneten Gerlach: Wer hat Ihnen denn das er¬
zählt?) Das weiß ich, wenn Sie es noch nicht wissen.

Meine Herren! Auf derselben Linie bewegt sich auch
das, was von dem Herrn, der zuerst sprach, den Win¬
zern zugesagt wurde: Sie sollten schön brav sein, es
würde Ihnen geholfen. Die Leute werden so lange
vertröstet, bis sie zugrunde gehen oder wieder dahin
kommen, wo sie vor einem Jahre waren. Sie lesen
hier in einer Gingabe, daß wahrscheinlicheine größere
Weineinfuhr von Frankreich gestattet wird und daß
die Zölle heruntergesetzt werden, daß man aber die
Notlage auf anderem Wege beseitigen müsse. Meine
Herren! Dann sollen die Herren in Berlin einfach
nicht zugunsten der Industrie den Weinbau zum
zweiten Male opfern, wie der Obst- und Gemüsebau
immer wieder zugunsten der Industrie geopfert wird.
Leider riskieren die meisten Vertreter der Landwirt¬
schaft nicht, das in der freien Form zu sagen, wie es
unbedingt erforderlich ist.

Da gestern und auch heute das besetzte Gebiet wie¬
derholt angeschnitten wurde, will ich mich auch damit
besassen. Meine Herren! Sie wissen, wie es unseren
Brüdern in Lothringen gegangen ist, die dahin ge¬
zogen waren. Wer in Lothringen sich dadurch miß¬
liebig gemacht hatte, daß er an Deutschland hing, der
flog hinaus. Nnd wie die Leute hier behandelt werden,
ist ja ganz genan bekannt. Vorhin bat ein Vertreter
der Linken gesagt, daß die Großindustrie in Lothrin¬
gen ganz glänzend abgeschnittenhat. Wie es aber den
Bürgern und Nanern geht, die dort gewohnt haben,
kann man im Rheinlande am besten beobachten, weil
hier viele dieser Leute hängen geblieben sind. Ihnen
geht es ungefähr so wie denen, die sich fürs Vaterland
habe,: halbtot schießen lassen. Wenn ein Herr, der
Beamter ist, sagt: „Wir sind bereit, die Besahunas-
lasten weiter zn tragen", so ist das verständlich. Für
uns Bürger ist es etwas anderes. Sie wissen vielleicht,
daß Dienstwohnungen >der Herren Beamten nicht f'"'
Besatzunaszwecke herangezogen werden, daß aber Woh¬
nungen von mißliebigen Leuten der Besatzung als Ka¬
sernen zur Verfügung gestelltwerden. Daß die Herren
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Beamte» die Besatzungslast gerne weiter ertragen,
kann man sich Wohl vorstellen. Gs wird von vielen im
noch besetztenGebiet, wo ich wohne, als große Un¬
gerechtigkeitempfunden, baß wir Kiese Besatzungslast
immer weiter tragen sollen. Es ist eigentlich schade,
daß nicht von vornherein eine Regelung getroffen
wurde, daß die Besatzung wandert. Wenn die Be¬
satzungeinmal acht bis 14 Tage nach Berlin gegangen
wäre, so wäre das den Berlinern, sehr heilsam gewesen
— das haben ja die Herren vom Zentrum einmal den
Münchenern gewünscht—. Ich bin der Ansicht, dann
wären wir die Besatzung hier im Lande restlos los
und würden die Herren in Berlin nicht bitten, sie noch
weiter ertragen zu dürfen.

Das betrübendste Kapitel bei der Besatzung ist der
Mißbrauch der Besatzung durch unsere Behörden.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Meine Herren!
Sie auf der Linken wissen das, bei uns weiß es auch
jeder. Daß hier die Herren die Kurage haben, so zu
sprechen, wo diese Zustande doch jahrelang so gewesen
sind nnd heute jeden Tag wieder ganz genan so auf¬
leben können, verstehe ich nicht. Wir haben doch er¬
lebt, wie die Besatzung mit französischenAnsprachen
von Landräten offiziell begrüßt wurde, wie die Be¬
hörden — Negierungen, Landräte und Bürgermeister —
jahrelang den Bauern mit Besatzung gedroht haben,
damit sie ihr Obst, Gemüse und ihr Getreide in der
Zwangswirtschaft ablieferten, und 'die Besatzung wußte
in den meistenFällen nichts davon. Das ist etwas sehr
Beschämendes; es wäre falsch, wenn es hier nicht er¬
wähnt würde; es wird nicht besser dadurch, daß Wir
es vertuschen.

Es wurde gestern so viel über Berlin gesagt. Meine
Herren! Ich halte von den: System, das wir in Berlin
seit dein 9. November haben, überhaupt nichts. (Heiter¬
keit.) Nm 9. November fiel der Apparat zusammen,
weil man eine kolossale Angst hatte; das ist meine Auf¬
fassung. Diese Angst regiert heute noch wie damals
in Berlin, weiter nichts. Das haben Sie ja am besten
an dem Falle von Vcrnkastel gesehen. Die Weinsteuer
bestände heute noch, wenn die Bernkasteler in dem
Finanzamt nicht etwas Luft gemacht hätteu. Gs ist
wirklich betrübend, daß wir solche Zustände im Lande
haben, daß die brutale Gewalt das einzige ist, was ein
Necht sichert, oder der Parteiklüngel. Gs wurde dem
Herrn des Zentrums erwidert, das Zentrum hatte alle
Veranlassung, über Berlin zu schweigen. Meine Herren!
Ich bin auch der Ansicht. Die Herren vom Zentrum
ziehen doch überall im Lande herum und erklären:
Wir sind die Partei, die seit dem 9. November Positiv
<nn Wiederaufbau mitarbeitet. Das ist ein netter
Wiederaufbau, den wir seit der Zeit erlebt haben. Das
'st doch .-ine so betrübende Zeit gewesen, die Nur im
besetzten Gebiet hatten. So ist man früher nicht ein-
wal mit Negervölkern umgegangen. Was haben wir
'licht alles durch die Außenpolitik, die von diesen Herren
'N Berlin getrieben worden ist, erlebt! Ich erinnere
nur an das Jahr 19N. Das ist wirklichkeinem Vol.e

zugemutet worden. (Zuruf des Abgeordneten Stein-
büchel: Dann machen wir doch einen Rheinstaat!)
Was? (Heiterkeit.) Seien Sie nur einmal friedlich,
wir kommen schon.

Dann wird von denselben Herren gesagt: Ja, der
Ostpreuße! Ich kenne die Ostpreußen sehr gut, ich
komme schon mal dahin. Das sind auch sehr geplagte
Landwirte. In Ostpreußen geht es gerade den größe¬
ren Besitzernam schlechtesten. Wenn Sie meinen, diese
hätten mit den 8M Kilometer Wegen gut abgeschnitten,
so ist das doch wieder die Partei schuld, die andere
Lcnte, nicht Nur vom Westen, nach Berlin geschickt
haben, die die ganzen Jahre einen „Positiven Wieder¬
aufbau" betreiben.

Jetzt geht ja auch gerade von dieser Seite der Ge¬
danke ans, daß dieses hervorragende rheinische Land-
bürgermeistersystemunbedingt gerettet werden müsse.
Was daruuter zu verstehen ist, weiß nur der Bewoh¬
ner des flachen Landes, und zwar derjenige, der nicht
zu der richtigen Partei gehört. Gs gibt selbstverständ-
l'ich hier, wie in jedem Beruf, auch sehr tüchtige Bür¬
germeister, das ist klar. Aber leider Gottes ist dieses
System in der schlimmstenWeise ausgeartet. Ich er¬
innere nur an die Ginsetzung der Bürgermeister. Da
heißt es: Wir haben eine Selbstverwaltung. Aber bei
der Ginsetzungeines Bürgermeisters wird die Bevölke¬
rung überhaupt nicht gefragt; sie bekommt den Bür¬
germeister diktatorisch von Koblenz einfach hingesetzt
(Heiterkeit), und die einzige Vorbildung besteht bei
ihnen vielfach darin, daß sie irgendwo durchgefallen
sind (erneute Heiterkeit); aber die richtige Parteikarte
haben sie alle. Und die Besoldung dieser Herren ist
viel höher als die von Staatsbeamten, die durch die
Examina gekommen sind und sich bewährt haben.
Wenn aber einer von den Bürgermeistern sich einmal
dadurch etwas mißliebig macht, daß er sich nicht sofort
der richtigen Partei beugt, wird er auf jede Weise mal¬
trätiert. Ich erinnere — ich muß hier Namen nennen —
an einen Fall v. Fricken. Gs wird immer gesagt: „Er
war kein Gngel." Wenn er ein Gngel wäre, dann wäre
er im Himmel und nie Bürgermeister geworden. Ihm
hat man ein Disziplinarverfahren angehängt. Als man
ihn so nicht loswerden konnte, hat man die Besatzung
auf ihn gehetzt. (Zuruf eines kommunistischenAbge¬
ordneten: Wenn er als Bürgermeister weggesagt
worden ist, kann er Minister werden!) Dann müßte
er eine andere Partei haben. (Sehr gut! links. Heiter¬
keit.) Meine Herren! Die Beschwerden gegen dieses
System und gegen diese Instanz sind einfach zwecklos.
Sie werden kaum einen Fall erleben, wo diese Herren
nicht restlos gedeckt werden, da kann passieren, was
will. Die einzig möglicheerfolgreiche Beschwerde ist
die: Man beschwert sich bei der Bevölkerung dcsKreises,
läßt vor der Kreistagssitzung ein Flugblatt los und
lädt die Bevölkerung ein, zur Kreistagssitzung zu
kommen. Wissen Sie, mit welchem Erfolg? Dann
bleibt der Landrat in Berlin; dann riskiert er nicht,
in den Kreistag zu kommen. (Zuruf des Abgeordneten



74 78, Rheinischer Provinzinllnndtag, Z. Sitzung am 5,. April 1927.

Eberlc: Wir haben bas Flugblatt ba, wollen Sie es
vorlesen?) Sie «können auch ein Paar Exemplare von
mir bekommen. Das einzige, was die Behörde dagegen
machen kann, ist, sie wendet sich an den Freund Staats¬
anwalt und sagt: Da steht kein Drucker braus. Man
kann doch heute ber Druckerei nicht zumuten, darauf
den Namen zu setzen; dann kommt sie direkt mit ber
Staatsanwaltschaft in Fühlung. Dann nimmt man
lieber eine Strafe von 20 oder 50 Mark auf sich.

Gin Fehler bieses Systems sind auch die kolossalen
Kosten, die es verursacht. Die Kosten sind so hoch, weil
'die Herren gar keinen Begriff haben, wie schwer es der
Bevölkerung ist, bie Lasten aufzubringen. Wenn die
Herren weniger zahlreichauftreten würden — die Bür¬
germeistereientonnten zu dreien zusammengelegt wer¬
den —, dann wäre immer noch dieselbe Arbeit für billi¬
geres Geld zn leisten.

Vorhin wurde verschiedentlich die Eifel erwähnt. In
eiuer Eingabe kommt ein Bahnbau vor. Das ist eine
Bahn, bie schon im Jahre 1912/13bewilligt war. Wissen
Sie, weshalb sie nicht gebaut worden ist? Weil ein
Herr von der richtigen Partei eigens einen Bahnhof
für seine Brauerei haben wollte. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlach: Welches ist denn die richtige Partei?)
Nach dem Kriege wurde diese Nahn immer wieder ver¬
sprochen. Augenblicklichwird das Projekt in Berlin
bearbeitet, und ich hoffe, daß bie Bahn gebaut wird.
Sie müssen bei dieser Bahn eins bedenken,das; früher,
abgesehen von der Politischen Grenze an ber Luxem¬
burger Grenze entlang niemals eine wirtschaftliche
Grenze bestandenhat. Das Gebiet im Westen bes Be¬
zirks Trier gehörte früher politisch und wirtschaftlich
zu Luxemburg; die politische Trennung ist erst 1M5
erfolgt. Wirtschaftlichzeigte sie sich in ber Form, daß
man auf der deutschen Seite weniger Straften baute
als 'in Luxemburg; die Luxemburger haben die Bahn
gebaut, bie Deutschen benutzten die Bahn und die
Straßen in Luxemburg. Daß dieses Gebiet seht dar¬
unter leidet, ist Wohl zu verstehen. Es wird immer
von der Abtrennung von Eupen, Malmedp, Lothringen
und Posen gesprochen. Daß aber hier derselbe wirt¬
schaftlich? Schnitt gemacht wurde, wird nie erwähnt.

Bei den Erwerbslosen muß ich mich noch mit einer
Sache befassen. Ich halte es für ein großes Unrecht,
daß die Erwerbslosengelber so anfgebracht werden, wie
es heute geschieht. Schon vor 6N Jahren — damals
gab es noch keine Landwirtschaftskammer, sondern nur
einen LandwirtschaftlichenVerein — bekam die Indu¬
strie die Eisenzölle nnd wurde dadurch hochgepäppelt.
Damals wurde von dem Landwirtschaftlichen Verein
gewarnt: Wenn eines Tages die Industrie nicht mehr
gnt geht, werden die ganzen Leute, die jetzt durch die
Industrie entwurzelt und an den großen Orten kon¬
zentriert werden, als ein trauriges Erbe ber Industrie
auf das Land zurückfluten, bann haben wir die Be-
schernnn.Diese Situation ist jetzt da. Aber nicht allein
das. Es ist nach meiner Ansicht eine große Ungerechtig¬
keit, daß man der Industrie nicht nur sagt, es wäre

sehr schöu, 'daß sie rationalisiert, also ihre Divwenden
erhöht, sondern daß man bies sogar noch mit allen
möglichen Staatskrediten unterstützt, daß man aber
,gar nicht daran benkt, daß sie doch nicht so ohne wei¬
teres die Arbeiter, «die sie hat, ber Allgemeinheit zur
Verfügung stellen kann. Wenn ein Betrieb bie Leute
hält, so hat er nach meiner Auffassung mehr als eine
moralische Pflicht, auch in gewisser Hinsicht für die
Arbeiter zu sorgen. Er darf sie auf jeden Fall nicht
restlos der Allgemeinheit aufbürden, um sie eventuell
nach 14 Tagen wieder einstellen zu können, so Wie man
ein Pferd beim dummen Nachbar, ohne zu bezahlen,
ins Futter stellt. Das ist eine ganz falsche Politik, die
ba getrieben wird. Sie wird nur zugunsten unserer
Großindustrie getrieben, die einen ganz gewaltigen
Einfluß hat.

Jetzt kommt der Nürburgring. Meine Herren!
Wenn wir das letzte Mal vor den, Nürburgring ge¬
warnt haben, so geschah das aus Sorge um die ein¬
gesessene Bevölkerung. Sie wissen vielleicht — iO
glaube, ich sagte es Persönlich—, den Leuten im Kreise
Abcnau geht es sehr schlecht, ihnen soll geholfen
werden. Aber man kann ihnen nicht dadurch helfen,
daß man ihnen ein ganz gewaltiges Risiko aufbürdet,
denn, wenn die Sache schief geht, dann verschwinden
die berzeitigeu Herren und die Bevölkerung bleibt
zurück nnd hat die Sache auszubaden. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Ercuh: Welche Sache? Weiterer Zuruf:
Dann wnrdcn Sie Qaudrat von Ndenau!) Sie waren
ja in Bitburg Assessor. Ehe Sie in Bitburg als Assessor
ankamen, waren Sie ja schon kolossal im Schwindel,
weil Sie sich nicht zutrauten, der Zustände dort Herr
zu werden. Haben Sie verstanden? — Ich wiederhole:
Ehe der Herr als Assessor nach Vitburg kam, war er
schon sehr besorgt, weil er von unserer Existenz gehört
hatte, weil er wußte, daß wir gewissen Behörden auf
die Finger sehen.

Nicht allein ich, sondern weiteste Kreise ber Be¬
völkerung in Adenau befürchten, baß dieser Nürburg¬
ring mit einer großen Pleite endet und daß die Be¬
völkerung dann in dem Elend brinsitzt. Da ist die
Provinz leider Gottes Mitschuld,weil die Sache nickst
früher abgebant wurde. Es wurde vorhin erwähnt,
baß dort ein Mann beschäftigtwirb, ber zehnmal wegen
Eigentumsvergehens vorbestraft ist. Das ist erstaun¬
lich. Der Mann hat fünf Jahre das Besatzungsnmt
geleitet. Wissen Sie, was er tat? Er unterschlug
Autos der Amerikaner. Nachher mußte er das Geld
allerdings herausgeben. Er hat jahrelang Unter-
schlagnngcn und Urkundenfälschungen in der gröbsten
Weise begangen. Aber er hat während ber Besatzung
manches erlebt und manches gehört, und weite Kreise
stnd der Auffassung: Wenn der gepackt wird, dann
packt er aus, und bann bricht manch einer ben Hals.
sHört, hört! bei ben Kommunisten.) Das Verfahren
hat »drei Jahre lang geschwebt, bann hat es der Staats¬
anwalt eingestellt. Der erste Revisor stellte die Be¬
trügereien fest, darauf wurde ein anderer Revisor ge«



?.'!. Rheinischer Provinziallnndtag, !!, Sitzung am 5, April 1927, 75

nommen. Der Mann ist im Kreise Adenau unter¬
gebracht. Ich glaube, daß der Herr, der eben den
Zwischenruf machte, Bescheidwissen mutz. Es ist be¬
dauerlich,daß wir solche Zustände haben. Dieser Mann,
der seht im Kreise Adenau beschäftigtwird, hat sich
nicht geniert, das Material für eine falsche Anzeige zu-
sammenzuschaffeu,und diese Anzeige wurde bei der
Besatzung erstattet. Es war nicht das erstemal, daß
eine solche Anzeige gegen mich und einen anderen
Herrn erstattet wurde. Wir haben, Gott sei Dank, be¬
weisen können, baß die Anzeige nicht wahr war.

Bei «den Provinzialstraßen gibt es einen gefähr¬
lichen Punkt, die Straße Bonn — Godesberg. Ich
glaube, die Unterführung kennen Sie alle. Ich habe
selbst einmal Malheur da gehabt. Das Gericht stellte
sich auf 'den Standpunkt, auch bei großer Vorsicht sei
ein Unglücknicht zu vermeiden, und es sei als höhere
Gewalt anzusprechen,wenn zwei Autos da zusammen¬
stoßen. Derartige Stellen Kursen nicht auf stark be¬
fahrenen Straßen sein. Dieser Punkt muß unbedingt
beseitigt werden, und wenn es noch soviel kostet.

Nun ist mir etwas anderes beim Provinzialstraßen-
bau aufgefallen; das ist. daß offenbar die Landesbau-
nmter verschieben mit Geld versorgt werden. Zum Bei¬
spiel bekommt offenbar das Landesbauamt Prüm viel
"'chr Geld als das Landesbauamt in Trier, denn es
'"endet viel mehr für Arbeiten auf, die nach meiner
Ansicht und nach Ansicht weitester Kreise nicht nötig
nnd. Daß man da in ländlichen Orten den Land¬
wirten, die das Vieh über die Straße zur Weide trei¬
ben, die größten Schwierigkeiten macht, Paßt schlecht
?"r Hebung der Landwirtschaft durch die Proviin, Gs
>st nach meiner Ansicht nicht nötia. daß man aus den
Vrovinzialstraßen Promenaden für die Herren Ne¬
unten nnd nur Verkehrswege für die Autos macht,
""s will ich bei Kein Punkte erwähnen.

Bei der Landwirtschaft haben wir einmal wieder,
wie so oft, gehört, daß das Heil nur von der Erhöhung
ber Produktion kommt. Meine Herren! An der Er¬
höhung der Produktion hat der einzelne Landwirt gar
^in Interesse. (Abgeordneter Gerlach: Hört, hört!)
Ans Ist ein volkswirtschaftlichesMoment, weiter nichts.
^em Landwirt predigt man: Produziere mehr! Wenn
l"e Landwirte es fertig brächten, 20 Prozent mehr zu
produzieren, dann hätten wir mehr, als wir ge¬
brauchen. Dann sollten wir mal sehen, was das für
ein Elend würde. Dann würden die Herren von der
Industrie die einzigen sein, die die Zölle huben; dann
Wüßten die Landwirte die durch die Zölle verteuerten
^ndustrieprodukte kaufen und selbst mit ihren Pro¬
dukten aus den Preis des Auslandes und noch bar-
Unter gehen. Meine Herren! Das haben wir von der
Erhöhung ber Produktion zu halten.

Nenn vorhin ein Herr 'von der Sozialdemokrati¬
schen Partei die Landwirtschaftskammer und die Ve-
5U".e des Herrn von Lüninck erwähnte, so ist das
Naentlichein christlicher Streit der christlichen Bauern¬

vereine untereinander. Bei diesem Zank könnten die
Sozialdemokraten und wir in Ruhe zusehen. Sie
wissen, die Herren von den christlichen Bauernvereinen
— „Kindlein, liebet einander!" — machen das unter sich
aus. (Heiterkeit.) Soviel ich weiß, hat Herr Graß
nichts zurückgenommen. Das will ich nur sagen; mich
geht die Sache nichts an. Wenn vermutet wird, daß
die Mitglieder der Kammer nichts von den Geldern
wissen, so ist das nicht erstaunlich. Sehen Sie einmal,
bei uns im Kreistag meinte neulich ein Kreisausschuß-
mitglied, es sei ein unerhörter Eingriff in die Selbst¬
verwaltung, wenn man in einem Kreise eine Finanz-
kummission nnd eine Elektrizitätskommission haben
wolle, das ginge alles vom Kreisausschuß aus. Gs
wäre eine ganz tolle Auffassungvon Selbstverwaltung,
wenn neben dem Kreisausschuß irgendeine Kommission
irgendwo hineinsehen wolle. Das ist die Idee eines
Herrn aus Kockshauseu, der Mitglied eines Kreis-
ausschusses ist. Das ist die Demokratie bei der be¬
kannten Partei.

Meine Herren! Wenn wir dem Landwirt die Mög¬
lichkeit geben wollen, mehr zu produzieren, müssenwir
ihn: erst die Möglichkeitschaffen, daß er billiger Produ¬
zieren kann. Das können wir, wie ich vorhin schon
erwähnte, dadurch, daß wir die Industriczölle an¬
gemessen heruntersetzen.Die Industrie wird es ja bald
nicht mehr nötig haben, auf Zölle zu sehen. Dann ist
die internationale Verbrüderung der Industrie soweit
vorgeschritten, daß sie in dieser Hinsicht auf uns alle
pfeifen kann. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)
Meine Herren! Es geht aber nicht, daß man dem
Landwirt durch hohe Industriezölle seine Bedarfs¬
artikel verteuert, daß man dem Landwirt zugleich, um
der Industrie günstige Verträge zu beschaffen,viele
Anslandswaren zollfrei auf den Markt schickt. Das
sind Sachen, die nicht zusammen passen.

Zur Verbilligung der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion dient auch, daß wir eine andere Landgcmeindc-
ordnung bekommen. Zur Verbilligung dient ferner die
Förderung der Zusammenlegung. Das ist das
Schlimmste im Gebiet der fränkischenSiedlung, daß
Wir nicht die Höfe, sondern die zersplitterten Fluren
haben. Das ist ein teures Bewirtschaften. Dann
könneir Sie dem Landwirt helfen durch Unterstützung
des Drainllgcbaucs. Eine sehr gute Sache ist auch die
Tuberkulosctilgung. Eine Sache, die ich nicht ver¬
stehe, ist, daß die Provinz hingeht und auf einein Gut
von 200 Morgen für über eine Viertelmillion Vieh
umschlägt. Das ist ja die reine Viehhandelszentrale;
anders kann man es nicht ansprechen. Es wird gesagt,
'dadurch werde die Seuchcngefahr vermindert. Ein Gut
von 200 Morgen, durch das 400 oder 500 Stück Vieh
wandern, ist ein Seuchenherd und leine Seuchen¬
verminderungszentrale. Es ist doch nicht so, als wenn
nur in einem Teil der Provinz Vieh gezüchtetwürde.

Zum Schluß lironischesBravo!) komme ich auf die
Gerichtsverhandlung gegen die Sünder von Bernkastel.
Es war eigentlich traurig, wenn man sah, wie diese
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Verhandlung geführt wurde. Die Tendenz war offen¬
bar, die Angelegenheit nicht zu weit auszurollen; ich
kann »ja nicht sagen, daß das abgemacht war. Die
Winzer waren wahrscheinlichalle zum ersten Male an
einem Gericht. Die Verteidigung würbe so geführt:
Keiner sagte ein scharfes Wort, und auf Grund dessen
hat man das faule Kompromiß geschlossen, daß nach¬
her begnadigt wurde. Gs ist eigentlich betrübend, daß
wegen eines derartigen Notwehrversuchs eine Gerichts¬
verhandlung stattfinden mußte. Die Herren, die sich
damals um die Verteidigung so bemüht und den Rechts¬
anwalt besorgt haben, das sind dieselben Herren, die
jetzt hier sagen, man müsse wieder den Winzern helfen,
die aber nicht riskieren, in Berlin den Forderungen
der Industrie, die den Winzerstand ruinieren, ent¬
gegenzutreten un'd sie abzulehnen, (Bravo! bei der
WirtschaftlichenVereinigung.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort bat Herr
Abgeordneter Dr. Wesenfelb.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine Damen
und Herren! Im Anschluß an die Ausführungen, die
,<oerr Abgeordneter Vaterrodt vorhin, insbesondere an
die Arbeitsgemeinschaft gewandt, zum Schluß seiner
Rede gemacht hat. habe ich namens der Arbeitsgemein¬
schaft eine kurze Erklärung abzugeben.

Ich betone zunächst. daß, soweit ich unterrichtet bin,
niemand hier im Hause — ganz gewiß kein Mitglied
der Arbeitsgemeinschaft — dem Herrn Abgeordneten
Dr. Limbonrg den Vorwurf des Separatismus ge¬
macht hat. Dieser Vorwurf ist von anderer Seite er¬
hoben worben, nnd es sind Tatsachen behauvtet worden,
die. wenn sie wahr wären, diesen Vorwurf berechtigt
erscheinenlassen würden.

Herr Abgeordneter Vaterrodt hat sein Bedauern
darüber ausgesprochen, daß die Prozesse, die Herr
Dr. Limbourg auf Grund dieser Anschuldigungen
gegen eine Reihe von Blättern, u. a. auch gegen die
„Vossische Zeitung" und das „Kölner Tageblatt", er¬
hoben hat, bisher zu keinen, Abschlußgelangt sind. Gr
hat weiter gesagt, daß ein kleiner Ausschuß, der aus
Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft im Staatsrat be¬
steht, diese Angelegenheit untersucht habe nnd daß
dessen Untersuchung völlig ergebnislos verlaufen sei.
Das letztere ist unrichtig. Dieser Ausschuß desStaats-
rates wird sich mit der Angelegenheit weiter befassen.

Aber, meine Damen und Herren, diese Dinge sind
restlos selbstverständlich nur durch eine gerichtliche Ver¬
handlung zu klären, und wir können nur wiederholt
die Hoffnung aussprechen, daß eine solche gerichtliche
Verhandlung tunlichst bald in breitestem Umfange
stattfindet, daß die ganzen Verhältnisse geklärt werden
und daß es Herrn Dr. Limbourg auf Grund dieser
gerichtlichenVerhandlung dann gelingt, die gegen ihn
erhobenen Beschuldigungen restlos zu widerlegen.
Dann wird niemand hier im Hause sein, der sich nicht
freut, daß der Vorwurf des Separatismus gegen ein
Mitglied des RheinischenProvinziallandtages ans der

Welt geschafft wird. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Hier sind noch mehr Separatisten!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iansen-Lammersdorf. (Zuruf: Ver¬
zichte!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließedie Erörterung und erteile zu einer Persön¬
lichen Bemerkung Herrn Abgeordneten Vaterrodt das
Wort.

Abgeordneter Vaterrodt: Meine Damen und
Herren! Der Herr Landeshauptmann hat geglaubt,
dagegen Widerspruch erheben zu sollen, daß ich der
Rheinischen WohnungsfürsorgcgesellschaftBetrug vor¬
geworfen hätte. Ich muß demgegenüber feststellen, daß
das auf einem Irrtum des Herrn Landeshauptmanns
beruhen muß. Ich habe der Rheinischen Wohnungs¬
fürsorgegesellschaft keinen Betrug vorgeworfen und
habe daran nicht gedacht. Der Sachverhalt ist folgen¬
der gewesen:

Ich habe namens meiner Freunde erklärt, daß
meine Freunde den Antrag auf Uebernahme der Bürg¬
schaft für ein der Rheinischen Wohnungsfürsorge¬
gesellschaftzu bewilligendes Darlehen oder für eine
Beteiligung bei der Rheinischen Wohnungsfürsorge'
Gesellschaft seitens der Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt ablehnen würden. Ich habe daran den Aus¬
druck der Verwunderung geknüpft, daß die Arbeits-
nemeinschaftdieses Hauses durch den Mund des Herrn
Kollegen Kaiser der Vorlage ihre freudige Zustimmung
habe zuteil werden lassen und gesagt, dieser Stand¬
punkt der Fraktion in diesem Hause stände in einem
Gegensatz zn dem Standpunkt, den kürzlich ein Ver¬
treter der Dentschen Volkspartei, der Abgeordnete
Winnenfeld. im Reichstag gegenüber den Wohnungs¬
fürsorgegesellschaften eingenommen habe. Ich hab«
dann die Aeußerung des Herrn Winnenfeld ans der
Sitzung des Reichstages vom 12. März 192? verlesen,
in der der Herr Winnenfeld, nachdem er zunächst von
den Wohnungsfürsorgegesellschaften im allgemeinen
svrach, erklärt hat, das Verhalten einer dieser Gesell¬
schaften,nämlich der WestfälischenWohnungsfürsorge-
aesellschaft,grenze an Betrug, und ich habe besonders
darauf hingewiesen, daß diese Ausführungen unter der
Zustimmung der Deutschen Volkspartei erfolgt seien-
Darauf hat der Herr Kollege Kaiser mir den Zwischen¬
ruf gemacht, das habe sich aber aus die Westfälische Für-
sorgegrsellschaftbezogen und nicht anf die Rheinische-
Ich habe dem Herrn Kollegen Kaiser erwidert, man
könne eine derartige Differenzierung nicht machen,
denn, was anf die WestfälischeWoh-ungsfürsorge-
gesellschaftzuträfe, dürfte muwliü mutanäi« auch "Nl
die Rheinische zutreffen (Abgeordneter Dr. Kaiser!
Also!) ^ ich will versuchen, wörtlich zu wiederholen,
was ich gesagt habe —, weil die Organisation, die Lei¬
tung und der Geschäftsbetrieb beider Gesellschaften
nach denselben Grundsätzen erfolgten und weil sie nw
allen übrigen Fürsorgeaesellschastenzusammen in einer
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üloben Zeutralorganisation über das Reich verbunden
wären. Das ist das gewesen,was ich ausgeführt habe.

Ich kann nicht anerkennen, baß ich mir mit diesen
Worten die Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Winnenfeld zu eigen gemacht hätte, weder gegenüber
der WestfälischenFürsorgegosellschaftnoch auch gegen¬
über der Rheinischen Wohnungsfürsorgegesellschast.

Ich habe -diese Ausführungen des Herrn Abgeord¬
neten Winnenfeld lediglich angeführt, um den Gegen¬
satz festzustellen, in dem die Fraktion der Deutschen
Vollspartei in diesem Hause zur Reichstagsfrattioil
steht, und habe nicht daran gedacht, diese Ausführungen
mir zu eigen zu machen.

Wenn ich gesagt habe: Was von der Westfälischen
Wohnungsfürsorgegesellschaftgilt, gilt mutatiz muwnäi«
auch von der Rheinischen,bezog sich nur auf den Ein¬
Wurf, öen mir der Herr Kollege Kaiser gemacht hat
und mit dem Herr Kollege Kaiser begründeil wollte,
daß bie Aeußerung des Herr» Winnenfeld nicht auf
bie Rheinische Wohnungsfürsorgegesellschast bezogen
werden tonne und daß deshalb zwischendem Stand¬
punkte des Herrn Winnenfeld und seinem Standpunkte
«in Widerspruch nicht vorhanden sei. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Kaiser: Du sprichst vergebens viel!)
Deshalb habe ich gesagt: Sie können so nicht argumen¬
tieren, und habe lediglich darlegen wollen, daß der Herr
Kollege Kaiser mit diesem Zwischenruf den Wider¬
spruch, her bestehe,nicht aus der Welt schaffenkönne.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans: Sie sind ein
«uter Rechtsllnwalt! Weiterer Znrus: Kein Engel ist
W rein!)

Ein zweiter Punkt. Herr Kollege Wesenfeld hat
^orhin erklärt, daß meine Mitteilungen über die Ver¬
handlungen, die in der Arbeitsgemeinschaftdes Staats¬
guts zum Falle Nimbourg stattgefunden hätten, un¬
richtig gewesen seien und daß diese Verhandlungen
Nicht mit einem negativen Ergebnis abgeschlossen
satten. Das Ergebnis der Verhandlungen bzw. der
Untersuchung— ich stelle das nochmals fest — ist voll¬
ständig negativ gewesen. Von allem vorgelegten Ma¬
terial ist nichts übrig geblieben. Der Herr Kollege
Kaiser, der an den Verhandlungen teilgenommen hat,
At lediglich darauf bestanden,daß vor endgültigem Be¬
schluß noch das Berufungsurteil in Trier abgewartet
werden solle. (Zuruf: Das war doch leine persönliche
Bemerkung!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zu einer
bersüMchen Bemerkung hat Herr Abgeordneter
^r. Creutz.

Abgeordnet« Dr. Ereutz: Meine sehr verehrten
Hamen und Herren! Ich kann mich nicht dazu bereit-
Nnben, im Rahmen der oben gehaltenen Rede des
«errn Dr. Nimbourg aus die persönliche Anzapfung
anzugehen. Ich beschränkemich darauf, diese An-
s"bsung aus das schärsste Mrücizuweiseu.
,. Bezüglich der persönlichenAnschuldigung,die in der
Umstellungeines Angestellten,der, wie Herr Limbourg
'n«t, vorbestraft sein soll, liegt, werde ich weitere Er- ^

lwrungen in den nächsten Tageil abgeben. Daß Herrn
Limbourg die Uebernahme dieses Mannes nach Adenau
nicht sympathischist, kann ich durchaus verstehen, denn
er gehört zu denjenigen gewissenhaftenBeamten, die
teilweiseüber die Grenzen ihrer Pflicht hinaus speziell
Herrn Limbourg aus die Finger gesehenhaben. (Un¬
ruhe.)

VorsitzenderDr. Iarres: Damit ist die Verhand¬
lung geschlossen. Es sind zwischenzeitlichvon den
Fraktionen nocy zwölf Anträge eingegangen, die Ihnen
im Umdruck vorliegen. Ich ,uMge vor, folgende nenn
Ailträge dem l. Fachausschußzu überweisen:

1. Antrag der Zentrnmssrattion zu dem Antrag der
Arbeitsgemeinschaft, betreffend Behebung der
Kreditnot in der mittleren und kleinen rheinischen
Industrie durch Zuführung langfristiger Hypo-
thetarlredite seitens der Landesbant.

2. Antrag der S^D-Fraktion zu dem Antrag der
Zentrumsfraktion, betreffend Rationalisierung und
Zusammenlegung von Betrieben im westlichen
Industriegebiet.

3. Entjwüeßung der WirtschaftlichenVereinigung an
die Reichsregierung, betreffend Aufnahme des
Bahnbaues Bitburg-^Neuerburg—Irrel in das
gegenwärtige Arbeitsbeschaffungsprogramn!.

4. Antrag der KPD.-Frllktiou, betreffend Aenderung
der Reichsbesoldungsordnung und Umgestaltung
der Ruhegehaltsordnung.

5. Antrag der KPD.-Frnltion, betreffend ander¬
weite Besoldungsregelung der Beamten und An¬
gestellten der RheinischenProvinzialverwaltung in
deil Gruppen I bis III.

6. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffendUebernahme
des Pflichtanteils der bei der Provinzialverwaltung
beschäftigten Arbeiter und Angestelltenan den Bei¬
trägen der Sozialversicherung seitens der Ver¬
waltung und der Beitragszuschüssefür die frei¬
willige Kranken- und Angestelltenversicherung.

7. Antrag der KPD.-Frattion auf Ginstellung eines
Betrages von 500 000 Mark für Kinderspeisung in
den „Außerordentlichen Haushalt".

6. Antrag der KPD.-Fraktion auf Bewilligung eines
Zuschusses von 5000 Mark zum Ausbau des prole¬
tarischen Kinderheims in Remscheid.

9. Entschließung der KPD.-Fraktion, betreffend die
Verurteilung ungarischer Arbeiter durch ein
Standgericht.

Alle diese Anträge gehen, wie gesagt, an den Fach¬
ausschuß I.

An den FachausschußIII geht:
1. Eiu Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der

Position 1 in Titel IV der Ausgaben des Haus¬
haltsplans der Pruvinzinl-Arbeitsanstalt Vrau-
weiler auf 400 000 Mark;

2. ein Antrag der KPD.-Fraktion zum Etat, be¬
treffend Fürsorge für Kriegsbeschädigteund Kriegs¬
hinterbliebene.
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